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Kampagnenmodus 

Der BCE-Vorsitzende schimpft. Sigmar Gabriel 
trickst ver.di-Chef Bsirske mobilisiert zu TTIP- 
Protesten. 
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Modernes Märchen 

Die Bill & Melinda Gates-Stiftung gibt vor, selbstlos 
Afrika zu helfen. Doch dass der Reichtum der Stif¬ 
ter gemehrt wird, dafür ist gesorgt. 
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Thema der Woche 


Syrien 

im Fadenkreuz 

Aus dem Plan, Assad von der Spitze Syriens 
zu verdrängen, wurde ein Krieg, der das Land 
zerstört. Vorhandene soziale Konflikte wur¬ 
den vertieft, um die „Opposition“ zu stärken. 

Heute wird wieder massiv an Kriegslügen 
gedreht, also Lügen, die eine weitere militä¬ 
rische Eskalation rechtfertigen sollen. 

Die Folgen des Krieges gegen Syrien ha¬ 
ben weltweit spürbare Auswirkungen, auch 
wenn Krieg, Terror und Flucht vor allem die 
syrische Bevölkerung treffen. 

Seiten 7 und 12 


Frontwechsel im Nahen Osten 

Türkei nimmt nicht mehr am Krieg gegen Syrien teil 


„Abrüstung 
statt Sozialabbau!“ 



Foto: Kremlin.ru 



D er Putschversuch von Teilen des 
türkischen Militärs Mitte Juli 
gegen die Regierung hat die 
Fronten im Krieg auf dem Schauplatz 
Syrien, aber auch im weiteren Nahen 
Osten verändert. Den spektakulärsten 
Kurswechsel vollzog dabei die Türkei 
selbst. In der vergangen Woche skiz¬ 
zierte der türkische Ministerpräsident 
die veränderte Außenpolitik seines 
Landes. Wichtigster Punkt dabei: Der 
Krieg gegen die Regierung Assad in 
Syrien wird beendet. 

Die Zeitung „Die Welt“ kommen¬ 
tiert den Wandel wie folgt: „Sämt¬ 
liche Grundsätze, die seit Beginn des 
Bürgerkriegs im Nachbarland 2011 
gegolten hatten, sind über den Hau¬ 
fen geworfen.“ Die Türkei habe eine 
Kehrtwende vollzogen, die ihresglei¬ 
chen suche. Kehrtwende ist wohl das 
richtige Wort. Aber ohne Beispiel ist 
eine solche Kehrtwende nicht. Die 
AKP-Regierung selbst hat eine sol¬ 
che Kehrtwende schon einmal voll¬ 
zogen. Als die AKP 2002 nach Parla¬ 
mentswahlen Regierungspartei wur¬ 


de, vertrat sie eine Außenpolitik, die 
problemlose und friedliche Beziehun¬ 
gen mit den Nachbarn des Landes an¬ 
strebte. Erst als die westlichen Staaten 
im Zuge des „Arabischen Frühlings“ 
2011 erst Libyen und dann Syrien zu 
Gegnern erklärten, vollzog die türki¬ 
sche Regierung die Wende zum Krieg 
gegen Assad. 

Auch andere Akteure verändern 
ihre Politik. Im Krieg/Bürgerkrieg, 
der auf dem Boden der Staaten Irak 
und Syrien seit Jahren stattfindet, wer¬ 
den die Frontlinien dadurch noch we¬ 
niger übersichtlich. Die selbstständi¬ 
gen kurdischen Einheiten in Syrien 
sind in den letzten Tagen in Gefechte 
mit Einheiten der syrischen Truppen 
geraten. Die gegenseitige Tolerierung 
der Kurden und der syrischen Re¬ 
gierung scheint ein Ende zu finden, 
während die Türkei unverändert die 
Kurden im eigenen Land und die in 
Syrien bekämpft. Wie weit die Türkei 
jetzt auch gegen den so genannten 
„Islamischen Staat (IS)“ aktiver vor¬ 
geht und die Wirtschaftsbeziehungen 


zu ihm zu kappen versucht, ist noch 
offen. Das entsetzliche Attentat mit 
54 Toten auf eine vorwiegend kurdi¬ 
sche Hochzeitsgesellschaft in Gazian- 
tep nahe der Grenze zu Syrien wurde 
vielfach als Racheakt des IS gegen 
die veränderte Politik der Türkei ge¬ 
wertet. 

Eine neue Entwicklung ist auch, 
dass die iranische Regierung es zeit¬ 
weise russischen Flugzeugen er¬ 
möglichte, vom Iran aus ins syrische 
Kampfgebiet zu fliegen. Ob eine sol¬ 
che militärische Zusammenarbeit 
dauerhaft sein wird, ist offen. Die Tür¬ 
kei hat mittlerweile auch die diploma¬ 
tischen Beziehungen zu Israel wieder 
aufgenommen. 

Die Gründe für den Politikwech¬ 
sel Ankaras muss man nicht lange su¬ 
chen. Es sieht so aus, dass die türki¬ 
sche Regierung die USA in Verdacht 
hat, den Putschversuch der Generäle 
im Juli inspiriert oder zumindest to¬ 
leriert zu haben. Ihre Beschuldigung 
der Gülen-Bewegung als die Haupt¬ 
verantwortliche für den Putsch stellt 


die diplomatische Form dar, den Ver¬ 
dacht zu äußern, aber den ganz großen 
Krach einschließlich des Austritts aus 
der NATO zu vermeiden. 

Nimmt man an, dass die USA 
tatsächlich, wie schon mehrfach in 
der Vergangenheit, einen Regime- 
Change in der Türkei herbeiführen 
wollten, müsste man feststellen, dass 
auch dieses Mal (wie zu Beginn des 
Syrien-Krieges und bei der Entde¬ 
ckung des IS als Hauptgegner) die In¬ 
itiative zur Umgruppierung von den 
USA ausgegangen ist. Der türkischen 
Regierung blieb nichts anderes übrig, 
als sich nach neuen Bundesgenos¬ 
sen umzusehen. Daher der Schwenk 
in Richtung Russland. Am 9. August 
war Erdogan nach St. Petersburg ge¬ 
reist, um sich mit dem russischen Prä¬ 
sidenten Wladimir Putin zu treffen. 
Der Strategiewechsel einschließlich 
des Endes von Wirtschaftssanktio¬ 
nen sowie die Wiederaufnahme eines 
Gaspipeline-Projektes wurden dort 
besprochen. 

Lucas Zeise 


Unfreiwillige Werksferien 

VW-Zulieferer im Lieferstreik. 30 000 Beschäftigte waren betroffen. 


Niedersachsens Ministerpräsident 
Stephan Weil bezeichnete es als „Lie¬ 
ferstreik“, was die Zulieferer ES Au¬ 
tomobilguss und Car Trim im Streit 
mit Volkswagen in der letzten Woche 
veranstalteten und sah entsprechend 
den Rechtsstaat gefordert. Andern¬ 
orts war man geneigt, den Konflikt 
zwischen gefühlt mittelständischen 
Zulieferern und einem Weltkonzern 
wie VW als einen Kampf „David ge¬ 
gen Goliath“ zu bezeichnen - so unter 
anderen die „taz“. 

Der Kampf um Extraprofit zwischen 
VW und Zulieferern war bereits vor 
der „VW-Krise“ hart und kennt keine 


Anzeichen der Aufweichung. Gleich¬ 
zeitig findet unter den Zulieferern 
schon seit längerem ein Zentralisati¬ 
onsprozess statt, der kleine Wettbe¬ 
werber vom Markt verdrängte - übri¬ 
gens durchaus eine Folge der brutalen 
Preispolitik der Automobilkonzerne. 
Dass ein Streit mit Car Trim und Au¬ 
tomobilguss bei Lieferstopp nötiger 
Teile unmittelbar Auswirkungen auf 
30 000 VW-Arbeiter in sechs Werken 
hat, zeigt die enge Verflechtung zwi¬ 
schen VW und Zulieferunternehmen. 
Zudem haben die Produktionsausfäl¬ 
le weitere Zulieferer in Schwierigkei¬ 
ten gebracht: „Die Folgewirkungen 


für die gesamte Wertschöpfungskette 
sind schon heute beträchtlich“, sagte 
Christoph Feldmann vom Bundesver¬ 
band Materialwirtschaft, Einkauf und 
Logistik BME. Wegen des Stillstands 
bei VW könnten die Firmen ihre Teile 
nicht ausliefern und müssten Bestän¬ 
de aufbauen. Allein an der Produktion 
des VW-Golf seien rund 500 Lieferan¬ 
ten beteiligt. 

Diese Verzahnung von Zulieferern 
und Automobilherstellern ist jedoch 
bekannt. Ungewöhnlich ist, dass 
nun ein Streit um vermeintlich klei¬ 
ne Summen derart eskalierte, dass es 
überhaupt zu einem solchen Produk¬ 


tionsstopp kommen konnte. Das mag 
einerseits daran liegen, dass die hinter 
Car Trim und Automobilguss stehende 
Prevent-Gruppe gerade erst auf Ein¬ 
kaufstour war, sich entsprechend ver¬ 
größerte und nicht bereit ist, sich ihre 
Gewinnerwartungen von VW, Daim¬ 
ler oder anderen zurechtstutzen zu 
lassen. Zur Schärfe der Auseinander¬ 
setzung kann auf Seiten des VW-Kon- 
zerns aber auch beigetragen haben, 
dass es bei leichten Absatzschwächen 
durchaus gelegen kam, eine Chance 
auf fremdverschuldete Kurzarbeit zu 
nutzen. 

Lars Mörking 


Wie stark ist die Friedensbewegung? 
Für das Bündnis, das für den 8. Ok¬ 
tober zu einer Demonstration gegen 
die Kriegspolitik der Bundesregierung 
aufruft, war das eine der Fragen, die 
in der Vorbereitung kontrovers dis¬ 
kutiert wurden. Als sich das Bündnis 
Anfang des Jahres zur ersten Aktions¬ 
konferenz traf, ging es um die Frage, 
ob eine weitere Mobilisierung über¬ 
haupt realistisch sei: Die Friedens¬ 
bewegung mobilisierte 2016 schon 
zu den Protesten gegen die „Sicher¬ 
heitskonferenz“ in München“, den Os¬ 
termärschen und weiteren Aktionen. 
Die Antwort der Organisatoren: Eine 
starke Aktion, die die unterschiedli¬ 
chen Kräfte der Friedensbewegung 
zusammenführt, ist notwendig. Die 
NATO-Länder machen gegen Russ¬ 
land mobil. Deutschland mischt im 
Syrien-Krieg mit. In der ganzen Welt 
führt der Kampf der Großmächte um 
Einflussgebiete, um Märkte und Roh¬ 
stoffe dazu, dass die Spannungen auch 
mit militärischen Mitteln ausgetragen 
werden könnten. 

Die Friedensbewegung war in den 
vergangenen Jahren auch deshalb 
nicht in der Lage, gegen die Kriegs¬ 
gefahr und die Kriegspolitik der Bun¬ 
desregierung wirksamen Widerstand 
zu entwickeln, weil sie von inneren 
Konflikten geschwächt war. Am 3. Juli, 
während des UZ-Pressefestes, einig¬ 
ten sich in Dortmund Vertreter unter¬ 
schiedlicher Teile der Friedensbewe¬ 
gung darauf, gemeinsam die Demons¬ 
tration am 8. Oktober zu organisieren. 
Diese Demonstration wird dazu bei¬ 
tragen, trotz unterschiedlicher Auffas¬ 
sungen gemeinsam zu kämpfen. Wie 
stark die Friedensbewegung ist? Die 
Antwort darauf ist, am 8. Oktober zur 
Demonstration nach Berlin zu kom¬ 
men. 

Bericht Seite 9 


Antikriegstag mit UZ 

Keine Veranstaltung und Demons¬ 
tration zum Antikriegstag ohne UZ - 
auch die nächste Ausgabe der UZ, die 
am 2. September erscheint, wird als 
Schwerpunkt über die Kriegspolitik 
der Großmächte und den Kampf für 
den Frieden berichten. 

Preise und weitere Informationen 
können unter vertrieb@unsere-zeit.de 
erfragt werden, 

Bestellungen bis Montag, den 
29. August um 12.00 Uhr unter der¬ 
selben Adresse entgegengenommen 
werden. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Rainer Perschewski zu einem Workshop der „Linken“ 


Zerschlagung 

Die Bundestagsabgeordnete der Par¬ 
tei „Die Linke“ und verkehrspolitische 
Sprecherin ihrer Fraktion, Sabine Lei¬ 
dig, lädt im September zu einem Work¬ 
shop „Wie schützen wir die Bahninfra¬ 
struktur vor der Privatisierung?“ ein. 
Für ihr Fachressort stellt sie sich damit 
vordergründig ihren Aufgaben. Sicher 
hat Leidig nicht damit gerechnet, dass 
der Workshop schon im Vorwege zu 
heftigen Reaktionen in ihrer Partei und 
bei linken Gewerkschaftern führt. Das 
Brisante an dieser Veranstaltung ist, 
dass in der Einladung vermittelt wird, 
die Deutsche Bahn AG stünde vor ei¬ 
ner Teilprivatisierung, da der Konzern 
beabsichtigt, die Auslandstöchter „DB 
Arriva“ und „Schenker Logistic“ zu 
verkaufen (siehe UZ v. 275.2016) bzw. 
sich Teilhaber zu suchen. Doch damit 
nicht genug, ausgerechnet zum The¬ 
ma „Bahninfrastruktur“ wird der Vor¬ 
sitzende der Lokführergewerkschaft, 
Claus Weselsky, als Hauptredner ein¬ 
geladen, dessen Organisation schon 
vor Jahren wissen ließ, dass sie mit der 
Bahninfrastruktur nichts weiter zu tun 
haben will. Der Inhalt des Referates 
soll die Begründung liefern, weshalb 
die Infrastruktur aus der Deutschen 
Bahn herausgelöst werden muss. Als 
weiterer Redner ist Winfried Wolf an¬ 
gekündigt, der die „neue Situation“ 
verdeutlichen und begründen will, wa¬ 
rum Die Linke und das Bündnis „Bahn 
für Alle“ sich gegen den integrierten 
Bahnkonzern stellen müssen. 

Falsche Frage, sagen etwa 70 
Erstunterzeichner/-innen eines of¬ 
fenen Briefes an den Bundesvor¬ 
stand und die Bundestagsfraktion 
der Linken. „Müsste es nicht rich¬ 
tiger heißen: Wie schützen wir die 
Bahn - und zwar gesamt?“ fragt der 
Initiator des offenen Briefes, Andre¬ 
as Müller, EVG-Gewerkschafter und 
Fraktionsvorsitzender der Linken im 
Main-Kinzig-Kreis. Verwiesen wird 
auf die Beschlusslage der Partei und 
des DGB, die sich gegen die Zerschla¬ 
gung und Privatisierung des DB-Kon¬ 
zerns aussprechen. Die „neue Situa¬ 
tion“ wird nun damit begründet, dass 
durch denVerkauf der Auslandstöch¬ 
ter „private Investoren demnächst bei 
der DB AG mit am Tisch sitzen und 
(...) dadurch ein zusätzlicher Rendi¬ 
tedruck auf das Staatsunternehmen 
(...) - insbesondere auf die Infra¬ 
struktur“ entstehen würde. Die Ant- 


der Bahn? 

wort darauf, warum das eine andere 
Situation als bisher ist, da die Bahn in 
vielen Töchtern selbst in Deutschland 
Minderheitsbeteiligungen hat, blei¬ 
ben die Initiatoren in ihren Veröffent¬ 
lichungen schuldig. Widersprüchlich 
ist die begonnene Debatte in der Lin¬ 
ken auch deshalb, weil sie den Kauf 
dieser Auslandsunternehmen der DB 
AG heftig kritisiert hatten, da dem 
Unternehmen dieses Geld nicht für 
Inlandsinvestitionen in Deutschland 
zur Verfügung stehe. 

Die Fragestellung und das Ansin¬ 
nen des Workshops der Linken reiht 
sich in einer Reihe mit den Vorhaben 
der weiteren Liberalisierung des Ver¬ 
kehrsmarktes in der Europäischen 
Union ein. Seit Jahren kämpfen die 
DGB-Gewerkschaften EVG und Ver¬ 
di national und in Verbindung mit der 
Europäischen Transportarbeiterförde¬ 
ration (ETF) gegen den Plan der Eu¬ 
ropäischen Kommission, die noch un¬ 
ter staatlicher Regie fahrenden staat¬ 
lichen Bahnen zu zerschlagen. Diese 
Auseinandersetzung konnte erst vor 
wenigen Monaten - zumindest vor¬ 
läufig - erfolgreich beendet werden, 
da das Europäische Parlament sich ge¬ 
gen die Zwangstrennung von Netz und 
Transport ausgesprochen hat. Die Un¬ 
terzeichner des offenen Briefes weisen 
zu Recht darauf hin, dass die Zerschla¬ 
gung der Deutschen Bahn weitreichen¬ 
de Folgen für das Gesamtsystem hätte. 
Schon die EVG hat in der Vergangen¬ 
heit mehrfach darauf hingewiesen, dass 
zehntausende Beschäftigte der Bahn 
im Falle der Zerschlagung ihren Ar¬ 
beitsplatz verlieren würden. 

Die Trennung von Netz und Trans¬ 
port war schon Gegenstand der Debat¬ 
te in der SPD/Grünen Regierung unter 
Bundeskanzler Gerhard Schröder, die 
sich in einem Gutachten die Varianten 
der Privatisierung mit und ohne Netz 
darstellen ließ. Schon in dieser Debatte 
wurde deutlich, dass die Trennungsbe¬ 
fürworter eindeutig die Kapitalinteres¬ 
sen im Fokus hatten. Die Infrastruktur 
ist bis heute ein Zuschussgeschäft und 
daher für „private Investoren“ unin¬ 
teressant. Sabine Leidig erweist ihrer 
Partei mit diesem Workshop einen Bä¬ 
rendienst in dem anstehenden Bundes¬ 
tagswahlkampf. Die Zukunft des Schie¬ 
nenverkehrs kann nur unter der Rück¬ 
nahme der so genannten Bahnreform 
diskutiert werden. 


Manfred Dietenberger zum „Jobmotor Migration“ 


Zwang zur Selbstständigkeit 


Gerade gelang es der Bertelsmann- 
Stiftung eine Studie mit dem recht 
sperrigen Titel „Migrantenunterneh¬ 
men in Deutschland zwischen 2005 
und 2014 - Ausmaß, ökonomische 
Bedeutung und Einflussfaktoren auf 
Ebene der Bundesländer“ in die Me¬ 
dien zu lancieren. Und zwar unter 
dem Hoffnung machenden Schlagwort 
„Jobmotor Migration“. So klingen gute 
Nachrichten. Nicht erwähnt wird, dass 
es sich dabei oft um „Notgründungen“ 
handelt, die durch die schwierige Ar¬ 
beitsmarktsituation für Migranten er¬ 
zwungen werden. Dennoch, zwischen 
2005 und 2014 wuchs dort die Zahl der 
Arbeitsplätze um mehr als ein Drittel, 
auf heute 1,3 Millionen. Die Bertels¬ 
mann Stiftung übergeht dabei still¬ 
schweigend, dass sehr viele von die¬ 
sen 1,3 Millionen unter prekären Be¬ 
dingungen arbeiten. 

Die zunehmende „Selbstständig¬ 
keit“ von Deutschen und Migranten 
ist ein Zeichen dafür, dass es zu we¬ 
nige sozialversicherungspflichtige Ar¬ 
beitsplätze gibt, aber auch dafür, dass 
Unternehmen immer häufiger Jobs 
auslagern. Oft ist die Entscheidung 
zur Selbstständigkeit nicht freiwillig. 

Fachleute schlagen spezielle Pro¬ 
gramme zur Förderung kleiner und 
mittlerer, von Immigranten gegrün¬ 
deter Unternehmen vor. Allerdings 
besteht die Gefahr, dass diese Unter¬ 
nehmen als Lohndrücker missbraucht 


werden. Die weitere Absenkung sozi¬ 
aler Standards muss gestoppt werden. 
Doch das ist genau die Absicht von 
Neoliberalen in Politik und Wirtschaft, 
deren Sprachrohr die Bertelsmann- 
Stiftung teils verdeckt, teils offen ist. 
Von Bertelsmann stammen die Blau¬ 
pausen zu Hartz I bis Hartz IV. 

Zur Überraschung vieler operiert 
die Hälfte der Selbstständigen inzwi¬ 
schen im Dienstleistungsbereich au¬ 
ßerhalb von Handel und Gastrono¬ 
mie. Der Anteil von Selbstständigen 
im Handel und Gastgewerbe verrin¬ 
gerte sich laut Studie innerhalb von 
zehn Jahren um zehn Prozent, und 
liegt heute bei nur noch 28 Prozent. 
In der gleichen Zeit stieg ihr Anteil im 
produzierenden Gewerbe. Jeder fünf¬ 
te Selbstständige mit Migrationshin¬ 
tergrund ist heute im Bau- oder verar¬ 
beitenden Gewerbe tätig. Als Unter¬ 
nehmer bekommen sie im Schnitt mit 
2 167 Euro netto pro Monat 40 Pro¬ 
zent mehr als ihre Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund. Im Vergleich 
zu Menschen ohne Zuwandererge¬ 
schichte schneiden beide Zuwanderer- 
Gruppen schlechter ab. Zuwanderer 
und ihre Kinder erzielen in Deutsch¬ 
land im Schnitt ein rund 30 Prozent 
niedrigeres Einkommen als Menschen 
ohne Zuwanderergeschichte. 

Unternehmensgründung auch von 
Migranten schafft Arbeitsplätze aber 
keine Integration. 



Foto: Bundesarchiv, B145 Bild-F079044-0020 / CC-BY-SA 3.0 


Duisburg:Thyssen-Stahlwerk, Arbeiter in der Hochofenanlage 


Kahlschlag droht 

Kampf um den Erhalt der Stahlstandorte bei Thyssen-Krupp - 
Aktionstag am 31. August in Duisburg 


F usionsgerüchte halten sich hart¬ 
näckig. Ob Thyssen-Krupp mit 
Tata Steel oder Salzgitter zusam¬ 
mengeht, zehntausende Arbeitsplätze 
würden in der Stahlindustrie und de¬ 
ren Zulieferindustrie wegfallen. Der 
Stahlbereich, eine von sechs Sparten 
des Großkonzerns Thyssen-Krupp, 
beschäftigt zur Zeit noch rund 27 000 
Menschen und macht mit knapp 9 Mrd. 
Euro Umsatz im Geschäftsjahr 2014/15 
ein Fünftel des Konzernumsatzes aus. 

Davon arbeiten derzeit noch 13 000 
Stahlarbeiter im größten Stahlwerk Eu¬ 
ropas in Duisburg. Jedenfalls ist Stahl 
beim ehemaligen Stahlkonzern Thys¬ 
sen-Krupp ein Auslaufmodell. Er gilt 
als nicht profitabel genug und zu teu¬ 
er. Stahlkonzernchef Hiesinger macht 
Druck. Spricht von „Wertlücken“ zwi¬ 
schen 800 Millionen und 1,6 Milliarden 
Euro. Dass die Personalkosten um 200 
Mio. Euro zu hoch seien, finden die 
Herren in der Chefetage, schreibt die 
WAZ am 13.8.2016. 

Ganz zu schweigen von den angeb¬ 
lich hohen betrieblichen Rentenan¬ 
sprüchen der Mitarbeiter des Thyssen- 
Krupp-Konzerns. Wenn Tata Steel ein- 
stiege, würde die indische Firma wohl 
auch am liebsten über irgendeinen 
Deal die Ansprüche auf Betriebsren¬ 
ten von 130 000 tausend Stahlarbeitern 
los werden. Der Versuch, die Stahlspar¬ 
te abzutrennen und in ein gemeinsames 
Unternehmen mit dem Tata-Konzern 
einzubringen, hätte fatale Folgen - 
nicht nur im Ruhrgebiet. 

Der Tata-Konzern möchte sich 
aus Großbritannien zurückziehen. 


Dort wären 15 000 Arbeiter und An¬ 
gestellte um ihre Existenz gebracht. 
Rechnet man die Zulieferindustrie 
dazu, wären 40 000 Arbeitsplätze be¬ 
troffen. Unsicherheit auch im nieder¬ 
ländischen Ijmuiden mit 9 000 Ar¬ 
beitsplätzen, im süditalienischen II- 
va-Stahlwerk bei Taranto mit 14 000 
Jobs, und in Dortmund, Bochum und 
Duisburg mit zigtausend gefährdeten 
Arbeitsplätzen. 

Der von der IG Metall organi¬ 
sierte Aktionstag am 31. August in 
Duisburg soll ein deutliches Zeichen 
setzen. „Stahl ist Zukunft“, heißt die 
Losung. Und: „Gemeinsam für den 
Erhalt aller Stahlstandorte“. Völlig 
richtig. Aber man will den Beschäftig¬ 
ten auch weismachen, dass an der Mi¬ 
sere die Billigimporte aus China und 
anderswo schuld sind. Es handele sich 
um eine Überproduktionskrise, meint 
dagegen der Präsident des Weltstahl¬ 
verbandes und Vorstandsvorsitzende 
des österreichischen Stahlkonzerns 
Voestalpine, Wolfgang Eder und for¬ 
dert, die Überkapazitäten abzubau¬ 
en, in Europa um 30 bis 40 Millionen 
Tonnen jährlich. 

Die Streichung von 85 000 Stahl¬ 
arbeitsplätzen in der EU seit 2008 
(ohne die Jobs in der Zulieferin¬ 
dustrie) ist anscheinend noch nicht 
genug. Und natürlich dürfen die 
Aktionäre und sogenannten Finan¬ 
zinvestoren nicht fehlen. Bei Thys¬ 
sen-Krupp tritt der Hedgefonds Ce- 
vian auf, der am liebsten die Sparte 
Stahl samt Rentenansprüchen ver¬ 
senken würde. 


Sozialpläne sind niemals sozial. 
Abfindungen, Vorruhestandsvarian¬ 
ten, der Verzicht auf Lohn und Ge¬ 
halt haben noch nirgendwo auf Dauer 
Arbeitsplätze erhalten. 

Schamlos wird versucht, die Be¬ 
legschaften national und internatio¬ 
nal gegeneinander auszuspielen. Es 
ist die Pflicht der IG Metall und ihrer 
Mitglieder, das zu verhindern. 

„Die Erfahrungen bei Opel und 
Ford, aber andererseits auch der Ha¬ 
fenarbeiter aus vergangenen Jahren 
zeigen, dass der solidarische, gemein¬ 
same Kampf stärkt, während Stand¬ 
ortlogik und der Wettbewerb um die 
kapitalfreundlichsten Ausbeutungs¬ 
bedingungen uns schwächen“. (Ant¬ 
worten der DKP aus der Krise) 

Eine Möglichkeit, den Arbeits¬ 
platzvernichtern und Konzernbossen 
einen Strich durch die Rechnung zu 
machen, gibt die Satzung der IG Me¬ 
tall her. Heißt es doch in § 2, Absatz 
4 unter Aufgaben und Ziele: „Errin¬ 
gung und Sicherung des Mitbestim¬ 
mungsrechtes der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Betrieb und 
Unternehmen und im gesamtwirt¬ 
schaftlichen Bereich durch Errich¬ 
tung von Wirtschafts- und Sozialräten; 
Überführung von Schlüsselindustrien 
und anderen markt- und wirtschafts¬ 
beherrschenden Unternehmungen in 
Gemeineigentum“. 

Es ist an der Zeit, der Ideologie 
der Sozialpartnerschaft eine gehöri¬ 
ge Abfuhr zu erteilen und den Kampf 
um die Arbeitsplätze aufzunehmen. 

Dietmar Breme 


Links Extremisten, rechts Opportunisten 

Teilnehmer der Weltsozialforums in Montreal ziehen kritische Bilanz 


Das Weltsozialforum, das vor zwei Wo¬ 
chen im kanadischen Montreal zu Ende 
ging, ist von deutlich weniger Men¬ 
schen besucht worden als in den Jahren 
zuvor. Laut Angaben der Hilfsorgani¬ 
sation „Brot für die Welt“ nahmen etwa 
30 000 Aktivisten an der sechstägigen 
Veranstaltung teil. Kanadische Medien 
schätzten die Teilnehmerzahl sogar nur 
auf 15 000. 

Die Organisatoren hatten zu ver¬ 
hindern gesucht, ein blasser Abklatsch 
der Treffen im brasilianischen Porto 
Alegre zu Beginn des Jahrtausends zu 
werden. Damals kamen etwa 100 000 
Globalisierungskritiker unter dem 
Motto „Eine andere Welt ist möglich“. 
Gewerkschafter, Ureinwohner, Men¬ 
schenrechtler, Umweltaktivisten und 
Pazifisten diskutierten über eine sozial 
gerechte und ökologisch verträgliche 
Globalisierung. 

„Wenn ich mit gewöhnlichen Ein¬ 
wohnern von Montreal spreche, ist kei¬ 
ner über das Forum auf dem Laufen¬ 
den“, sagte Henry Mintzberger, Profes¬ 
sor für Betriebswirtschaftslehre an der 
McGill-Universität in Montreal, laut 
Nachrichtenagentur AFP. Nur weni¬ 
ge würden es überhaupt kennen. Den 
Schweizer Skiort Davos, in dem das 
Weltwirtschaftsforum stattfindet, als 
dessen Gegenveranstaltung sich das 


2001 gegründete Weltsozialforum ver¬ 
steht, kenne dagegen jeder. 

Die geringe Teilnehmerzahl sei kein 
Zeichen dafür, „dass das Weltsozialfo¬ 
rum an Kraft verliert“, sagte Carmin- 
da MacLorin vom Organisationsteam 
laut Nachrichtenagentur. Sie verwies 
darauf, dass das Forum zunehmend auf 
regionale Treffen rund um die Welt set¬ 
ze. Kritiker hatten die hohen Reisekos¬ 
ten für Montreal beklagt, zudem hatten 
auch die kanadischen Behörden zahl¬ 
reichen Gästen nicht rechtzeitig ein Vi¬ 
sum ausgestellt, insbesondere solchen 
aus Afrika und Asien. 

So wurde dann auch von einer aus 
Guinea stammenden Teilnehmerin des 
Eröffnungsmarsches kritisiert, dass die 
meisten Teilnehmer aus Kanada und 
anderen reichen Ländern kämen. „Ich 
sehe hier nicht viele Afrikaner“, sagte 
Fatouma Cherif von der westafrika¬ 
nischen Frauenrechtsgruppe Wopod. 
„Hier gibt es nur Teilnehmer aus den 
Ländern des Nordens, und ich sehe 
nicht, wie das ein Weltsozialforum sein 
kann.“ 

Raphael Canet, Koordinator des 
Forums, zog kritisch Bilanz. Er hob 
hervor, dass die Bewegung der Em¬ 
pörten (Indignados) oder von „Occupy 
Wallstreet“ sich dem Forum nicht zu¬ 
gewandt hatten, sondern auf die Stra¬ 


ße gegangen seien. Mintzberg machte 
deutlich, dass die Politiker von Davos 
im Gegensatz zu ihren Kritikern auch 
bei allen Meinungsverschiedenheiten 
an einem Strang ziehen würden. Bei 
den WSF-Aktivisten herrsche dage¬ 
gen die Einstellung vor: „Die Leute auf 
meiner Linken sind Extremisten und 
die rechts von mir sind Opportunisten“. 

Der Soziologieprofessor Andre 
Drainville von der Universität La- 
val in Quebec sprach gegenüber der 
Nachrichtenagentur AFP von ständi¬ 
gen „Spannungen zwischen den Prag¬ 
matikern und denjenigen, die im WSF 
in erster Linie eine soziale Bewegung 
sehen“. Dieser Konflikt lässt sich unter 
anderem in einer Stellungnahme der 
kirchlichen Entwicklungsorganisation 
„Brot für die Welt“ finden. Dort heißt 
es beispielsweise, dass die Weltsozial¬ 
foren bisher vor allem von großen Or¬ 
ganisation „zur Selbstdarstellung ihrer 
Arbeit genutzt“ wurden - mit der Folge, 
dass andere Gesellschaftsentwürfe zum 
Kapitalismus kaum noch diskutiert 
werden. Die Auseinandersetzungen 
für „eine bessere Welt“ seien konkreter 
geworden und die „großen Entwürfe 
von Gesellschaftsveränderung, wie sie 
noch zu Beginn der Sozialforen domi¬ 
nierten“, würden nicht mehr gebraucht. 

Bernd Müller 
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Wie man große Erben begünstigt 

Das für verfassungswidrig erklärte Erbschaftsteuergesetz soll 
„minimalinvasiv“ geändert werden 



Das Erbschaftsteuergesetz wurde so gestrickt, dass Maria-Elisabeth Schaeffler ihre Schaeffler AG ungeschmälert 
vererben kann. 


B ei der Neugestaltung der Erb¬ 
schaftsteuer auf Betriebsvermö¬ 
gen werden in der aktuellen Dis¬ 
kussion der herrschenden Parteien auf 
beiden Seiten zwei große Geschütze 
aufgefahren. Geht es den einen, insbe¬ 
sondere Teilen der SPD und der Grü¬ 
nen, jedenfalls in der Rhetorik um nicht 
weniger als die „Wiederherstellung der 
Verteilungsgerechtigkeit“ sehen andere, 
große Teile der CDU und der CSU, den 
deutschen Mittelstand bedroht. Gleich¬ 
zeitig muss aber etwas geschehen, da das 
Bundesverfassungsgericht die bisherigen 
Verschonungsregelungen beim Betriebs¬ 
vermögen für verfassungswidrig erklärt 
und den Gesetzgeber aufgefordert hat, 
eine Neuregelung bis zum 30.6.2016 vor¬ 
zunehmen. 

Rückblick und 
Diskussionsstand 

Dies war bereits das zweite Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes, das die 
tatsächliche Ungleichbehandlung ver¬ 
schiedener Vermögensgegenstände als 
verfassungswidrig bezeichnet. In seinem 
ersten Urteil vom November 2006 setz¬ 
te es sich mit der unterschiedlichen Be¬ 
wertung der Vermögensgegenstände im 
alten Erbschaftsteuergesetz auseinander. 
Nach der damaligen Rechtslage wurden 
das Betriebsvermögen, das Grundver¬ 
mögen, aber auch teilweise Anteile an 
Kapitalgesellschaften steuerlich sehr 
niedrig bewertet. Sparguthaben, Aktien 
und Wertpapiere aber wurden mit dem 
Verkehrswert bzw. Barwert bewertet. 
Dies führte dazu, dass Immobilien und 
Betriebe mit einem Wert von weit über 
der Freigrenze von 203 000 Euro ohne 
Steuer vererbt werden konnten, während 
bei einem Geldvermögen in dieser Höhe 
durchaus Steuer fällig wurde. 

Bei der Vermögensteuer wurde die 
Verfassungswidrigkeit der ungleichen 
Bewertung dazu genutzt, diese Steuer 
ganz abzuschaffen. Teile der Union, ins¬ 
besondere große Teile der CSU befür¬ 
worten bis heute auch bei der Erbschaft¬ 
steuer diese Lösung. 

Dennoch wurde aber mit dem ab Ja¬ 
nuar 2009 geltenden Erbschaftsteuerge¬ 
setz versucht, bestimmte Vermögensge¬ 
genstände von der Steuer weitgehend zu 
befreien und dennoch eine einheitliche 
Bewertung mit dem Verkehrs wert zu er¬ 
reichen. Dafür wurden Verschonungsre¬ 
geln für Grund- und Betriebsvermögen 
geschaffen. Begründet werden diese Re¬ 
gelungen beim Grundvermögen mit dem 
Erhalt von Wohnraum und der Privile¬ 
gierung der selbstgenutzten Wohnung. 
Bei dem Betriebsvermögen wird als Ar¬ 
gument der notwendige Erhalt von Ar¬ 
beitsplätzen angeführt. 

Im Resultat hat dieses neue Erb¬ 
schaftsteuergesetz das selbstgesetzte 
Ziel erreicht, insbesondere Betriebs- 


Nach der Sommerpause spitzt sich 
der Tarifkonflikt beim Ingenieur¬ 
dienstleister IAV mit Sitz in Berlin 
zu. Bereits seit sechs Monaten war¬ 
ten die über 6 000 bundesweit Be¬ 
schäftigten auf ein Angebot der Ge¬ 
schäftsführung. In den ersten beiden 
Verhandlungsrunden hatte diese die 
Zustimmung zu Absenkungen bei den 
Einstiegsentgelten von der IG Metall 
Tarifkommission verlangt (UZ berich¬ 
tete). Am Berliner Standort hatten die 
Kollegen in den letzten Wochen be¬ 
reits mehrere „Tariffreitage“ durchge- 


vermögen weitgehend von der Steuer 
zu befreien und Geldvermögen weiter¬ 
hin schneller und höher zu besteuern. 
Verschärft wird die Diskrepanz bei der 
Besteuerung dadurch, dass sich vermö¬ 
gende Steuerpflichtige und ihre entspre¬ 
chenden Berater die komplexen Rege¬ 
lungen zunutze machten und Privatver¬ 
mögen (Geldguthaben, Immobilien etc.) 
in Betriebsvermögen verwandelten, um 
es in der Folge steuerfrei vererben oder 
verschenken zu können. Spielverderber 
ist aber auch diesmal - wie bereits bei der 
Verabschiedung erwartet - das Bundes¬ 
verfassungsgericht: „Die Verschonung 
von Erbschaftsteuer beim Übergang be¬ 
trieblichen Vermögens (...) ist angesichts 
ihres Ausmaßes und der eröffneten Ge¬ 
staltungsmöglichkeiten mit Art. 3 Abs. 1 
GG unvereinbar“. 

Neuregelung und 
Vermeidungsstrategien 

Die Koalitionsmehrheit, die dem Ge¬ 
setzentwurf der Bundesregierung zu¬ 
gestimmt hat, will an den bestehenden 
Verschonungsregelungen nichts Wesent¬ 
liches ändern. Ihr geht es lediglich darum, 
den Anforderungen des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts möglichst „minimalinvasiv“ 
gerecht zu werden und Betriebsvermö¬ 
gen weiterhin von der Erbschaftsteuer 
zu verschonen. Aber auch der Bundesrat, 
der am 8. Juli 2016 den Vermittlungsaus¬ 
schuss angerufen hat, scheint kein prinzi¬ 
piell anderes Vorgehen zu befürworten, 
sondern die Voraussetzung für eine Be¬ 


führt: Unter dem Motto „Ob jung, ob 
alt, für alle mehr Gehalt: 5 Prozent“ 
informierten Betriebsräte und IG Me¬ 
tall Vertreter bei Würstchen und Me¬ 
lonen über den aktuellen Stand des 
Konfliktes. 

Am vergangenen Freitag fanden 
auch an weiteren Standorten Aktio¬ 
nen statt. In Gifhorn bei Wolfsburg, 
mit über 2500 Beschäftigten größter 
IAV Standort, bereiteten Vertrauens¬ 
leute und Betriebsräte eine aktive 
Mittagspause unter dem Motto „Es 
geht um die Wurst“ vor. Die Resonanz 


günstigung lediglich an einigen Punkten 
verschärfen zu wollen. Insgesamt ist also 
damit zu rechnen, dass es zwar in einzel¬ 
nen Fällen zu einer Erhöhung der Erb¬ 
schaft- und Schenkungsteuer kommen 
wird, große Familienunternehmen wie 
Stihl, Merck, Henkel und andere aber 
mit Hilfe ihrer Berater Strategien zur 
Senkung und Vermeidung entwickeln. 
Aber selbst ohne diese Strategien steigt 
die gesamt Belastung für alle betroffenen 
Unternehmen nach Meinung der Stiftung 
Familienunternehmen voraussichtlich le¬ 
diglich um 16,2 Millionen Euro. Das ist 
ein lächerlich geringer Beitrag, vergli¬ 
chen etwa mit Mehreinnahmen von ge¬ 
schätzt 7,5 Mrd. Euro pro Jahr, die eine 
Umsatzsteuererhöhung um einen Pro¬ 
zentpunkt bringt. 

Zwar will die Finanzverwaltung auch 
nach dieser Änderung zumindest den 
Eindruck erwecken, dass das Gesetz in 
dieser Form auch durchgesetzt werden 
kann, um den Strategien zur Steuerge¬ 
staltung und -Vermeidung entgegenzu¬ 
wirken, doch ist bereits heute absehbar, 
dass die Kosten für die Erhebung von 
Erbschaft- und Schenkungsteuer weiter 
steigen. Somit wird das in der Unterneh¬ 
merpropaganda angeblich bereits heute 
bestehende Missverhältnis von Aufwand 
und Ertrag bei der Erbschaftsteuer wei¬ 
ter vertieft und dann als weiteres Argu¬ 
ment zur Abschaffung der Erbschaftsteu¬ 
er genutzt. Die Lobbyinstitutionen wie 
die Stiftung Familienunternehmen hätten 
dann ihr Ziel erreicht. 


war groß: Über 600 Kollegen versam¬ 
melten sich an den Ständen der IG 
Metall und zeigten ihre Unterstützung 
für die Entgeltforderung. „Der Ärger 
wächst, weil der Arbeitgeber nach wie 
vor kein Tarifangebot vorgelegt hat“, 
sagte Dietmar Brennecke, zuständiger 
IG Metall-Sekretär. 

Das Motto der Berliner Kollegen 
für den vergangenen Tariffreitag lenk¬ 
te den Blick auf das Wesentliche: „Es¬ 
sen ist alle, jetzt geht es ums Geld!“ 
Erneut informierten die Betriebsräte 
über die Zuspitzung des Konfliktes. 


Alternativen 

Auch bei einer demokratischen Steu¬ 
erreform wäre es durchaus sinnvoll, 
Kleinst- und Kleinunternehmen weit¬ 
gehend zu verschonen. Da deren Fir¬ 
men- und damit Verkehrswert zu gro¬ 
ßen Teilen aus nicht oder nur schwer 
veräußerbaren Vermögensgegenstän¬ 
den (z.B. der Kundenstamm) besteht, 
könnte die Erbschaftsteuer existenzge¬ 
fährdend für den mitarbeitenden Er¬ 
ben sein. Bei großen Firmenvermögen 
ist aber eine Verschonung des Betriebs¬ 
vermögens nicht notwendig. 
Alternativen für eine gerechtere Erb¬ 
schaftsteuer werden auch in der (bür¬ 
gerlichen) wissenschaftlichen Literatur 
diskutiert. Sie basieren auf einfachen 
pauschalen Bewertungsverfahren für 
alle Vermögensgegenstände, die zu 
möglichst realistischen Werten führen. 
Die zurzeit nach Verwandtschaftsgrad 
gestaffelten Freibeträge und Steuer¬ 
sätze würden abgeschafft. An ihrer 
Stelle träten großzügige Freibeträge 
und relativ niedrige Steuersätze, dafür 
würden alle Verschonungsregelungen 
entfallen. Mit einer solchen Steuerre¬ 
form würden auch die für ihre Erhe¬ 
bung notwendigen Kosten nachhaltig 
gesenkt. Im Rahmen einer demokra¬ 
tischen Steuerreform hätte dies den 
zusätzlichen Vorteil, dass das Be wer¬ 
tungs- und Erhebungsverfahren auch 
für eine Millionärsteuer genutzt wer¬ 
den könnte 

William Born 


An diesem Freitag ruft die IG Metall 
bundesweit zu standortübergreifen- 
den Aktionen auf. So solle ausschließ¬ 
lich in der Kernarbeitszeit von 9 bis 15 
Uhr gearbeitet werden, um dem Ar¬ 
beitgeber zu signalisieren, was die Be¬ 
schäftigten von seiner Blockade hal¬ 
ten. Verhandlungsführer Thilo Reusch 
von der IG Metall-Bezirksleitung Nie¬ 
dersachsen-Sachsen-Anhalt: „Der Ar¬ 
beitgeber muss spüren, dass sich die 
Beschäftigten ein solches Verhalten 
nicht gefallen lassen.“ 

Björn Schmidt 


Bauern blockieren Aldi 

Am Montag protestierten rund 50 
Bauern gegen die Preispolitik von 
Handelsketten wie Rewe, Aldi, Lidl 
oder Netto, in dem sie das Zentralla¬ 
ger von Aldi im ostfriesischen Hesel 
blockierten. 

Aldi läutet in vielen Fällen Preis¬ 
senkungen ein; gefolgt von den Mit¬ 
bewerbern. Der Milchpreis, den Ver¬ 
braucher im Supermarkt zahlen, liegt 
seit Monaten konstant niedrig bei 46 
Cent. 

Aldi und Lidl erobern 
Großbritannien 

Aldi und Lidl setzen ihren Wachs¬ 
tumskurs in Großbritannien fort. In 
den ersten zwölf Wochen dieses Jahres 
stiegen die Umsätze der beiden Dis¬ 
counter um 15 und 19 Prozent, wie aus 
den am Dienstag veröffentlichten Da¬ 
ten des Marktforschers Kantar World- 
panel hervorgeht. 

Bis auf Sainsbury büßten die größ¬ 
ten vier britischen Supermarktketten 
hingegen Umsätze ein: Marktführer 
Tesco(minus 0,8 Prozent), Asda - der 
britische Arm des US-Konzerns Wal- 
Mart (minus 4 Prozent), Morrisons 
(minus 3,2 Prozent). Der Branchen¬ 
vize Sainsbury steigerte seinen Um¬ 
satz um 0,5 Prozent. 

Aldi und Lidl führen auch in Groß¬ 
britannien einen Preiskampf, vor al¬ 
lem gegen die britischen Marktführer. 
Zusammen kommen sie nun auf einen 
Marktanteil von zehn Prozent und lie¬ 
gen damit noch deutlich hinter Tesco 
mit 28,4 Prozent. 

Deutsche Bundesbank 
will anbauen 

Die Deutsche Bundesbank erwägt 
den Bau eines neuen Hochhauses in 
unmittelbarer Nähe ihres Stammsit¬ 
zes im Norden Frankfurts. Die Noten¬ 
bank könnte damit ihre weit über die 
Stadt verstreuten 1600 Mitarbeiter 
zusammen mit den 4600 in der Zen¬ 
trale in angemessener Form gemein¬ 
sam unterbringen. Obwohl die Bun¬ 
desbank seit Einführung des Euro 
1999 nicht mehr für die Geldpolitik 
zuständig ist, hat sie mehr Beschäftig¬ 
te als früher. Vermutlich liegt es dar¬ 
an, dass die Bankenaufsicht, für die 
sie auch zuständig ist, immer kompli¬ 
zierter wird. 

NordLB verkauft 
Schiffsbeteiligungen 

Die öffentliche Landesbank NordLB 
verkauft ein Bündel Schiffsbetei¬ 
ligungen für 1,3 Mrd. Euro an die 
US-amerikanische Private-Equity- 
Firma KKR Credit. Ob die Bank 
beim Verkauf Verluste realisieren 
musste, wurde nicht mitgeteilt. Zu 
vermuten ist es angesichts der deso¬ 
laten Frachtraten. KKR Credit dürf¬ 
te dagegen auf eine Erholung dieses 
Marktes spekulieren. Die NordLB 
plant ihr „Schiffsportfolio“ von der¬ 
zeit 18 Mrd. Euro auf 12 bis 14 Mrd. 
Euro zu verringern. 

Amazon und Shell 
werden Paketzusteller 

Der Internethändler Amazon ko¬ 
operiert mit dem Tankstellennetz der 
deutschen Shell AG. Dabei sollen ver¬ 
suchsweise zunächst in München zehn 
Tankstellen mit Paketautomaten be¬ 
stückt werden, die von Amazon be¬ 
trieben und beliefert werden. Ama¬ 
zon treibt damit den Versuch voran, in 
Konkurrenz zur Deutschen Post und 
anderen Paketdiensten einen eigenen 
Lieferdienst zu etablieren. 

Höchstzahl an 
Beschäftigten 

43,5 Millionen Personen waren im 
zweiten Quartal dieses Jahres in 
Deutschland beschäftigt. Das sei die 
höchste Zahl an Beschäftigten, seit 
die DDR vereinnahmt worden ist, 
teilte das Statistische Bundesamt mit. 
Im Laufe des vergangenen Jahres ist 
die Beschäftigtenzahl um 529 000 ge¬ 
wachsen, ein Zuwachs um beachtliche 
1,2 Prozent. 
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Der Ärger wächst 

IG Metall ruft im Tarifkonflikt bei IAV bundesweit zu Aktionen auf 
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Studienplan mit 
Kriegstreibern 

Die Hochschule Bremen und die Bun¬ 
deswehr haben mit einem Kooperations¬ 
vertrag vereinbart, einen dualen Studien¬ 
gang einzurichten. Der Vertrag schreibt 
fest, dass die Bundeswehr über den In¬ 
halt der Lehre mitentscheiden kann: Der 
„Studienverlaufsplan“ werde in einer ge¬ 
sonderten Vereinbarung zwischen Land 
und Bundeswehr vereinbart, „bei der 
Festlegung haben die jeweiligen Belan¬ 
ge der Vertragspartner Berücksichtigung 
zu finden.“ 

Die wissenschaftspolitische Spreche¬ 
rin der Linkspartei-Fraktion in der Bre¬ 
mischen Bürgerschaft, Miriam Strunge, 
sagte dazu: „Wir bleiben dabei: Die Bun¬ 
deswehr hat an Bremischen Hochschu¬ 
len nichts zu suchen.“ 

Gegen Angriffskrieger 

Die Deutsche Friedensgesellschaft - Ver¬ 
einigte Kriegsdienstgegnerinnen (DFG- 
VK) hat anlässlich der Videospielmesse 
„gamescom“ die bis Freitag in Köln statt¬ 
fand, vor Werbemaßnahmen der Bun¬ 
deswehr gewarnt. Diese habe dort ver¬ 
sucht, junge Menschen als militärischen 
Nachwuchs zu werben. Gleich zwei Pan¬ 
zer hatte die „Armee in der Kölner Mes¬ 
sehalle aufgefahren, um junge Menschen 
anzulocken“ - das Tragen von Waffen¬ 
nachbildungen war auf der Messe in die¬ 
sem Jahr aus Sicherheitsgründen hinge¬ 
gen erstmals verboten. „Eine Armee ge¬ 
hört nicht auf eine Spielemesse“, erklärte 
DFG-VK-Bundessprecher Ralf Buchter- 
kirchen. „Krieg ist kein Spiel“, kommen¬ 
tierte er die neuste Werbemaßnahme der 
deutschen Angriffskrieger und warf die¬ 
sen vor, „immer aggressiver“ um Nach¬ 
wuchs zu werben. 

Henkel will weiter 
regieren 

Berlins CDU-Landesvorsitzender und 
Spitzenkandidat für die Abgeordneten¬ 
hauswahl, Frank Henkel, schließt eine 
Neuauflage der rot-schwarzen Koalition 
mit der SPD nach dem 18. September 
nicht aus. Dies erklärte er im Sommer¬ 
interview der RBB-“Abendschau“. 

Mit Blick auf die Absichtserklärung 
seines jetzigen Koalitionspartners, des 
Regierenden Bürgermeisters Michael 
Müller (SPD), zukünftig mit den Grü¬ 
nen statt mit der CDU ein Bündnis ein¬ 
zugehen, erinnerte Henkel an ähnliche 
Aussagen von Klaus Wowereit, Müllers 
Vorgänger. 

Der CDU-Chef wies zudem den Vor¬ 
wurf zurück, seine Partei wegen der AfD- 
Konkurrenz stärker nach rechts zu pro¬ 
filieren. 

AfD bei 15 Prozent 

Jüngste Umfrageergebnisse sehen die 
AfD in Berlin wieder bei 15 Prozent. Die 
AfD würde damit in Berlin nicht nur ins 
Abgeordnetenhaus einziehen, sondern 
auch in mehrere oder alle Bezirksver¬ 
ordnetenversammlungen. Die Wahlen zu 
den BVV finden in Berlin gleichfalls am 
18. September statt. Berlins AfD-Chef 
Georg Pazderski erklärte der „Bild am 
Sonntag“: „In drei oder vier Bezirken ist 
ein Bezirksstadtrat für die AfD rechne¬ 
risch möglich. Wir werden uns der Ver¬ 
antwortung, die auf uns zukommt, selbst¬ 
verständlich stellen.“ 

Druck auf Gericht 

Bürgerrechtler fordern 60 Jahre nach 
dem KPD-Verbot, die Betroffenen der 
Kommunistenverfolgung zu rehabilitie¬ 
ren und entschädigen. 

Der Bremer Rechtsanwalt und Pu¬ 
blizist Rolf Gössner fordert nach der 
kürzlich erfolgten Freigabe der KPD- 
Verfahrensakten des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts durch das Bundesarchiv im 
Gespräch mit dpa, „Frankfurter Rund¬ 
schau“ und „Hannoverscher Allgemei¬ 
nen“ eine umgehende offizielle Aufar¬ 
beitung der Kommunistenverfolgung in 
der frühen Bundesrepublik sowie der 
Genese des KPD-Verbotsverfahrens - 
denn das Bundesverfassungsgericht soll 
nach Erkenntnissen des Freiburger His¬ 
torikers Josef Foschepoth gerade mit 
diesem Verfahren unter massivem poli¬ 
tischen Druck der damaligen Bundesre¬ 
gierung gestanden haben. Außerdem for¬ 
dern Gössner und weitere Bürgerrecht¬ 
ler eine Rehabilitierung der Tausenden 
vergessenen Justizopfer des Kalten Krie¬ 
ges im Westen. 


Mit Tricks zum Freihandel 


Gabriel will TTIP durchbringen, Bsirske wirbt für Demonstrationen 


S igmar Gabriels Position zu den 
umstrittenen Freihandelsabkom¬ 
men mit den USA und Kanada, 
TTIP und Ceta, steht zunehmend un¬ 
ter Druck. Der Wirtschaftsminister 
und SPD-Vorsitzende will seine Partei 
auf einem Parteikonvent am 19. Sep¬ 
tember für die Abkommen gewinnen, 
doch sein Rückhalt schwindet offenbar 
immer mehr. 

Noch vor zwei Jahren konnte Ga¬ 
briel den Eindruck vermitteln, es sei in 
dieser Frage zu einem Schulterschluss 
mit den großen Gewerkschaften ge¬ 
kommen. Durch eine gemeinsame Er¬ 
klärung mit DGB-Chef Reiner Hoff- 
mann entstand damals der Eindruck, 
im Streit um die Handelsabkommen 
habe es der Wirtschaftsminister ge¬ 
schafft, die acht DGB-Einzelgewerk¬ 
schaften mit ihren gut sechs Millionen 
Mitgliedern auf seine Seite zu ziehen. 
Heute stehen alle außer der Bergbau¬ 
gewerkschaft IG BCE gegen ihn. Die 
IG Metall schwankt noch: Die endgül¬ 
tige Positionierung werde noch geprüft, 
heißt es dort. 

Vor allem ver.di macht mobil. Der 
ver. di-Vor sitzende Frank Bsirske hat 
am Dienstag bei einer Pressekonferenz 
des „Bündnisses gegen Ceta und TTIP“ 
dazu aufgerufen, sich an den Demons¬ 
trationen des Bündnisses zu beteiligen. 
Am 17. September, zwei Tage vor dem 
Parteikonvent, werden über 100 000 
Demonstranten in sieben Städten er¬ 
wartet. 

Allein von der IG BCE bekommt 
Gabriel Rückhalt. Gewerkschaftschef 
Michael Vassiliadis warf dem DGB und 
anderen Gewerkschaften im „Spiegel“ 
vor, sie seien in ihrer Ablehnung in ei¬ 
nem „emotionalen Kampagnenmodus“ 
gefangen. Die Gewerkschaft begründet 
ihre Zustimmung damit, dass das Ab¬ 
kommen unter dem Strich Vorteile für 
die exportorientierte deutsche Wirt¬ 
schaft bringe. Außerdem seien einige 
Forderungen der Gewerkschaften in 
den 2 286 Seiten umfassenden Ver¬ 
tragstext eingeflossen. 



Im „emotionalen Kampagnenmodus“ gefangen: DKP bei der Demonstration gegen TTIP am 23. April in Hannover. 


Die Verbraucherorganisation Food- 
watch hat dem Wirtschaftsminister nun 
Trickserei vorgeworfen. Gabriel wolle 
das Ceta-Abkommen mit Kanada nur 
durchpeitschen, um den Weg für TTIP 
zu ebnen, sagte Foodwatch-Chef Thi¬ 
lo Bode in einem Interview mit der 
„Frankfurter Allgemeinen Sonntags¬ 
zeitung“. Das sei dessen Strategie: Ga¬ 
briel rede Ceta schön, weil er TTIP ha¬ 
ben wolle. „Deshalb macht er uns vor, 
dass das Abkommen mit Amerika ge¬ 
scheitert ist. Damit wir wegschauen.“ 
Zuvor hatte Gabriel in seinem Mi¬ 
nisterium eine „umfassende“ Bewer¬ 
tung der bisherigen TTIP-Verhand¬ 
lungen vornehmen lassen. Darin war 
aufgeführt, dass es bislang in keinem 
der 27 bis 30 Kapitel, die das Abkom¬ 


men am Ende umfassen könnte, „eine 
Verständigung in der Sache“ gebe. In 
wesentlichen Punkten existierten dem¬ 
nach „grundsätzliche Auffassungsun¬ 
terschiede“. Unter anderem betreffe 
das die Kapitel öffentliche Beschaf¬ 
fung und Investitionsschutz. Das Ziel, 
die Verhandlungen bis zum Jahresende 
abzuschließen, sei deshalb unmöglich 
zu erreichen. 

Bundeskanzlerin Merkel hält des¬ 
sen ungeachtet an der Terminplanung 
fest - genauso wie die EU-Kommission. 
Die CDU erhöht den Druck auf Ga¬ 
briel seine Partei auf Linie zu bringen. 
Fortschritte bei den Verhandlungen 
setzten politisches Engagement vor¬ 
aus, und an diesem mangele es Gabriel 
angesichts des Widerstands in der SPD, 


kritisieren Unionspolitiker. „Hier ist 
der Wirtschaftsminister gefordert, er 
muss seine Partei zur Ordnung rufen“, 
sagte der stellvertretende Fraktions¬ 
vorsitzende der CDU, Michael Fuchs. 
Wolfgang Steiger, Generalsekretär 
des CDU-Wirtschaftsrates, forderte 
laut „Handelsblatt“ „vom Bundeswirt¬ 
schaftsminister eine Klarstellung, dass 
er sich für die deutsche Industrie ein¬ 
setzt“. Matthias Lindner 
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Fahrplan in den Polizeistaat 

„Berliner Erklärung“: CDU-Hardliner überbieten sich 
mit reaktionären Ideen 


„Verfassungsschutz“ 
entdeckt Identitäre 

Die feinen Unterschiede, 

die Rassismus salonfähig machen 


Ende der vergangenen Woche ver¬ 
abschiedeten die Innenminister und 
Innensenatoren der CDU und CSU 
ihre sogenannte „Berliner Erklärung“ 
zu „Sicherheit und Zusammenhalt in 
Deutschland“ und stellten diese der 
Öffentlichkeit vor. Der besagte Forde¬ 
rungskatalog liest sich wie ein Fahrplan 
in den vollendeten Polizei- und Über¬ 
wachungsstaat. Die Minister fordern, 
dass die sogenannten Verfassungs¬ 
schutzämter künftig schon Kinder ab 
dem 14. Lebensjahr bespitzeln dürfen. 
Zudem wollen die Innenpolitiker in 
Bund und Ländern 15 000 zusätzliche 
Polizisten und in die Bewaffnung von 
Mitteldistanz und Langwaffen investie¬ 
ren und die Überwachung der Bevölke¬ 
rung deutlich ausbauen. 

Datenschützer, Bürgerrechtler und 
Linkspartei kritisierten die Pläne der 
Konservativen. Die „Berliner Erklä¬ 
rung“ zeige, dass eine seriöse Innen- 
und Sicherheitspolitik mit CDU und 
CSU nicht möglich ist, konstatierte 
etwa der Linkspartei-Bundestagsab¬ 
geordnete Jan Körte. „Hinter einer 
Pseudo-Debatte um Teil- oder Voll¬ 
verschleierung, die nichts mit Sicher¬ 
heit, aber umso mehr mit rechtem Kul¬ 
turkampf zu tun hat, soll die Überwa¬ 
chungsgesellschaft ausgebaut werden“, 
warf Körte den CDU/CSU-Politikern 
vor. Unter dem Strich betreibe die Uni¬ 
on mit ihrem „Angstwahlkampf vor al¬ 
lem Wahlkampfhilfe für die AfD“ und 
vergifte das gesellschaftliche Klima 
weiter. „Alle Demokraten sind aufge¬ 
fordert, jetzt Gesicht zu zeigen gegen 
Grundrechtseinschränkungen und für 
gleiche politische und soziale Rechte 
für alle Menschen“, forderte Körte. Vor 
allem kritisierte er die von den Unions¬ 
politikern geforderte „massive Auswei¬ 


tung von Video- und Internetüberwa¬ 
chung, die Totalausspähung in den so¬ 
zialen Medien“ und den „Einsatz der 
Bundeswehr im Innern durch gemein¬ 
same Übungen mit der Polizei“, der 
„schrittweise vorangetriebenen“ werde. 

Auch Rico Gebhardt, Vorsitzen¬ 
der der Linksfraktion im Sächsischen 
Landtag, wies die Forderungen der 
Konservativen zurück. „Einerseits 
mehr Polizisten zu fordern, anderer¬ 
seits in eigener Verantwortung, wie 
auch in Sachsen seit Jahren Polizei ab¬ 
bauen - das ist heuchlerisch“, sagte er. 
Gebhardt warf den Christdemokraten 
außerdem vor, „mit einem planlosen 
Sammelsurium von Vorschlägen“ da¬ 
von „abzulenken, dass sie kein wirk¬ 
liches Konzept gegen Terrorgefahren 
und religiösen Extremismus haben“. 
Mit „unausgegorenen Entwürfen und 
undurchdachten Wortmeldungen“ wür¬ 
den sie vielmehr wochenlang die Be¬ 
völkerung verunsichern. 

Auch in der CDU selbst stoßen die 
Forderungen der Hardliner auf Ableh¬ 
nung. „Die großen Herausforderun¬ 
gen für die Sicherheitsbehörden zur 
Verhinderung terroristischer Angriffe 
sind unbestreitbar. Datenschutz und 
Sicherheit sind dabei aber zwei Seiten 
einer Medaille und sollten nicht gegen¬ 
einander in Stellung gebracht werden“, 
unterstrich die Bundesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit, 
Andrea Voßhoff (CDU). „Wenn wir 
unsere Grundrechte, das heißt auch 
den Datenschutz, verfassungswidrig 
einschränken, verlieren wir das, was un¬ 
sere Demokratie auszeichnet“, warnte 
die CDU-Politikerin. Schließlich hätten 
dann „die Feinde der Demokratie ihr 
Ziel erreicht“. 

Markus Bernhardt 


Der „Verfassungsschutz“ hat vier Jah¬ 
re nach ihrer Entstehung die Identitäre 
Bewegung Deutschland neu gewichtet. 
Ab jetzt wird beobachtet - später als 
in verschiedenen Bundesländern. Der 
Bremer Senat lässt seit 2012 beobach¬ 
ten, NRW „schon“ seit 2015. Berlin und 
Hessen sind mit ihrem CDU-Innenmi- 
nister Peter Beuth bzw. Senator Frank 
Henkel ebenfalls verspätet 2015 einge¬ 
stiegen. Den eingetragenen Verein der 
Identitären mit etwa 400 Mitgliedern 
gibt es seit 2014 mit Sitz im westfäli¬ 
schen Paderborn. 

Das äußere Zeichen ist die gelbe 
Flagge mit schwarzem Kreis, in dem ein 
Winkel markiert ist. Das Zeichen steht 
für den griechischen Buchstaben Lamb¬ 
da. Über 20 000 Nutzern gefällt der un¬ 
zensierte Auftritt bei Facebook. Vorläu¬ 
fer und Vordenker gab es in Frankreich: 
„Generation identitaire“ und „Bloc 
identitaire“. Der Philosoph und Schrift¬ 
steller Michel Houellebecq lieferte Ja¬ 
nuar 2015 den passenden Lesestoff in 
„Soumission“ („Unterwerfung“), in 
dem La Grande Nation im Jahr 2022 
als islamischer Staat zu enden droht. In 
Deutschland könnte der Sozialdemo¬ 
krat Thilo Sarrazin Taufpate sein. 

In der Selbstdarstellung der Identi¬ 
tären Bewegung Deutschland heißt es, 
sie sei „die patriotische Kraft, die sich 
aktiv und erfolgreich für Heimat, Frei¬ 
heit und Tradition einsetzt“. Ihre Angst- 
Masche: Deutschland wird überrannt 
und schließlich entgermanisiert, mos¬ 
lemisch überbordet und entkulturali- 
siert. Die Gegenstrategie ist scheinbar 
liberal: Jeder soll da bleiben, wo sein ei¬ 
gener Pfeffer wächst, keine „Durchmi¬ 
schung“, keine „Durchrassung“. 


Es gibt feine Unterschiede zwischen 
den Gruppierungen, die offensichtlich 
jetzt dazu geführt haben, dass die Ver¬ 
antwortlichen dem Inlandsgeheim¬ 
dienst ein neues Aufgabenfeld über¬ 
antwortet haben: fehlende Berührungs¬ 
angst zwischen Identitären und rechten 
Gruppierungen aller Schattierungen 
einerseits und andererseits wiederum 
die feine Distanzierung der Identitären 
vom Plebs, um Zugang zu den „moder¬ 
nen“, vielleicht intellektuelleren Krei¬ 
sen der Neuen Rechten zu finden. 

Dazu passt das Lambda auf gelbem 
Grund. Es ist ein Zitat aus dem Comic 
„300“, in dem die 300 Spartaner Schutz¬ 
schilde mit dem griechischen „?“ (= 
Lambda) trugen und heldenhaft star¬ 
ben. Es ging um die selbstlose Vertei¬ 
digung des „Abendlandes“ gegen die 
Übermacht der Perser aus dem Orient. 
Die markanten Auftritte der Identitä¬ 
ren sind sehr widersprüchlich. Auf der 
einen Seite „Nadelstreifen“, an anderer 
Stelle rabaukenhafter Klamauk. Und 
an noch anderer Stelle wird flashmob¬ 
artig getanzt. Es geht dabei immer um 
den Zugang zur Jugend. In Düsseldorf, 
um nur ein Beispiel zu nennen, waren 
die Identitären nicht Veranstalter der 
Montagsdemos. Die kamen aus der 
grobschlächtigen rechten Ecke. Aber 
ihre auffälligen gelben Fahnen flatter¬ 
ten ungehindert dazwischen, ebenso 
von der Polizei geschützt wie die Neo¬ 
nazi-Agitatoren aus dem Pegida-Um- 
feld. Ob der Verfassungsschutz die Ver¬ 
fassung vor den „Identitären“ schützen 
oder sie durch V-Leute-Gehälter finan¬ 
zieren soll war bei Redaktionsschluss 
unklar. 

Uwe Koopmann 
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Schöne Versprechen 

Berliner Linkspartei bereitet Rot-Rot-Grün vor 


Im Fokus der Naziszene 

Dortmunder Antifaschisten protestieren gegen 
Nazigewalt und kritisieren Behörden 


W ird es in Berlin nach den Ab¬ 
geordnetenhauswahlen am 
18. September eine Koaliti¬ 
on aus SPD, den Grünen und der Par¬ 
tei „Die Linke“ geben? Der Berliner 
Vorsitzende der Linkspartei, Klaus Le¬ 
derer, wirbt jedenfalls für ein solches 
Dreierbündnis. Auch Bettina Jarasch, 
die Chefin der Berliner Grünen, die 
auf keinen Fall ein Bündnis mit Hen¬ 
kels CDU eingehen wollen, ist dem 
nicht mehr abgeneigt. Beide waren 
sich in einem Interview mit der „Berli¬ 
ner Zeitung 44 das am Montag erschien, 
einig. Jarasch forderte, „etwas Neues, 
Gemeinsames anzufangen 44 Für den 
Regierenden Bürgermeister Michael 
Müller und seine Partei, die SPD, wäre 
eine rot-rot-grüne Koalition dagegen 
nur eine Notlösung. 

Doch wenn am 18. September die 
Wahlergebnisse in Berlin ähnlich aus- 
fallen wie derzeit die Umfragewerte? 
Jüngste Umfragen bestätigen, was sich 
seit Monaten andeutet: Eine Regie¬ 
rungskoalition aus nur zwei Parteien 
ist unwahrscheinlich. SPD und CDU, 
die noch im Land gemeinsam regie¬ 
ren, kämen derzeit zusammen auf nur 
41 Prozent. Die SPD erreichte in den 
Umfragen von Infratest dimap, die zwi¬ 
schen dem 11. und 15. August durchge¬ 
führt wurden, nur 21 Prozent. Ihr bis¬ 
lang schlechtestes Wahlergebnis musste 
sie 1999 mit 22,4 Prozent hinnehmen. 
Die CDU würde zur Zeit 20 Prozent 
der Stimmen erhalten, zwei Prozent 
mehr als im Juni. Doch mit deren Chef 
Henkel will die SPD nicht mehr. 

Ein Bündnis aus SPD und Grünen, 
das der Regierende Bürgermeister Mi¬ 
chael Müller (SPD) noch in der vergan¬ 
genen Woche favorisiert hatte, brächte 
es nur auf 38 Prozent der Stimmen. Nur 
gemeinsam mit der Linkspartei (der¬ 
zeit bei 16 Prozent) würde es nach dem 
18. September für die Mehrheit rei¬ 
chen - wenn SPD und Grüne bei ihrer 
Ablehnung der Henkel-CDU bleiben. 
Die „Notlösung“ könnte Wirklichkeit 
werden. 

Darauf hat sich die Linkspartei 
offenbar schon vorbereitet. In der 
vergangenen Woche stellte sie einen 
12-Punkte-Plan für die ersten 100 
Tage einer gemeinsamen Regierung 
vor. Blumig heißt es darin: „Berlin 
wird schlecht regiert. Ein handlungs¬ 
unfähiger Senat hat die eskalierenden 
Probleme jahrelang verschleppt. (...) 
Wir legen 12 Projekte vor, die Berlin 
sozialer, demokratischer und ökologi¬ 
scher machen wollen. Sie sind Teil eines 
Dialogangebotes an die Berlinerinnen 
und Berliner.“ Und weiter: „Wir wollen 
Verantwortung für Berlin übernehmen 
und die Stadt den Bürgerinnen und 
Bürgern zurückgeben.“ 

Die Berliner Linkspartei spricht 
sich für die Schließung aller Massen¬ 


notunterkünfte aus, in denen allein in 
Berlin immer noch 25 000 Flüchtlinge 
leben müssen: „Menschenwürdige Un¬ 
terbringung ist der erste Schlüssel für 
gelingende Integration.“ Sie will Initi¬ 
ativen ergreifen, um bundesweit einen 
Abschiebestopp durchzusetzen. 

Auch viele der anderen Vorschläge, 
vor allem die zur Unterstützung sozial 
Schwacher, für bezahlbare Mieten und 
Verkehrstarife, die Förderung des Bil¬ 
dungswesens, des Öffentlichen Nahver¬ 
kehrs und die Absage an den weiteren 


beitslosigkeit wirksam bekämpft wer¬ 
den. Ich möchte, dass die Bildungs¬ 
chancen für die jungen Generationen 
ausgebaut werden und die vielfältigen 
Formen von Kunst und Kultur in dieser 
künftigen europäischen Metropole er¬ 
halten bleiben. Alle anderen Ausgaben 
müssen auf den Prüfstand, aber auch 
Einschnitte müssen mit Bedacht und 
gerecht erfolgen.“ Doch die PDS ordne¬ 
te sich dem Kurs „Sparen bis die Stadt 
quietscht“ des damaligen Regierenden 
Bürgermeisters Wowereit (SPD) un¬ 



Bald Senator? Der Linkspartei-Spitzenkandidat Klaus Lederer macht Wahlkampf 
für eine rot-rot-grüne Koalition. 


Ausbau der A 100, für Investitionen in 
die vernachlässigte soziale Infrastruk¬ 
tur, in Arbeitsplätze, Aus- und Weiter¬ 
bildung und für mehr direkte Demo¬ 
kratie werden sicher die Zustimmung 
vieler Wählerinnen und Wähler finden. 
Das muss nicht heißen, dass sie die 
Linkspartei auch wählen - viele reagie¬ 
ren skeptisch auf die Versprechen und 
erinnern an die Jahre 2002 bis 2011, in 
denen die Linkspartei in einem SPD¬ 
geführten Senat mitregierte. 

2001 war für Gregor Gysi die Re¬ 
gierungsbeteiligung der PDS im Ber¬ 
liner Senat „ein Wert an sich“. Dafür 
nahm die Partei eine Koalitionsver¬ 
einbarung in Kauf, in deren Präambel 
man sich von der eigenen Geschichte, 
der SED und der DDR, distanzierte. 

Gysi, damals Spitzenkandidat sei¬ 
ner Partei, hatte zudem versprochen: 
„Ich möchte dafür eintreten, dass die 
notwendige Sanierung der Stadt sozi¬ 
al gerecht erfolgt, dass Armut und Ar¬ 


ten Kürzungen im Öffentlichen Dienst, 
bei Jugendeinrichtungen, Bibliotheken, 
Bauinvestitionen, Verkauf öffentlichen 
Eigentums - vor allem landeseigener 
Wohnungsbestände -, Erhöhung von 
Kita-Beiträgen waren die Folge. Rot- 
Rot wurde zu einem Desaster für die 
PDS, später für die Partei „Die Linke“, 
die Verbündete verlor und viele Wäh¬ 
lerinnen und Wähler. 2011 erreichte sie 
nur noch 11,7 Prozent. 

Für Klaus Lederer ist heute die Sa¬ 
che klar. Im „Tagesspiegel“ schrieb er 
am Sonntag: „Es war die SPD, die in 
rot-roten Zeiten ein Umsteuern in der 
Mietenpolitik, beim Personalabbau im 
öffentlichen Dienst oder bei der Be¬ 
kämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit 
blockierte, aber dann in der Koalition 
mit der CDU erst recht keine linken 
Politikansätze durchsetzen konnte.“ In 
die Koalition mit der SPD möchte er 
trotzdem. Mit Hoffnung auf die Grü¬ 
nen? Nina Hager 


Protest oder Wahlkampf? 

„Aufstehen gegen Rassismus“ und „Blockupy“ mobilisieren nach Berlin 


Am ersten Septemberwochenende 
wird es zu mehreren größeren Protes¬ 
ten in Berlin kommen. Für den 3. Sep¬ 
tember ruft das bundesweite Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“ zu einer 
Demonstration in Berlin auf. Kurz vor 
den Landtagswahlen in Mecklenburg- 
Vorpommern und Berlin wolle man 
„mit einem Konzert und einer De¬ 
monstration in Berlin ein klares Zei¬ 
chen gegen Rassismus setzen und die 
Stimmung in der Stadt mit prägen 44 
heißt es seitens des breiten Zusam¬ 
menschlusses. Die geplanten Aktivitä¬ 
ten des Bündnisses sind dabei keines¬ 
wegs unumstritten. 

In den vergangenen Wochen gingen 
mehrere Antifagruppen auf Distanz zu 
dem Bündnis, da sie fürchten, für Wahl¬ 
kampfzwecke missbraucht zu werden. 
Ein Vorwurf lautet, dass „Aufstehen 
gegen Rassismus“ auf eine intensive 
Zusammenarbeit mit SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen setze und faktisch 
Werbung für künftige „rot-rot-grüne“ 
Regierungsbündnisse betreiben wolle. 


Die DKP wird sich an den Protesten 
beteiligen. Sie hat das Bündnis „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“ dafür kritisiert, 
dass das Bündnis notwendige Inhalte 
ausblendet, um die Zusammenarbeit 
mit Regierungsmitgliedern nicht zu ge¬ 
fährden. Sie will deutlich machen, dass 
der Kampf gegen den Rassismus der 
AfD und der Kampf gegen die rassisti¬ 
sche Asylpolitik und die Kriegspolitik 
der Bundesregierung und für die ge¬ 
meinsamen Interessen aller arbeiten¬ 
den Menschen zusammengehören. Die 
DKP wird auf der Demonstration das 
Motto „Aufstehen gegen Rassismus“ 
aufgreifen und Plakate mit Texten wie 
„Aufstehen gegen Auslandseinsätze der 
Bundeswehr“ oder „Aufstehen gegen 
Sozialabbau und Hartz IV“ zeigen. 

Am gleichen Wochenende plant 
auch das „Blockupy“-Bündnis Protes¬ 
te in der Bundeshauptstadt. So wollen 
die Aktivisten am 2. September das 
Bundesarbeitsministerium blockieren 
und infolge dessen dezentrale Proteste 
in der Stadt durchführen. „Wir glauben, 


es ist dringend an der Zeit, das Lager 
der Solidarität im Zentrum des euro¬ 
päischen Kapitalismus sichtbar werden 
zu lassen und hier gemeinsam die ver¬ 
meintliche Alternativlosigkeit der neo¬ 
liberalen Mitte anzugreifen - bevor na¬ 
tionale ,Lösungen 4 in Gesetzen, in Par¬ 
lamenten und auf der Straße überhand 
nehmen“, kündigten die „Blockupy“- 
Unterstützer an. Die geplanten Akti¬ 
onen stießen bei der Spitze der Berli¬ 
ner Linkspartei unterdessen nicht auf 
Wohlwollen. Diese fürchtet, dass es 
kurz vor dem Wahltag am 18. Septem¬ 
ber zu Auschreitungen kommen könnte, 
und hält sich daher in Sachen Mobilisie¬ 
rung zurück. 

bern 

Blockupy-Aktionstag: 2. September, 7.30 
Uhr, Potsdamer Platz. 

DKP-Treffpunkt bei „Aufstehen gegen 
Rassismus“: 3. September, 14.00 Uhr, 
Adenauerplatz, hinter dem Transpa¬ 
rent „Aufstehen gegen Faschismus und 
Krieg-DKP Berlin“. 


Rund 700 Nazigegner haben am ver¬ 
gangenen Samstag in Dortmund gegen 
Nazigewalt protestiert. Eine Woche zu¬ 
vor war ein 24 Jahre alter Antifaschist 
von drei vermummten Personen gezielt 
angegriffen und durch einen Messer¬ 
stich verletzt worden (UZ berichtete). 
Die Demonstration, die in den Stadt¬ 
teil Dorstfeld führte, wurde von einem 
Großaufgebot der Polizei begleitet. Am 
Rande der Proteste versuchten Neofa¬ 
schisten, die Protestierenden zu provo¬ 
zieren. 

Der Essener Rechtsanwalt Jasper 
Prigge, der den 24-Jährigen vertritt, 
kritisierte die Dortmunder Behörden: 
„Auch bei Polizei und Justiz muss an¬ 
kommen, dass die zunehmende rech¬ 
te Gewalt ein großes Problem ist, dem 
konsequent begegnet werden muss. Es 
gibt zum Beispiel zahlreiche Haftbefeh¬ 
le gegen Neonazis, die nicht vollstreckt 
werden, weil die Täter untergetaucht 
sind“, sagte Prigge. 

Wolfgang Richter, Vorsitzender der 
DKP Dortmund, übte erneut Kritik an 
den Dortmunder Beamten. Der Polizei 
liege die Anzeige eines jungen Antifa¬ 
schisten vor, „der am helllichten Tag in 
der Innenstadt West von einer dreiköp¬ 
figen Gruppe überfallen und durch Mes¬ 
serstiche verletzt wurde“. „Die Gruppe 
zeigte alle Zeichen einer kriminellen 
Vereinigung in ihrem ,Kampf um die 


Straße 4 - Gewalttätigkeit, Maskenhaf¬ 
ten. Offenbar stand der Überfallene im 
Fokus der Dortmunder Naziszene - er 
war bereits zwei Wochen zuvor überfal¬ 
len worden“, stellte er klar. „Es würde 
große Mühe kosten, darin keine Über¬ 
fälle von Nazis zu sehen“. 

Richter wies in diesem Zusammen¬ 
hang auf eine Pressemitteilung der Poli¬ 
zei hin, in der diese über ihre letzte Raz¬ 
zia in der Nordstadt berichtete. „Mit 250 
Einsatzkräften wurden von 12 Uhr bis 
0 Uhr an insgesamt 20 verschiedenen 
Kontrollstellen 468 Personen und 2 744 
Fahrzeuge kontrolliert: Fünf Personen 
wurden festgenommen, 194 Fahrzeuge 
wurden beanstandet und 186 Ordnungs¬ 
widrigkeitenanzeigen gefertigt. In ei¬ 
nem Fall wurde vermutliches Diebesgut 
aufgefunden und sichergestellt.“ Das rie¬ 
che nach großem Erfolg, als wäre Wahl¬ 
kampf. Am Abend war auch der Polizei¬ 
präsident vor Ort: „Die Polizei bleibt in 
der Nordstadt zur konsequenten Durch¬ 
setzung des Rechtsstaats am Drücker.“ 

„Die Antifaschisten und Antifa¬ 
schistinnen fordern erneut, dass die 
Polizei in der Stadt ,zur konsequenten 
Durchsetzung des Rechtsstaats 4 gegen¬ 
über Nazi-Gewalttätern und -Organi¬ 
sationen eingesetzt wird, wirkungsvoll 
vorgeht, aufklärt und die Menschen 
vor den Totschlägern schützt“, erklärte 
Richter weiter. bern 


Gefahren Vorhersagen 

Behörden verhindern kurdisches Kulturfest 


Das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie hat sich in einer Erklärung ge¬ 
gen die Verhinderung eines kurdischen 
Festivals Anfang September in Köln ge¬ 
wandt. „Es ist nichts Neues, dass die Ex¬ 
ekutive versucht, die Grundrechte auf 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
außer Kraft zu setzen, wenn ihr Meinun¬ 
gen nicht passen. Diesmal stört das 24. 
Internationale Kurdische Kulturfestival, 
das im RheinEnergieStadion in Köln am 
3. September 2016 stattfinden soll(te)“ 
monierte Grundrechtekomitee-Spre¬ 
cherin Elke Steven. „Es schien einfach 
zu sein. Man brauchte gar kein juris¬ 
tisch schwieriges Versammlungsverbot 
aussprechen, sondern der Kölner Poli¬ 
zeipräsident Jürgen Mathies ,empfahl 4 
der Sportstätten GmbH, die zugesagte 
Unterzeichnung des VeranstaltungsVer¬ 
trages mit dem Demokratischen Gesell¬ 
schaftszentrum der Kurdinnen und Kur¬ 
den in Deutschland (Nav-Dem) zurück¬ 
zuziehen. Man muss die unüberprüfbare 


Gefahrenprognose nur ein wenig hoch¬ 
schrauben, dann folgt ein solches Un¬ 
ternehmen willig“, kommentierte sie das 
Vorgehen der Polizei. 

Versammlungs- und Meinungsfrei¬ 
heit sind „unentbehrliche und grundle¬ 
gende Funktionselemente eines demo¬ 
kratischen Gemeinwesens“, schrieb das 
Bundesverfassungsgericht im Brokdorf- 
Beschluss von 1985, seiner Grundsatz¬ 
entscheidung zum Versammlungsrecht, 
erinnerte Steven. Die demokratische 
Solidarität gilt den Kurden und Kurdin¬ 
nen - ihr Recht auf Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit gilt es zu verteidigen, 
forderte sie weiter. 

Ende Juli hatten die Kölner Behör¬ 
den eine Demonstration von Erdogan- 
Unterstützern erlaubt. Die Linkspartei- 
Abgeordnete Sevim Dagdelen stellte 
fest, dass die Kölner Polizei „das Bu¬ 
ckeln von Kanzlerin Merkel gegenüber 
Ankara“ nachahme. 

bern 


Gegen das Vergessen 

Der Faschismusforscher Kurt Pätzold ist tot 


In der vergangenen Woche starb Kurt 
Pätzold nach schwerer Krankheit in Ber¬ 
lin. Mit ihm verlor die Linke im Land 
einen der angesehensten marxistischen 
Historiker und Faschismusforscher. 

Pätzold war bis zuletzt publizis¬ 
tisch tätig. In den vergangenen Jahren 
erschienen von ihm nicht nur Artikel, 
sondern auch Bücher wie „Der Über¬ 
fall. Der 22. Juni 1941: Ursachen, Pläne 
und Folgen“ und „Deutschland 1933- 
39 - Vorkrieg“ sowie „Deutschland 
1939-45 - Krieg“ (alle 2016). 

Zu seinen Forschungsschwerpunk¬ 
ten gehörten die Geschichte des Fa¬ 
schismus und der NSDAP, Entwick¬ 
lungen im Bereich des Geschichtsre¬ 
visionismus sowie die Geschichte des 
Antisemitismus und der Judenverfol¬ 
gung. Immer wieder beschäftigte er 
sich mit der Rolle der Volksmassen in 
der Geschichte und wandte sich gegen 
Vereinfachungen durch einige marxis¬ 
tische Historikerkollegen. 

Kurt Pätzold war Sprecher des Mar¬ 
xistischen Forums der Partei „Die Lin¬ 
ke“ und Mitglied der Leibniz-Sozietät 
der Wissenschaften sowie der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung. 

Geboren 1930 in Breslau, studier¬ 
te er nach dem Krieg ab 1948 in Jena 


Geschichte, Philosophie und politische 
Ökonomie. 1963 wurde Pätzold mit ei¬ 
ner Arbeit über den Zeiss-Konzern in 
der Wirtschaftskrise promoviert. 1965 
wurde der Historiker von der Akade¬ 
mie der Wissenschaften an die Berliner 
Humboldt-Universität versetzt. Dort 
erschloss er sich seinen Forschungsge¬ 
genstand: die Verfolgung und Ermor¬ 
dung der deutschen und der europäi¬ 
schen Juden durch die Nazis. Das erste 
Ergebnis seiner Untersuchungen war 
seine Habilitationsschrift 1973. 

Der produktive marxistische Fa¬ 
schismusforscher wurde zu einem aus¬ 
gewiesenen, international anerkannten 
Fachmann. An der Humboldt-Univer¬ 
sität hatte er bis Ende 1990 den Lehr¬ 
stuhl für deutsche Geschichte inne. Mit 
dem Ende der DDR und der Zerschla¬ 
gung ihres Wissenschaftssystems wur¬ 
de dafür gesorgt, dass die marxistischen 
Positionen auch in der Geschichtswis¬ 
senschaft ausgegrenzt und ihre Vertre¬ 
ter aus Forschung und Lehre verbannt 
wurden. 

Pätzold sah manches in der DDR 
und der SED sehr kritisch, aber nie ei¬ 
nen Grund dem Sozialismus und dem 
Marxismus abzuschwören. 

Nina Hager 
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Kritische Situation im Irak 

Nachdem die USA den Irak besetzt hat¬ 
ten, wurde die Politik des Landes zu¬ 
nehmend von einem Quotensystem be¬ 
stimmt, wonach Posten gemäß religiöser 
und parteipolitischer Bindungen verge¬ 
ben wurden. 

Schon lange gab es Proteste ge¬ 
gen dieses System, mehrmals wurde die 
„Green Zone“, die Hochsicherheitszone 
in Bagdad, von Demonstranten besetzt 
(UZ berichtete). 

Mittlerweile gab es aufgrund der Pro¬ 
teste eine Regierungsumbildung. Fünf 
Minister wurden ausgetauscht, davon 
allerdings zwei, die bereits als unabhän¬ 
gige Fachleute tätig waren und keinem 
der Parteiblöcke angehörten. 

Für Moqtada al-Sadr, dessen Bewe¬ 
gung die Proteste gegen das Quotensys¬ 
tem trägt, ging die Kabinettsumbildung 
nicht weit genug. 

Dieselben Probleme zeigen sich auch 
in der Armee und im Kampf gegen IS. 
Der Irak bereitet sich auf die Rückerobe¬ 
rung von Mosul vom IS vor. Die Iraki¬ 
sche Armee ist dabei weitgehend auf die 
Unterstützung von schiitischen Milizen 
angewiesen - eine besonders kritische Si¬ 
tuation. Ein Krieg des Irak gegen IS kann 
sich zu einem Krieg zwischen Sunniten 
und Schiiten entwickeln. 

Taliban-Vormarsch 

Nach schweren Gefechten haben die Ta¬ 
liban in der nordafghanischen Provinz 
Kundus weiteres Territorium erobert. 
Ende letzter Woche war das Zentrum 
des Bezirks Chanabad unter Kontrolle 
der Taliban. Inzwischen sei Chanabad 
aber von afghanischen Truppen zurück¬ 
erobert worden, hieß es unter anderem 
auf tagesschau.de. Vier der fünf Bezir¬ 
ke der Provinz Kundus sind umkämpft. 
Bis 2013 war die Bundeswehr in Kundus 
stationiert. 

Ohne Unterstützung 

Eine deutliche Mehrheit des vom Wes¬ 
ten anerkannten Parlaments in Libyen 
hat der „Einheitsregierung“ erneut das 
Vertrauen verweigert. Die Regierung 
war unter Vermittlung der UNO und auf 
Betreiben der USA, der NATO und der 
EU gebildet worden. 

Damit erleiden die Bemühungen, in 
Libyen eine arbeitsfähige Regierung zu 
installieren, erneut einen Rückschlag. 
Das Hauptziel von USA und Co. bestand 
darin, eine Regierung zu etablieren, die 
das Ausland um militärische Hilfe anru- 
fen könnte. 

In dem nordafrikanischen Land 
herrscht seit dem Sturz und der Ermor¬ 
dung von Staatschef Muammar al-Gad- 
dafi 2011 ein Bürgerkriegschaos. In dem 
Machtvakuum konkurrieren zahlreiche 
Milizen miteinander. Extremisten wie 
die von der Terrororganisation „Islami¬ 
scher Staat“ (IS) kontrollieren mittler¬ 
weile große Gebiete. 

Die im Dezember unter UNO-Ver¬ 
mittlung aufgestellte „Einheitsregie¬ 
rung“ von „Ministerpräsident“ Fajis al- 
Sarradsch sollte das Land unter eine 
einheitliche politische Führung stellen. 
Dazu braucht sie aber das Vertrauen des 
Parlaments in Tobruk. Das Abgeordne¬ 
tenhaus hatte der „Regierung“ bereits im 
Januar das Vertrauen verweigert. 

Die Abgeordneten fordern unter an¬ 
derem ein kleineres Kabinett. Streit gibt 
es auch um den mächtigen General Cha- 
lifa Haftar, der als einer der wichtigsten 
Hintermänner des Widerstands gegen 
die „Einheitsregierung“ gilt. 

Tschechien für EU-Armee 

Tschechiens Ministerpräsident Sobotka 
fordert langfristig eine gemeinsame EU- 
Armee. Er hoffe, dass sich beim EU-Rat- 
streffen im Herbst erste konkrete Ver¬ 
pflichtungen und Vorschläge ergäben, 
sagte der Sozialdemokrat am Montag 
vor Botschaftern seines Landes. 

Litauen kauft 
deutsche Wertarbeit 

Litauen wird für 385,6 Millionen Euro 88 
Transport-Radpanzer des Typs „Boxer“ 
vom Hersteller Artec (Krauss-Maffei 
Wegmann und Rheinmetall) erwerben. 
Es ist das größte Rüstungsgeschäft in der 
Geschichte der litauischen Armee über 
die europäische Rüstungsagentur (OC- 
CAR). Die Transportpanzer werden den 
Anforderungen der Streitkräfte des bal¬ 
tischen NATO-Landes angepasst. 


„Aktionsplattform“ für Islamisten 

Zoff in der Koalition über Bewertung der Türkei. 

BND stuft Merkels Partner in Ankara als Terrorunterstützer ein. SPD sauer. 


B innen Monaten sorgt die Türkei 
mal wieder für Verstimmung in 
der Bundesregierung. Nach der 
Affäre um ein „Schmähgedicht“ im 
April, in der Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) gegen die Stimmen der 
SPD-Minister im Kabinett eine Verfol¬ 
gung des Satirikers Jan Böhmermann 
durch den türkischen Präsidenten Re- 
cepTayyip Erdogan wegen „Majestäts¬ 
beleidigung“ persönlich durchgesetzt 
hat, führt jetzt eine vertrauliche Ein¬ 
schätzung über die Zusammenarbeit 
Ankaras mit islamistischen Terroris¬ 
ten für Unmut. Wäre es nach der SPD 
gegangen, wäre das Papier nicht nur als 
geheim eingestuft, sondern so erst gar 
nicht erstellt worden. 

Die ARD hatte vergangene Wo¬ 
che eine vertrauliche Einschätzung 
der Bundesregierung publik gemacht, 
die es in sich hat. Aus der Antwort ei¬ 
ner Kleinen Anfrage der Linksfrakti¬ 
on, namentlich der Abgeordneten Se- 
vim Dagdelen, geht demnach hervor, 
dass Merkels Kabinett Erdogans Tür¬ 
kei als Terrorhelfer in Nahost bewertet. 
Demnach arbeitet Ankara seit Jahren 
bewusst mit islamistischen und terro¬ 
ristischen Organisationen in der Re¬ 
gion zusammen, die Terrorhilfe wird 
vom türkischen Präsidenten aktiv un¬ 
terstützt. Wörtlich heißt es laut ARD 
in der Antwort der Bundesregierung, 
die „aus Gründen des Staatswohls“ 
eigentlich nicht für die Öffentlichkeit 
bestimmt war: „Die zahlreichen Soli¬ 
daritätsbekundungen und Unterstüt¬ 
zungshandlungen für die ägyptische 
MB (Muslimbruderschaft, Anmerkung 
der ARD-Redaktion), die HAMAS 
und Gruppen der bewaffneten islamis¬ 
tischen Opposition in Syrien durch die 
Regierungspartei AKP und Staatsprä¬ 
sident Erdogan unterstreichen deren 
ideologische Affinität zu den Muslim¬ 
brüdern.“ Die Türkei habe die Bezie¬ 


hungen zur palästinensischen Hamas, 
die von der EU seit 2003 als Terroror¬ 
ganisation eingestuft ist, und anderen 
Organisationen sogar gezielt intensi¬ 
viert, heißt es in dem Regierungspapier 
weiter: „Als Resultat der vor allem seit 
dem Jahr 2011 schrittweise islamisier- 
ten Innen- und Außenpolitik Ankaras 
hat sich die Türkei zur zentralen Ak¬ 
tionsplattform für islamistische Grup¬ 
pierungen der Region des Nahen und 
Mittleren Ostens entwickelt.“ 

Für die klare Analyse, die auf Be¬ 
wertungen des BND basiert und seit 
Jahren vorgebrachte Einschätzungen 
der Linke-Politikerin Dagdelen un¬ 
termauert, zeichnet der Parlamentari¬ 
sche Staatssekretär im Innenministeri¬ 
um, Oie Schröder, verantwortlich. Der 
CDU-Politiker ist sonst nicht bekannt 
für pointierte, zugespitzte Formulierun¬ 
gen. Zugearbeitet worden ist sie freilich 
vom Kanzleramt, dem der BND un¬ 
tersteht. Dass die offiziell als „vertrau¬ 
lich“ eingestufte Bewertung des Bun¬ 
desnachrichtendienstes publik werden 
würde, dürfte wohlkalkuliert worden 
sein. Mit dem eigentlich für die Beant¬ 
wortung dieser Fragen zuständigen Au¬ 
ßenministerium hat sich das Innenmi¬ 
nisterium den Angaben zufolge nicht 
abgestimmt - ein „Büroversehen“, wie 
es hieß. Tatsächlich hätte Berlins Spit¬ 
zendiplomat Frank-Walter Steinmei¬ 
er eine derart offene Brüskierung der 
Partner in Ankara nicht durchgehen 
lassen. Der Sozialdemokrat hält sich 
seit Monaten mit kritischen Äußerun¬ 
gen zum immer autoritäreren Kurs Er¬ 
dogans zurück, für den seit Wochen 
andauernden Gegenputsch des Staats¬ 
chefs inklusive Massenentlassungen 
und Massenverhaftungen Zehntau¬ 
sender hat er sogar Verständnis geäu¬ 
ßert. SPD-Außenpolitiker Rolf Mütze- 
nich war denn auch sauer: „Bei einer 
so sensiblen und weitreichenden Ein¬ 


schätzung hätte das Auswärtige Amt 
einbezogen werden müssen. Immerhin 
handelt es sich bei der Türkei um ein 
NATO-Land, und deutsche Soldaten 
sind dort gegenwärtig stationiert.“ 
Während die Sozialdemokraten ab¬ 
wiegeln, warnt ausgerechnet ein wei¬ 
terer CDU-Mann vor Schönfärberei. 
„Erdogan will seine Kritiker mund¬ 
tot machen“, so das Klartextresümee 
von Michael Brand, Chef des Men¬ 
schenrechtsausschusses im Bundes¬ 
tag, nach seinem jüngsten Türkei-Be¬ 
such. „Nach dem Putschversuch hat 
eine neue Zeitrechnung in der Türkei 
begonnen“, bilanzierte Brand. Men¬ 
schenrechtsorganisationen hätten aus 
Angst ihre Büros geschlossen und wei¬ 
tere Sicherheitsvorkehrungen treffen 
müssen. „Die Angst geht um, manche 
trauen sich schon lange nicht mehr, öf¬ 
fentlich Position gegen diese Regierung 
zu beziehen“, sagte Brand im Gespräch 
mit Spiegel Online. „Die Mutigen, die 
den Mund noch aufmachen, werden zur 
Zielscheibe und müssen damit rechnen, 
dass sie zum Boxsack Erdogans und 
seiner Anhänger werden.“ Die Mah¬ 
nung des CDU-Politikers - nicht zu¬ 
letzt an seine eigene Regierung: „Wer 
jetzt aus taktischen Gründen nicht das 
reale Bild zeichnet und nicht auf Än¬ 
derung drängt, macht sich mitschuldig.“ 
Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere gibt sich davon unbeein¬ 
druckt. In der Bild am Sonntag machte 
er auf Harmonie. Man müsse die „kom¬ 
plizierte Lage“ in der Türkei nüchtern 
betrachten, so der CDU-Mann. Die 
Einschätzung aus seinem Ministeri¬ 
um, wonach die Türkei eine „zentrale 
Aktionsplattform“ für Islamisten sei, 
relativierte er deutlich. Dies sei „ein 
kleiner Ausschnitt der aktuellen Lage 
im Land“, so de Maiziere. Die Türkei 
sei aber doch vor allem NATO-Mit¬ 
glied und ein wichtiger Partner in der 


Flüchtlingskrise, und im Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus. Dass 
viele Maßnahmen Ankaras nach dem 
vereitelten Militärputsch „unverhält¬ 
nismäßig“ gewesen seien und auch 
der Umgang mit Menschenrechten oft 
nicht in Ordnung sei, „das sprechen 
wir gegenüber unseren Partnern auch 
an.“ Man dürfe da „nicht naiv“ sein. Im 
Gegensatz zur SPD in der großen Ko¬ 
alition lehnt der Unionspolitiker einen 
EU-B eitritt der Türkei nach wie vor ab. 

Zuvor hatte schon Kanzlerin Mer¬ 
kel die „besondere Verbindung“ zwi¬ 
schen Deutschland und der Türkei 
betont. „Was das deutsch-türkische 
Verhältnis besonders macht, sind die 
über drei Millionen türkischstämmi¬ 
gen Menschen, die in Deutschland le¬ 
ben.“ Die deutsche Regierung trage die 
Verantwortung für alle Menschen im 
Land, sekundierte ihr Innenminister in 
der Bild am Sonntag, auch für türkische 
Staatsbürger. Versuche Erdogans, auf 
Menschen in Deutschland Einfluss zu 
nehmen, müssten zwar zurückgewiesen 
werden. Aber: „Wir müssen und kön¬ 
nen es als freies Land aushalten, wenn 
er hier Reden hält.“ Dass der Terror¬ 
pate nicht nur Reden hält, sondern sei¬ 
ne Anhänger gegen Andersdenkende 
aufhetzt und sein Geheimdienst MIT in 
Deutschland ein dicht gespanntes Netz 
von Agenten zur Einschüchterung von 
Kritikern aufgebaut hat, berichtete der 
Springer-Boulevard am gleichen Tag. 
Seine Partner beim BND bittet der tür¬ 
kische Nachrichtendienst mittlerweile 
ganz offiziell um Amtshilfe bei der Jagd 
auf Erdogan-Gegner in Deutschland. 
Soweit bekannt, hat die Merkel-Regie¬ 
rung die Anfrage des NATO-Partners 
nicht abschlägig beschieden, auch sei¬ 
tens der SPD ist kein Protest laut ge¬ 
worden. Auf Kursänderung in Ankara 
drängt auch keiner. 

Rüdiger Göbel 


Angriff auf die Jugend 

Jugendliche in der Türkei leiden unter AKP-Regierung 


Mit dem gescheiterten Militärputsch 
in der Türkei nutzen Erdogan und die 
AKP die Gelegenheit um nicht nur ge¬ 
gen jegliche Opposition vorzugehen, 
sondern auch den angestrebten Staats¬ 
umbau beschleunigt fortzusetzen. Da¬ 
bei stehen die aktuellen Maßnahmen 
der Regierung in einer Linie mit ihrer 
vorherigen Politik. Diese Politik richtet 
sich auch gegen die lernende und arbei¬ 
tende Jugend im Land, deren Situation 
sich in den letzen Jahren zunehmend 
verschlechtert hat. 

Arbeiten bis zum frühen Tod 

Der Stolz der AKP ist die türkische 
Bauindustrie. Diese boomte in den 
letzten Jahren und wurde von den An¬ 
hängern Erdogans immer wieder als 
Beweis für den wirtschaftlichen Auf¬ 
schwung des Landes angeführt. Auf 
wessen Kosten das Ganze geschieht, 
zeigt bereits ein Blick auf die Statis¬ 
tiken zu Arbeitsunfällen. Tatsächlich 
stieg die Zahl an Todesfällen am Ar¬ 
beitsplatz in den letzten Jahren in¬ 
folge der Privatisierungspolitik der 
AKP stark an. Allein dieses Jahr ver¬ 
unglückten bereits über 1 400 Arbei¬ 
terinnen. Derartige tödliche Unfälle, 
die oft auf Baustellen, in Gruben oder 
auf dem Weg zum Arbeitsplatz statt¬ 
finden, betreffen zu 15 Prozent Perso¬ 
nen unter 27 Jahren und zu 3 Prozent 
sogar Minderjährige. Viele Jugendli¬ 
che arbeiten außerdem im Einzelhan¬ 
del, insbesondere in den riesigen Ein¬ 
kaufszentren, die größtenteils zu Zei¬ 
ten der AKP errichtet worden sind. 
Rund ein Drittel der jugendlichen 
Beschäftigten werden dort unter dem 
Mindestlohn bezahlt und sind zudem 
nicht einmal versichert. Auch ist das 
Maß an Kinderarbeit von rund 6 000 
Minderjährigen in türkischen Betrie¬ 
ben im Jahr 1999, auf über 8 000 im 


Jahr 2012 angestiegen. Mit durschnitt- 
lich 54 Wochenstunden ist ihnen der 
Besuch von Schulen nicht möglich, 
teilweise erhalten die Kinder am Ar¬ 
beitsplatz nicht einmal Nahrung. Den 
vielen syrischen Jugendlichen die auf¬ 
grund des Krieges in ihrem Land, in 
die Türkei geflüchtet sind, geht es dies¬ 
bezüglich noch schlechter. Das türki¬ 
sche Amt für Arbeit geht derzeit von 
rund 2 500 syrischen Kinderarbeitern 
aus, die in der Regel bis zu 12 Stun¬ 
den am Tag arbeiten und meist nicht 
mehr als 100 Lira pro Woche verdie¬ 
nen, was einem Wert von ungefähr 30 
Euro entspricht. 

Auch Studierende haben 
keine rosige Zulunft 

Neben der Arbeiterjugend haben 
auch junge Akademiker in der Türkei 
wenig Perspektiven. Nicht selten müs¬ 
sen Studentinnen nach ihrem erfolg¬ 
reichen Abschluss auf alternative Jobs 
umspringen oder schlichtweg warten, 
da die Kontingente, die zur Verfügung 
gestellt werden nicht aussreichen. So 
kann es passieren, dass ein Medizin¬ 
student letzten Endes als Polizist en¬ 
det oder junge Lehrerinnen bis zu drei 
oder vier Jahre auf eine Stelle warten 
müssen. Zusätzlich zu dieser Perspek- 
tivlosigkeit findet auch schon seit Jah¬ 
ren eine ideologische Umgestaltung 
des gesamten Bildungssystems statt. 
Die AKP schuf mit dem verstärkten 
Bau und der Förderung von privaten 
Religionsschulen ein Parallelsystem 
zu den staatlichen Bildungseinrich¬ 
tungen. Begleitet wird dies von Re¬ 
formplänen, die darauf abzielen die 
Schullaufbahn in verschiedene, teil¬ 
weise sogar optionale Bereiche auf¬ 
zuteilen, ein Schritt der dazu dienen 
soll nicht nur die Rolle der Religions¬ 
schulen zu stärken, sondern auch all¬ 


gemein die durchschnittliche Anzahl 
an Schuljahren zu verringern. Ziel¬ 
stellung war und ist es, bereits Kin¬ 
der entsprechend zu indoktrinieren 
und auf eine islamistische und natio¬ 
nalistische Linie zu bringen sowie au¬ 
ßerdem Bildung an sich, zunehmend 
an neoliberale Verhältnisse anzupas¬ 
sen. An den regulären Universitäten 
treten Anhängerinnen Erdogans ver¬ 
stärkt aggressiv auf, politische Veran¬ 
staltungen von linken Studentinnen 
werden gestört oder bedroht. Je¬ 
der Jugendliche, der einer religiösen 
oder nationa¬ 
len Minderheit 
angehört, gilt 
als potenzieller 
Verräter. Mit 
den aktuell un¬ 
ternommenen 
Maßnahmen 
der Regierung 
wird sich so¬ 
wohl der Um¬ 
bau des Bil¬ 
dungssystem als 
auch das politi¬ 
sche Klima an 
den Schulen 
und Universitä¬ 
ten verschärfen. 


Erdogans 

Unterstützer 

Die deutsche 
Bundesregie¬ 
rung zeigt sich 
„besorgt“ über 
die aktuellen 
Ereignisse, zu¬ 
vor stand sie fest 
an der Seite Er¬ 
dogans und un¬ 
terstützte den 
türkischen Staat 


finanziell und mit Waffen. Wenn die Ju¬ 
gendlichen in der Türkei für ihre Rech¬ 
te und gegen den Staatsumbau kämp¬ 
fen, dann gilt ihnen nicht nur unsere 
symbolische Solidarität, sondern es ist 
an uns die deutsche Regierung für ihre 
Kooperation mit dem AKP-Regime an¬ 
zugreifen und die Interessen, die dahin¬ 
ter stehen, aufzuzeigen. 

Vorabdruck aus„Position - Magazin der 
SDAJ“. Die neue Ausgabe erscheint an 
diesem Wochenende. Jetzt bestellen 
bei uzshop.de 
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A la Rentree 

Spätsommer in Frankreich: Nach den Massenprotesten kommt der Wahlkampf. 



Angst und Terror sind ihre besten Wahlkampfhelfer: Marine Le Pen vom „Front National“ 


L a Rentree ist in Frankreich nach 
Weihnachten ein besonderes Ereig¬ 
nis im gesellschaftlichen Leben der 
Franzosen. Der Urlaub - als bezahlter 
Anspruch feiert er sein 60. Jahr - ist 
zu Ende. Eine Schnäppchenjagd fegt 
durch die Kaufhäuser: im Durchschnitt 
50 Euro Schulmaterialien für die 10 
Millionen Grundschüler, die das nati¬ 
onale Erziehungsministerium erwartet, 
190 Euro für die 5. Klasse. Der Front 
National konnte wirklich Urlaub ma¬ 
chen, die Politik der Sozialisten und der 
Republikaner trieben den Faschos ei¬ 
nen Rekord-Mitgliederzuwachs zu, wie 
sie sich in ihrer Presseerklärung brüs¬ 
ten. Kein Wunder, überbieten sich doch 
Anhänger wie Oppositionelle der Re¬ 
gierung im „Anti-Terror-Kampf“ die 
unausgesprochene Große Koalition aus 
PS-Sozialisten und LR-Republikaner 
„Sozialrepublikaner“ eine Wortschöp¬ 
fung von Premier Valls, der aber damit 
seine sozialdemokratische Richtung 
bezeichnet. Unter dem Deckmantel der 
Weltlichkeit des Staates betreiben die 
Medienkonzerne eine Kampagne zur 
Politisierung der Religion. Präsident 
Francois Hollande trauert privat in Au¬ 
dienz beim Papst um den ermordeten 
Priester Jacques Hamei, ohne den kom¬ 
munistischen Bürgermeister der klei¬ 
nen Stadt bei Rouen anzuhören. Und 
der mediale Kreuzzug zeigt Wirkung: 
Das Demoskopie-Institut IPSOS ver¬ 
öffentlichte am 11. August Zahlen aus 
22 Ländern. Danach finden 57 Prozent 
der Franzosen, dass es zu viele Immi¬ 
granten im Lande gebe (zum Vergleich: 
50 Prozent der Deutschen). 

Zum „Rentree“ rüsten sich die Poli¬ 
tiker zum Wahlkampf, sprich zur Kan¬ 
didatenkür. Präsident Francois Hol¬ 
lande „fungiert bis Dezember als Prä¬ 
sident“, lässt dennoch erkennen, dass 
er wieder kandidieren will, sofern die 
Arbeitslosigkeit nicht weiter ansteige. 
Positivmeldungen lassen allerdings auf 
sich warten. 

Das Gegenteil scheint der Fall. 
Während einige Multis Zahlen zu¬ 
rückhalten, kündigt der Mobilfunk- 
Anbieter SFR (Numericable-Altice) 
die „Freisetzung“ eines Drittels der 
Beschäftigten an, für 2017 erst ein¬ 


Am 10. Oktober 1990 berichtete die 
damals 15-jährige „Nayirah“ vor dem 
Menschenrechtskommitee des US-Se- 
nats von Tränenausbrüchen unterbro¬ 
chen von den Gräueltaten einer iraki¬ 
schen Soldateska. Sie habe als Hilfs¬ 
krankenschwester die Ermordung 
hilfloser Babys mitansehen müssen. 
Die Babys seien aus ihren Brutkästen 
heraus gerissen worden und man habe 
sie auf dem Boden sterben lassen. Ihr 
Statement ist bei „youtube“ nachzuse¬ 
hen. 

„Nayirah“ war sehr überzeugend. 
Die internationalen Großmedien und 
auch Amnesty International vermark¬ 
teten die Geschichte weltweit. In der 
psychologischen Kriegsvorbereitung 
der damaligen Bush-Administration 
war damit eine Art „Heartbreaker“ ge¬ 
funden. Bekanntlich war die Geschich¬ 
te eine Lüge. Erfunden zum Preis von 
10 Milionen Dollar von der in diesen 
Dingen „erfahrenen“ PR-Agentur Hill 
& Knowlton Strategies und vorgetra¬ 
gen von der Tochter des kuweitischen 
Botschafters in den USA, al Sabah. Die 
Wirkung solcherart Kriegsführung be¬ 
steht in ihrem Extremismus. Die Lüge 
muss nicht nur, wie Goebbels meinte 
„oft genug wiederholt“ werden, sie hat 
auch so drastisch zu sein, dass niemand 
öffentlich an ihrer Möglichkeit zweifeln 
mag. 

Seit dem 30. September letzten Jah¬ 
res greift die Russische Luftwaffe in 
den Krieg um Syrien, bzw. im weiteren 
Sinne um die Neuordnung des „Grea- 
ter Middle East“ bezeichneten global¬ 


mal 5 000. Die Arbeitslosen-Statistik 
zu schönen, ist auch in Frankreich an¬ 
gekommen. Wie in Deutschland rech¬ 
net man einfach die „im Krankenstand 
und in Fortbildung“ heraus. Das satiri¬ 
sche Wochenblatt „Le canard enchai- 
ne“ deckte auf, dass die Arbeitsämter 
in einem Erlass angewiesen wurden, 
500 000 Jugendliche in Fortbildungs¬ 
maßnahmen zu stecken. Verflixt bloß, 
dass bereits über 350 000 schon in der 
Warteschlange stehen. 

Parteien bringen 
sich in Stellung 

Auch Wirtschaftsminister Emmanuel 
Macron bringt sich mit seiner „Bewe¬ 
gung En Marche“ in Stellung. Er kün¬ 
digte die Veröffentlichung eines rich¬ 


strategisch zentralen Großraums ein. 
Spätestens seit 2007, als der russische 
Präsident auf der Münchener „Sicher¬ 
heitskonferenz“ klargemacht hat, dass 
er keine Veranlassung sieht, die devot¬ 
einfältige Verbeugung seines Vorgän¬ 
gers vor dem US-Anspruch einer „mo¬ 
nopolaren Weltordnung“ zu wiederho¬ 
len, ist die Russische Föderation zum 
primären Kriegsgegner und Wladimir 
Putin zum aktuellen Hitler aufgestie¬ 
gen. Das russische Eingreifen in Syri¬ 
en steht in unmittelbarem Zusammen¬ 
hang mit dem US-gesponsorten „pro¬ 
westlichen“ Putsch in der Ukraine und 
dem damit verbundenen Vorrücken der 
Nato bis vor die Haustür von „Stalin¬ 
grad“. Dies machte von Russland in Be¬ 
zug auf die Krim und den Nahen Osten 
dringend eine Art strategischer Siche¬ 
rungs- und Schadenbegrenzungsreakti¬ 
on erforderlich. 

Der russische Syrien-Einsatz verlief 
zumindest so erfolgreich, dass sich der 
CIA offensichtlich zu einem „Plan B“ 
genötigt sah und mit Unterstützung der 
saudi-arabischen und katarischen Ver¬ 
bündeten, analog zur „Operation Cy- 
clone“ in Afghanistan, die Versorgung 
der „moderaten Rebellen“ mit hoch¬ 
modernem Gerät, darunter hunder¬ 
te TOW Surface-Air-Missiles (SAM) 
und Anti-Tank-Raketen sicher stellte. 
Trotz der damit verbundenen Bedro¬ 
hung und einigen Hubschrauberver¬ 
lusten, reichte die Luftunterstützung 
für die Regierungstruppen soweit, bei¬ 
spielsweise die Landverbindung nach 
Aleppo wieder freizukämpfen. Die 


tungsweisenden Buches an und outet 
sich - er sei kein Sozialist. Er hat sich 
allerdings noch nicht erklärt, was der¬ 
zeit sein Handicap ist: Um zu kandidie¬ 
ren, müsste er von seinem Ministeramt 
zurücktreten und käme in den Geruch, 
seinem Präsidenten in den Rücken ge¬ 
fallen zu sein. 

Auf der Rechten haben sich die 
Kandidaten zu den „Primaires“ den 
nach amerikanischem Vorbild statt¬ 
findenden Vorwahlen aufgestellt. In 
10 228 Wahlbüros können die Anhän¬ 
ger der Rechten und des Zentrums am 
20. Und am 27. November ihren Kan¬ 
didaten küren. Ex-Präsident Nicolas 
Sarkozy wird Ende August als Vorsit¬ 
zender der Partei „Die Republikaner“ 
LR zurücktreten, um im Kandidaten¬ 


schon seit der Antike strategisch wich¬ 
tige, zweitgrößte Stadt Syriens steht, 
trotz der massiven Verstärkungen für 
die Jihadisten vor einer vollständigen 
Rückeroberung durch die Regierungs¬ 
truppen. Das könnte zu einem Water¬ 
loo der US-, Türkei- und Saudi-Arabi- 
en-gesponsorten „Rebellentruppen“ 
werden und damit zu einem empfind¬ 
lichen Problem für die strategischen 
Planungen des Westens für diese Regi¬ 
on. Die syrischen Regierungstruppen 
haben Aussicht, mit russischer Luft¬ 
unterstützung die Herrschaft über die 
zentral-wichtigen Regionen des Lan¬ 
des zurückzuerobern. Darüber hinaus 
scheint, nach dem Erdogan-Besuch in 
Moskau, eine Neuorientierung der tür¬ 
kischen Politik denkbar, welche für den 
westlichen Rückraum, die Finanzen 
und die Logistik der „Rebellen“ eine 
herbe Schwächung bedeuten könnte. 
Eine Lage also, in der entschlossenes 
Handeln der Washingtoner Falken an¬ 
gesagt zu sein scheint. 

Dieses aggressive Vorgehen bedarf 
(s.o.) der propagandistisch-psychologi¬ 
schen Einbettung. Die Bewusstseins¬ 
maschinen zur jeweiligen Hitlerpro¬ 
duktion laufen ja seit rund 20 Jahren 
auf vollen Touren. Neben den markt¬ 
schreierischen ehemaligen „Linken“ 
vom Schlage eines Daniel Cohn-Ben- 
dit oder Joseph Fischer kommen solche 
bellizistischen Allzweckwaffen wie der 
kameraversessene Vertreter der Nou- 
velle Philosophie, Bernhard-Henry 
Levy, zum Einsatz. Besondere Bedeu¬ 
tung haben aber die scheinbar sach¬ 


rennen vor allem gegen seine Ex-Pre¬ 
mierminister Alain Juppe und Francois 
Fillon anzutreten. 

Der Front National kann nach dem 
Ausschluss des Flügels von Vater Le 
Pen geschlossen den Wahlkampf pla¬ 
nen. Amokläufe und IS nutzen ih¬ 
nen objektiv. Die „Droitisation“ wie 
die Rechtsentwicklung genannt wird, 
schreitet fort. Der FN kann sich dem¬ 
agogisch-populistisch ihre Argumen¬ 
te aus den politischen und ökonomi¬ 
schen Auseinandersetzungen raussu¬ 
chen. 

Bei den sogenannten linken Ab¬ 
weichlern innerhalb der Sozialisti¬ 
schen Partei hat Ex-Industrieminister 
Arnaud Montebourg in Ex-Bildungs¬ 
minister Benoit Hamon für die so¬ 


verständig-neutralen, real aber längst 
in die einträgliche menschenrechtsim¬ 
perialistische Bewusstseinsindustrie 
integrierten „NGOs“. Pünktlich lie¬ 
ferte also auch Amnesty International 
die medial verwertbare Schlagzeile ab: 
„Schwere Folter und 18 000 Tote in Sy¬ 
riens Gefängnissen“ (FAZ) Die Quelle: 
„Aussagen von 65 früheren Häftlingen 
in syrischen Gefängnissen“. In der letz¬ 
ten Woche gingen Bilder und Videos ei¬ 
nes umgehend „Aleppo Boy“ getauften 
Jungen um die Welt. Das Bildmaterial 
stammt von der Pro-Rebellengruppe 
„Aleppo Media Center“. 

Möglich, dass die Bilder tatsächlich 
authentisch sind und der Junge aus 
Aleppo stammt und dort verwundet 
wurde. Dort herrscht Krieg und dort 
werden viele Kinder verwundet und 
getötet. Der Angriffskrieg gilt nicht 
umsonst als das schwerste Verbrechen. 
Bilder dieser Art und noch viel bruta¬ 
lere hätte man hunderttausendfach bei 
den US-Kriegen in Irak und wohl milli¬ 
onenfach in Südostasien machen kön¬ 
nen. Das Bild der neunjährigen Kim 
Phüc, die nackt und schwerverletzt aus 
einem US-Napalmangriff flieht, ent¬ 
hält Wahrheit, weil es die Kausalität 
der US-Aggression für das Sterben von 
Millionen ikonographisch dokumen¬ 
tiert. Das Bild des verletzten Jungen 
dagegen transportiert die kriegswich¬ 
tige Lüge, der „Blutsäufer Assad“ bom¬ 
bardiere sein eigenes Volk und der Hit¬ 
ler Putin helfe ihm dabei. Das Bild ist 
Teil der westlichen Kriegspropaganda. 

Klaus Wagener 


genannten „linken Primaires“ einen 
schwergewichtigen Konkurrenten ge¬ 
funden. Im „Journal du Dimanche“ 
stellte Montebourg sein Projekt „so¬ 
zialistisch, aber nicht nur“ vor, das im 
Mittelpunkt Steuererhöhungen und 
Förderung kleiner und mittlerer Un¬ 
ternehmen, auch vermittels einer na¬ 
tionalen Entwicklungsbank vorsieht. 
Nun haben sich auch die regierungs¬ 
oppositionellen Grünen „EELV-Les 
Verts“ entschieden, eine eigene „Pri- 
maire“ zu veranstalten, mit Cecile Duf- 
lot als Favoritin. 

Jean-Luc Melenchon, der Vorsitzen¬ 
de der Linkspartei, hat schon vor Mo¬ 
naten seine Kandidatur erklärt. Aber 
damit wird wohl eine „Primaire der 
Linken“ immer unwahrscheinlicher, 
wie sie von der Führung der Kommu¬ 
nistischen Partei PCF favorisiert wurde. 
Auf ihrer Sommeruniversität in Angers 
Ende August wird heftig diskutiert und 
auf dem Wahlkongress im November 
übers weitere Vorgehen entschieden 
werden müssen. 

Und die Gewerkschaften? 

„La Rentree“ kündigt einen heißen 
Herbst an. Die Gewerkschaft CGT hat 
über den Sommer auf Branchenebene 
und in den Regionen für den 15. Sep¬ 
tember mobilisiert. Sie erklärte, der 
Kampf um die Rücknahme des unsozi¬ 
alen und gewerkschaftsfeindlichen Ar¬ 
beitsgesetzes werde „sowohl juristisch 
als auch auf der Straße ausgefochten“ 
und in ganz Frankreich sind an diesem 
Tag sowie am 31. August Aktionen an¬ 
gekündigt. Das sei nicht das „letzte Eh¬ 
rengefecht“. 

Die Petition „Loi travail, non mer- 
ci“ („Arbeitsgesetz, nein danke“) zählt 
mittlerweile über 1358 943 Unterschrif¬ 
ten (Stand 15. August). Die PS-Abge¬ 
ordnete Catherine Coutelle aus Vienne, 
einer Stadt im Rhonetal, ist schon vor¬ 
geprescht, erklärte Anfang August die 
Streiks gegen das Notstandsgesetz als 
„antidemokratisch“ und gibt somit 
schon vorauseilend eine Legitimation, 
auch Gewerkschaftsdemonstrationen 
zu verbieten. Davor schreckte bislang 
selbst die Regierung zurück. 

Georges Hallermayer 


Syrien aktuell 

Die syrische Armee konnte im Juli die 
Terroristen im Ostteil Aleppos von ihrem 
Nachschub abschneiden. Eine Gegenof¬ 
fensive der Dschihadisten erreichte ihre 
Ziele nicht. 

Damit ist die Frage in den Vorder¬ 
grund gerückt, wie die Zivilbevölkerung 
in Aleppo versorgt werden kann. Eine 
Versorgung des Ostteils der Stadt aus der 
Türkei steht von vornherein im Verdacht, 
wie bei anderen Gelegenheiten auch, IS 
und al-Nusra mit Waffen zu versorgen. 

Der Erfolg der syrischen Armee in 
Aleppo blieb nicht ohne Folgen. In Ha- 
saka kam es zu Kämpfen zwischen kurdi¬ 
schen Kräften und der syrischen Armee. 
Die syrische Armee sprach davon, eine 
kurdische Gruppe habe Armeeeinheiten 
und Stadtteile mit Granaten angegriffen, 
die Armee habe diese Angriffe unterbin¬ 
den müssen. 

Darüber hinaus drohte auch eine 
direkte Konfrontation zwischen der sy¬ 
rischen und der US-Luftwaffe. In der 
Nähe - oder vielleicht gemeinsam mit 
dieser kurdischen Gruppe - operierten 
Spezialeinheiten der US-Armee. Mittler¬ 
weile ist seit dem 21. August ein Waffen¬ 
stillstand zwischen der syrischen Armee 
und den kurdischen Gruppen in Kraft. 
Die Internationalisierung des Krieges 
geht weiter. Das chinesische Militär wird 
die syrische Armee in Zukunft stärker 
unterstützen. Auch Russland verstärkte 
seine Präsenz - auf unerwartete Weise. 
Es gibt ein Abkommen über den Ausbau 
und die weitere Nutzung des russischen 
Luftwaffenstützpunktes in Syrien. Und 
ein Abkommen mit der Regierung des 
Iran: Russland kann den Militärflughafen 
Hamadan für Angriffe auf terroristische 
Organisationen in Syrien nutzen. mz 


Kriegswichtige Lügen 

Syrien, Ukraine und ein russischer Hitler 





I Freitag, 26. August 2016 


Im Bild 


unsere zeit m 



Warteschlangen vor einer Brotausgabe, 
Ort und Datum unbekannt 



Foto: Bundesarchiv, Bild 146-1972-038-34 / CC-BY-SA ^ 

Ansprache eines Mitglieds des Arbeiter- und Soldatenrats 
am Berliner Reichstag, November 1918 


Nieder mit dem Krieg, 
nieder mit der Regierung 

Vor 100 Jahren protestierten Arbeiterinnen und Arbeiter 
gegen den Krieg und gegen die Verhaftung Karl Liebknechts 


31uaf$rrft 2 . 


3)ie SDtas&e herunter! 

Tür die Opfer der Vorkämpfer der Kewlutioi: Casekea zui 
Tür den Krieg: €a$$en auf! 


Lcifn &i.? StuiKti IrfjiLlÖig Harten, 
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für ben Sttien unb füi bas SanfrE] allen eeiferen ba^egeu 
fulgenbfn Aufruf: 
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Stuttgart, ben 1 i. Sffläri 1917, 
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nsii ^inbculurg unb Urtkr bem ^lüfibiuiu be& 
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dem Sütom, hc& 3jbmira[s a. ©tflfen non Baubrffin 
mürbe Ätit aJucdjfüljixKiifl tes rÜ^ft^Estofen 
^touthriegeo out H, ^IpriE 1917 ein Aufruf jui 
fpenbe eriüftem UnEer bkfent Aufruf prangen neben bec 
Slomfn opti Kttegsmiaifferiij dürften, ^reifjerea^ 
©rnfeu, ^lumerjienrütcn anr^ bfc Sifimcn bet 
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5« fteEEen. (£& lam b« Regierung ftburij bmauf an, 
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3m „Stnftfl artet 3i*ufn ^ag&Iott“. ^IbEnb^usaabr 
ooiti 22. AMes 19 L7, erfebiect fecnet ein £frEikeL unlex' 
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®ic ^Qloxnl amt bee ©efc^c^tc tjl: 

1. ^en Kampf bee llitfililjattgigcu 8(?iia Ebern# kt alb 
gegen ben Krieg unb für bie 9UdoIu!iiiit biliaclitteei 
bie abhängigen Sci^iaEifEtn d? einen Kampf gegen f|;ri 
^flrki. ®nmrt beacEitm Tie felbft iunt ^luabrucEL, Tmfl 
ihre spartet genteinfame Sadie mit bet heitas* 
hc^crifchcii Otegimmg ber &apita(iften gtaia^i 
harte. 

2. gür bie Opfer bec3loctt«mpf«Pbec9leoptuHop 

EjatEcn bfe abhängigen 8n^aHfien toeber moialifcffe noch 
finanüieUt UnJrrfläfiung übrig, bc riefen fic : Snffhett |iii 

3. 3üc beu xikkfichtslofert U.^oolkricg unb ffle 
bie S£rfeflEniileil?fiiii bie ^ur ^Secfchätfung unb jut 
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Flugschrift der USPD Württemberg:„Die Maske herunter!“, 

wahrscheinlich 1918 


W ährend die Konzerne immer 
mehr am Krieg verdienten, 
wurden die Lebensbedin¬ 
gungen für die Mehrheit der Menschen 
schon im 2. Halbjahr 1914 und Anfang 
1915 immer schwieriger. Ein Kilo Brot 
kostete beispielsweise im April 1915 in 
der Stadt Erfurt 0,50 Mark - ein Jahr 
zuvor waren es noch 0,24 Mark, 1 kg 
Graupen kostete 1,10 Mark (0,52 Mark 
1914). 

Zwischen August 1914 und Mitte 
1916 gab es nur vereinzelte und loka¬ 
le Streiks, die sich gegen Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, nicht aber ge¬ 
gen den Krieg richteten. Aber bereits 
im März und April 1915 protestieren 
Hunderte Frauen vor dem Reichstag 
in Berlin gegen Teuerung, gegen die 
Regierung und gegen den Krieg. 

Am 1. Mai 1916 forderte Karl Lieb¬ 
knecht vor 20 000 Arbeiterinnen und 
Arbeitern auf dem Potsdamer Platz in 
Berlin: „Nieder mit dem Krieg - nie¬ 
der mit der Regierung!“ - Das war die 
erste große Antikriegskundgebung in 
Deutschland. 

Liebknecht wurde verhaftet und 
vor ein Militärgericht gestellt. Arbei¬ 
terinnen und Arbeiter reagierten mit 
Protestaktionen und Streiks. 

Im Juni 1916 kam es in Deutschland 
zur ersten großen Streikbewegung in 
Kriegszeiten. 

In Bremen demonstrierten am 
Abend des 26. Juni Tausende gegen 
eine Verurteilung Liebknechts. In 
Braunschweig streikten am 27. Juni 
rund 8000 Arbeiterinnen, darunter 
alle großen Betriebe. Fast in der gan¬ 
zen Stadt ruhte die Arbeit. In Bre¬ 
men, Stuttgart und anderen Städten 
gab es Protestdemonstrationen. Am 
27. Juni 1916 demonstrierten in Berlin 


auf Initiative des Spartakus-Bundes 
25000. 

Am 28. Juni 1916, am Tag des Pro¬ 
zessbeginns, streikten 55 000 Arbeite¬ 
rinnen in den größten Rüstungsbetrie¬ 
ben Berlins für die Freilassung Karl 
Liebknechts. Das war der erste poli¬ 
tische Massenstreik, den es jemals in 
Deutschland gegeben hatte. Er fand 
statt, obgleich die rechten Führungen 
der Sozialdemokratie und der Gewerk¬ 
schaften alles versucht hatten, Streiks 
zu verhindern. In einer Mitteilung der 
Spartakusgruppe heißt es: „Die felsen¬ 
festen Theorien der Gewerkschaftsbe¬ 
amten, ihre jahrzehntelange Dressur - 
wo sind sie? Im Nu zerstoben vor dem 
ruhigen Entschluss von 55 Tausend 
Proletariern. Die Berliner und die 
Braunschweiger Metallarbeiter haben 
dem ganzen deutschen Proletariat vor¬ 
bildlich gezeigt, wie man über die kor¬ 
rumpierte Führerschaft 4 der Cohen 
und der Scheidemann im entscheiden¬ 
den Moment zur Tagesordnung über¬ 
geht. Sie haben zugleich der Regierung 
gezeigt, dass sie nicht länger als willen¬ 
lose Sklaven ihre Arbeitskraft für die 
Zwecke des Imperialismus missbrau¬ 
chen lassen“ 

In zwei gemeinsamen Aufrufen 
(Juli und September 1916) wandten 
sich rechte SPD-Führung und Gewerk¬ 
schaftsführer gegen das „Treiben der 
im Dunkel der Anonymität wirken¬ 
den Protest- und Generalstreikapos¬ 
tel“. Politische Streiks seien nicht „er¬ 
laubt“. Gemäß einer Vereinbarung aus 
dem Jahr 1906 sei es nämlich so, „dass 
bei politischen Massenaktionen vor¬ 
her eine Verständigung und Beratung 
mit dem Vorstand der Sozialdemokra¬ 
tischen Partei und der Gewerkschafts¬ 
kommission der Gewerkschaften 


Deutschlands erfolgen muss“ (Aufruf 
vom 25.71916). Die Einstellung der Ar¬ 
beit, hieß es im Aufruf vom 18. Septem¬ 
ber, sei „schon in friedlichen Zeiten“ so 
eine Sache. Aber jetzt, im Krieg, da hei¬ 
ße es „durchzuhalten“, gehe Streik gar 
nicht. Die Arbeiter wurden aufgefor¬ 
dert, die „geheimnisvollen Flugblatt¬ 
schreiber“ zu denunzieren. 

Im Dezember 1916 erließ die deut¬ 
sche Regierung das sogenannte „Vater¬ 
ländische Hilfsdienstgesetz“. Diesem 
Gesetz zur Zwangsarbeitspflicht aller 
männlichen Einwohner vom 17 bis zum 
60. Lebensjahr stimmten die rechte So¬ 
zialdemokratie und die Gewerkschafts¬ 
führer zu. Durch totale Mobilmachung 
sollte der Krieg zugunsten Deutsch¬ 
lands und seiner Verbündeten ent¬ 
schieden werden. Die Spartakusgrup¬ 
pe wandte sich gegen das Hilfsdienst¬ 
gesetz. In einem Flugblatt hieß es u.a.: 
„Diese Aufhebung der Freizügigkeit, 
der Arbeitswahl, des Streikrechts - das 
ist die Kasernierung des ganzen deut¬ 
schen Proletariats vom 17 bis 60. Jahr, 
die Einführung des mittelalterlichen 
Frondienstes, der Zwangsarbeit, des 
Zuchthauses.“ 

Doch all die Versuche, die Bewe¬ 
gung gegen den Krieg einzudämmen, 
die Aktivistinnen und Aktivisten zu 
kriminalisieren, mit Zwang die Ar¬ 
beiterproteste zu verhindern nutz¬ 
ten nichts. Im April 1917 - nach ei¬ 
nem Hungerwinter („Steckrübenwin¬ 
ter“) - kam es in Deutschland zu einer 
Welle von neuen Aktionen gegen die 
mangelnde Lebensmittelversorgung. 
Ein Generalstreik wurde vorbereitet. 
Unmittelbarer Anlass waren die zum 
15. April angekündigten Kürzungen 
der Brot- und Milchrationen. Eine hal¬ 
be Million Arbeiterinnen und Arbei¬ 


ter trat in den Streik. Am 16. April de¬ 
monstrierten allein in Berlin 300 000. 
Neben der Forderung nach Brot hörte 
man immer wieder die Forderung nach 
der sofortigen Beendigung des Krie¬ 
ges und nach demokratischen Rech¬ 
ten. 


Im Berliner Bremsenwerk wur¬ 
de damals der erste Arbeiterrat in 
Deutschland gegründet. 


Quelle: Geschichte der deutschen Ar¬ 
beiterbewegung, Bd. 2, Berlin 1966 



Reichsversammlung der Arbeiter- und Soldatenräte am 16. Dezember 1918. Gebäude der Knorr-Bremse GmbH in Berlin (1908). Im Berliner Werk des 

Richard Müller, Mitglied des Vollzugsausschusses eröffnet die Sitzung. Bremsenherstellers wurde der erste Arbeiterrat in Deutschland gegründet. 
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Verschiedene Kräfte in der gemeinsamen Aktion zusammenführen: Berliner Ostermarsch 2016. 


Die Einigung von Dortmund 

Trotz Differenzen: Friedensbewegung mobilisiert 
für den 8. Oktober nach Berlin 


iucas Zeise zur neuen Offenheit der Bundesregierung 

Förderung 

bewaffneter Islamisten 


S eit Wochen mobilisiert ein Ak¬ 
tionsbündnis aus den beiden 
Dachorganisationen „Koopera¬ 
tion für den Frieden“ und „Bundes¬ 
ausschuss Friedensratschlag“ und der 
„Friedenskoordination Berlin“ als 
Organisatorin vor Ort für die bun¬ 
desweite Demonstration am 8. Ok¬ 
tober. Die Demonstration steht un¬ 
ter dem Motto „Die Waffen nieder! 
Kooperation statt NATO-Konfronta- 
tion! Abrüstung statt Sozialabbau!“ 
Die DKP beteiligt sich an den Vor¬ 
bereitungen und hatte auf den Bera¬ 
tungen im Vorfeld den Vorschlag, im 
Herbst zu einer großen bundeswei¬ 
ten Demonstration zu mobilisieren, 
unterstützt. 

Am 3. Juli, während des UZ-Pres- 
sefestes, hatten sich Vertreterinnen und 
Vertreter von Friedensinitiativen und 
-Organisationen zu einer Aktionskon¬ 
ferenz in Dortmund getroffen. Sie be¬ 
schlossen einen Aufruf und vereinbar¬ 
ten, wie die Demonstration organisiert 
und dafür mobilisiert werden sollte. 
Dieser Erfolg war erst nach mehreren 
bundesweiten Beratungen möglich ge¬ 
worden. Den Anstoß hatte gegeben, 
dass der Bundestag im Dezember letz¬ 
ten Jahres beschlossen hatte, die Bun¬ 
deswehr in den syrischen Krieg zu schi¬ 
cken. 

Die Diskussionen bei den folgen¬ 
den Beratungen zeigten, dass Wut und 
Empörung über diesen Beschluss allein 
nicht ausreichten, damit sich die Frie¬ 
densbewegung auf ein gemeinsames 
Vorgehen verständigte. 


„Der Ruhrbergbau (und in ähnlichem 
Verhältnis das gesamte Deutschland) 
(ist) auf ausländische Arbeiter ange¬ 
wiesen. Diese Zuwanderung bringt 
einmal Vorteile mit sich, die nicht zu 
unterschätzen sind. Nachdem unsere 
Arbeiterschaft sich unbestritten zu 
einer höheren Kulturstufe und hö¬ 
herem wirtschaftlichem Niveau auf¬ 
geschwungen hat, kann es in gewisser 
Weise als erfreulich bezeichnet wer¬ 
den, dass für die Verrichtung der nie¬ 
deren Arbeiten anspruchslose auslän¬ 
dische Arbeiter zur Verfügung stehen. 

Die ausländischen Arbeiter sind in 
ihren Lebensforderungen einfacher 
als die einheimischen. Für Ernährung, 
Wohnung und Kleidung sind ihre An¬ 
sprüche so gering, dass Italiener mit 
etwas über 1 M pro Tag auskommen 


Zunächst mussten die Beratungen 
die aktuelle bundesweite Mobilisie¬ 
rungsfähigkeit der Friedensbewegung 
realistisch einschätzen. Für 2016 wa¬ 
ren bereits weitere Aktionen geplant: 
Die Proteste gegen die „Sicherheits¬ 
konferenz“ in München, die regionalen 
Ostermärsche, die Kampagne „Stopp 
Ramstein“, die Aktionswoche gegen 
den Atomwaffenstützpunkt Büchel, die 
Demonstration in Kalkar am 3. Okto¬ 
ber. Diese Aktionen hatten jeweils ei¬ 
nen konkreten Anlass und Ort, zu dem 
mobilisiert wurde. Für den Vorschlag, 
bundesweit nach Berlin zu mobilisieren, 
galt das nicht. Die verschiedenen Orga¬ 
nisationen waren sich aber einig, dass 
es Gründe für so eine Demonstration 
gibt, auch wenn sich die Anlässe nicht 
an einem bestimmten Datum festma- 
chen lassen: Die Bundesregierung plant 
die Aufrüstung und nimmt an der NA- 
TO-Konfrontation gegen Russland teil, 
sie schickt deutsche Soldaten in den 
Krieg, sie toleriert, dass die USA auf 
ihren deutschen Stützpunkten Atom¬ 
waffen lagern und aufrüsten. Diese Po¬ 
litik droht, die Kriege in Syrien und der 
Ukraine auszuweiten. Mit der Demons¬ 
tration im Oktober will die Friedensbe¬ 
wegung diese verschiedenen Anlässe in 
einer Aktion zusammenführen. 

Das breite Bündnis musste sich auf 
zentrale Forderungen einigen. Auch 
grundsätzliche Fragen wurden auf den 
Beratungen kontrovers diskutiert: Wie 
ist die Gefahr eines ,großen Krieges 4 
einzuschätzen? Worin besteht sie und 
von wem geht die Kriegsgefahr aus? 


können. Manche Arbeiten können 
ohne Ausländer überhaupt nicht aus¬ 
geführt werden. Bei großen Erdarbei¬ 
ten, Kanal- und Chausseebauten sind 
ausländische Arbeitskräfte fast aus¬ 
schließlich die einzigen, die zur Ver¬ 
fügung stehen. (...) 

Dabei entsprechen die Leistungen 
der Ausländer bei diesen Arbeiten, 
die an Kraft und Ausdauer besondere 
Anforderungen stellen, vollkommen 
denen der einheimischen; bei quali¬ 
fizierten Arbeiten reichen sie jedoch 
nicht an die der einheimischen Arbei¬ 
ter heran. 

Des weiteren kommt noch das 
Moment hinzu, dass es bei einer Er¬ 
leichterung auf dem Arbeitsmarkt 
oder im Falle einer wirtschaftlichen 
Krisis leichter sein wird, ausländische 


Welche Rolle spielt dabei die Politik 
der USA, Deutschlands, Russlands? Es 
dauerte lange, den gemeinsamen Auf¬ 
ruf zu formulieren, denn jeder neue 
Vorschlag musste in den verschiede¬ 
nen Organisationen des Aktionsbünd¬ 
nisses beraten werden. Es ging darum, 
alle Beteiligten einzubinden, ohne die 
Forderungen zu verwässern. 

In den vergangenen beiden Jahren 
hatte es in der Friedensbewegung Aus¬ 
einandersetzungen um die Frage gege¬ 
ben, ob und gegen wen die Bewegung 
sich abgrenzen soll. Auch zwischen und 
in den Organisationen der Friedens¬ 
bewegung hatten die Konflikte um 
„Mahnwachen“ und „Friedenswinter“ 
zu scharfen Konflikten geführt. Keiner 
der Beteiligten stellte in Frage, dass die 
Friedensbewegung sich gegen rechte 
Kräfte und Rassisten abgrenzen muss - 
ob aber einzelne Akteure als rechts und 
rassistisch einzuschätzen sind, wur¬ 
de immer wieder diskutiert. Trotz der 
Schwierigkeiten und Differenzen einig¬ 
ten sich auch Kräfte, die in den vergan¬ 
genen Jahren eine gegensätzliche Hal¬ 
tung eingenommen hatten, am 3. Juli 
auf ein gemeinsames Vorgehen. 

Barbara Majd-Amin 

Den Aufruf unterschreiben: 
friedensdemo.org 

Material für die Mobilisierung steht 
auf der Bündnisseite zum Herunterla¬ 
den und kann beim Aktionsbüro (akti- 
onsbuero@friedensdemo.org) bestellt 
werden. 


Elemente abzustoßen, als wenn aus¬ 
schließlich einheimische Arbeiter in 
Betracht kommen. (...) 

Aber diesen Vorteilen stehen auch 
auf der anderen Seite erhebliche 
Nachteile gegenüber. (Diese Nach¬ 
teile) haben im Laufe der Zeit zu 
verschiedenen Maßnahmen geführt, 
um die ausländischen Arbeiter hin¬ 
sichtlich ihrer Zulassung sowohl wie 
der Art und des Umfanges ihrer Be¬ 
schäftigung bei uns Beschränkungen 
zu unterwerfen.“ 

Vortrag von Regierungsassessor B. Bo¬ 
denstein vor der Versammlung der 
Hauptstelle Deutscher Arbeitgeberver¬ 
bände,27. Juni 1908, Berlin,zit. n.: Dieter 
Fricke: Der Ruhrbergarbeiterstreik von 
1905, Berlin 1955, S. i6of. 


Der jüngste Putschversuch in der Tür¬ 
kei hat die Verhältnisse, die Kriegs¬ 
und Verteidigungsbündnisse im Na¬ 
hen Osten noch einmal erheblich 
durcheinandergewirbelt. Da kann es 
schon mal Vorkommen, dass die Bun¬ 
desregierung Freund und Feind nicht 
mehr haarscharf unterscheiden kann. 
So kam es, dass die Antwort auf die 
parlamentarische Anfrage der Frak¬ 
tion „Die Linke“ zur Lage der Türkei 
und ihrer Regierung das Land als För¬ 
derer bewaffneter Islamisten einstuf¬ 



te. Die Türkei habe sich schrittweise 
„zur zentralen Aktionsplattform für 
islamistische Gruppierungen“ entwi¬ 
ckelt. 

Von diesen Erkenntnissen, die erklär¬ 
termaßen großenteils vom Auslands¬ 
geheimdienst BND stammten, konn¬ 
te niemand überrascht sein. Es stand 
schließlich auch in den Zeitungen, die 
die Politik der Bundesregierung un¬ 
terstützen. 

Überraschend und neu allerdings 
war die Tatsache, dass die Bundesre¬ 
gierung diese Einschätzung dem Par¬ 
lament, also in aller Öffentlichkeit 
darlegte. Schließlich hatte sie erst 
Ende vergangenen Jahres Aufklä¬ 
rungsflugzeuge und Truppen ins türki¬ 
sche Incirlik geschickt und deren Auf¬ 
trag parlamentarisch absegnen lassen, 
der darin bestand, am Kampf gegen 
die bewaffneten Islamisten teilzuneh¬ 
men. Schon damals wurde öffentlich 
die Befürchtung geäußert, dass die 
von den deutschen Flugzeugen über 
Syrien ermittelten Aufklärungsdaten 


„Die Bevölkerung wird angehalten, 
einen individuellen Vorrat an Le¬ 
bensmitteln von zehn Tagen vorzu¬ 
halten“, zitiert die „Frankfurter All¬ 
gemeine Sonntagszeitung“ aus der 
„Konzeption zivile Verteidigung“ 
des Bundesinnenministeriums. Der 
Ahne erbleicht, die Ahnin desglei¬ 
chen, ziehen Enkelin und Enkel aufs 
Knie und raunen ihnen Geschichten 
aus alten Zeiten ins Ohr. 

Bei ihnen schlägt die Meldung 
einen Funken der Erinnerung an 
finstere Zeiten des kalten Krieges, 
als das Bewusstsein allgemein war, 
dass der Russe danach trachtete 
seine Pferde im Rhein saufen zu 
lassen. Damals, Anfang der sechzi¬ 
ger Jahre des vorigen Jahrhunderts, 
erging ein ähnlicher Aufruf an die 
Bevölkerung, und die Idee für die 
„Aktion Eichhörnchen“ getauf¬ 
te Kampagne hatte kein Geringe¬ 
rer als der skurrilste der skurrilen 
obersten Repräsentanten des „rich¬ 
tigen“ deutschen Staats erfunden: 
Heinrich Lübke. 

Damals war im Volk noch eine 
konkrete Vorstellung davon vorhan¬ 
den, dass Kriege dazu neigen dort¬ 
hin zurückzukehren, wo sie begon- 


durch die türkische Luftwaffe viel¬ 
leicht an den zu bekämpfenden isla- 
mistischen Kriegsgegner weitergelei¬ 
tet werden könnten. 

Das ist reine Spekulation. Sicher 
ist aber, dass die Bundesregierung 
den Spagat zwischen dem erklärten 
Krieg gegen den islamistischen „IS“ 
zusammen mit der NATO und dem 
NATO-Staat Türkei und auf der an¬ 
deren Seite der Förderung der be¬ 
waffneten Islamisten durch die Tür¬ 
kei locker aushielt. 

Das gelang ihr vermutlich deshalb 
so gut, weil dieser Spagat seit langem 
der Politik ihrer größeren NATO- 
Partner, insbesondere der USA, ent¬ 
sprach. Meist verdeckt, ganz oft aber 
offen haben die NATO-Staaten isla¬ 
mistische Terrorgruppen gefördert 
und islamistische Staaten wie das 
Königreich der Saudis politisch un¬ 
terstützt und mit modernsten Waffen 
ausgerüstet. Den Krieg gegen das 
säkulare Syrien haben die NATO- 
Staaten, einschließlich der Bundes¬ 
republik und die Golf-Monarchien 
unter dem zynischen Titel „Freunde 
Syriens“ geführt und sich dabei, um 
mit den Worten der Bundesregierung 
zu sprechen, „zur zentralen Aktions¬ 
plattform für islamistische Gruppie¬ 
rungen“ entwickelt. Geographisch 
ist die Türkei den Islamisten näher. 
Politisch ist die Unterstützung der 
islamistischen Terrortrupps offizielle 
Linie des westlichen Bündnisses und 
seiner Wertegemeinschaft. 

Wir verdanken die neue Wahr¬ 
heitsliebe unserer Regierung und 
ihre zutreffende Charakterisierung 
der Türkei den Folgen des geschei¬ 
terten Putschversuchs. Eine der we¬ 
nigen positiven Entwicklungen ist 
vermutlich, dass das Land ein nicht 
mehr ganz so zuverlässiger Partner 
der westlichen Wertegemeinschaft ist. 
Ein Arrangement mit der vom Wes¬ 
ten bekämpften Assad-Regierung in 
Syrien scheint denkbar. Ein solcher 
Kurs wird weder in Washington noch 
Paris, Berlin oder London gern gese¬ 
hen. Daher auch der gegenüber Prä¬ 
sident Erdogan unfreundliche Ton in 
unserer Presse, die doch sonst ein au- 
tokratisches Präsidialsystem und ei¬ 
nen rüden Umgang mit der Opposi¬ 
tion kaum bemängelt. 


nen oder angezettelt worden sind. 
„Der Russe“ ist als Feindbild halt¬ 
bar und findet derzeit Wiederver¬ 
wendung als Hauptmacht der Fins¬ 
ternis. Doch scheint das Bewusstsein 
jüngerer Generationen für die Be¬ 
drohung nicht ausgeprägt genug, um 
ein Konjunkturprogramm für den 
Discounthandel herzugeben. Wo¬ 
möglich denken die Jungen bei Be¬ 
vorratung auch nicht in erster Linie 
an Reis, Plattenfett und Fischkon¬ 
serven, sondern eher an einen Kas¬ 
ten Bier im Keller und ein Päckchen 
Präservative im Nachtkasten. Allen¬ 
falls mag in der hedonistischen Ju¬ 
gend noch über den Erwerb eines 
Notstromaggregats zur allfälligen 
Speisung des Smartphones nachge¬ 
dacht werden. Überhaupt ist Milita¬ 
risierung der Gesellschaft - und der 
Text des Innenministeriums ist ein 
Teil davon - noch in breiten Kreisen 
ungemein unpopulär. Und so wird 
die Warnung der Ahnen wohl von 
den meisten in den Wind geschlagen 
werden. 

Damit das nicht so bleibt, haben 
die Täter der „vierten Gewalt“, der 
staatsfrommen Medien, wohl noch 
ein weites Feld zu beackern. 


100 Jahre Willkommenskultur 

Vor einem Jahr sagte Angela Merkel: „Wir schaffen das.“ Schon vor über 100 
Jahren erklärte ein Beamter vor „Arbeitgebern“, wozu Ausländer nützlich seien: 


Manfred Idler über Notvorräte 

Denk daran, 
schaff Vorrat an! 
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Verlieren wir Mallorca - verlieren wir den Krieg 

August/September 1936: Die Schlacht um die Baleareninsel • Von Werner Abel 


V on den Hunderttausenden von 
deutschen Urlaubern, die in je¬ 
dem Jahr die wunderschöne Ba- 
learen-Insel Mallorca besuchen, wer¬ 
den die wenigsten wissen, was sich vor 
80 Jahren dort zutrug. Die Zweite Spani¬ 
sche Republik, entstanden nach den Ap¬ 
ril-Wahlen des Jahres 1931, hatte dort, 
ganz im Gegensatz zu der Schwester-In¬ 
sel Menorca, nie so richtig Fuß gefasst. 
Dafür war die politische Rechte, vor al¬ 
lem repräsentiert durch die Falange, sehr 
stark und beherrschte im Bündnis mit 
dem katholischen Klerus nahezu unan¬ 
gefochten die Insel. 

Die Mallorquiner, tief religiös, poli¬ 
tisch eher uninteressiert, standen, nach 
Unabhängigkeit der Balearen strebend, 
den Ereignissen auf dem Festland eher 
reserviert gegenüber. Der Zentralregie¬ 
rung in Madrid war es nach dem Sieg 
der Volksfront im Februar 1936 zuneh¬ 
mend schwergefallen, auf der Insel Po¬ 
litiker zu finden, die die Interessen des 
linken Wahlbündnisses vertraten. Selbst 
die Linken Republikaner hatten andere 
Prioritäten, denn sie arbeiteten mit an 
einem Autonomiestatus für Mallorca. 

Die Madrider Regierung hatte über¬ 
dies einen schweren Fehler begangen, 
indem sie General Manuel Goded Llo- 
pis, einen der potentiellen Verschwörer 
gegen die Republik und Helfer General 
Francos bei der blutigen Niederwerfung 
des asturischen Bergarbeiteraufstands, 
nach Mallorca abschob und zum Militär¬ 
befehlshaber der Balearen machte. Da¬ 
mit hatte Goded hier die gleiche Funkti¬ 
on wie Franco auf den Kanaren. 

Das Militär 

übernimmt die Macht 

So kam, was kommen musste: Schon ei¬ 
nem Tag nach dem Putsch des 18. Juli 
1936 übernahm das Militär unter dem 
Kommando von Goded die Macht 
über die Insel. Das aber war schon kein 
Staatsstreich auf einer abgelegenen In¬ 
sel mehr, sondern ein wohlüberlegter 
Schritt zur Sicherung einer strategischen 
Position. Mallorca war wichtig für die 
aus Nordafrika operierenden Putschis¬ 
ten, außerdem, und das hatte das auf¬ 
ständische Militär besser erkannt als 
die republikanische Regierung, konn¬ 
te von hier aus die antirepublikanische 
Luftwaffe jeden wichtigen Ort auf dem 
Festland erreichen. 

Am Abend des 18. Juli verhängte 
Goded über die Insel das Kriegsrecht, 
das aus einer Ausnahmeverfassung be¬ 
stand, die androhte, auch nur den ge¬ 
ringsten Widerstand und den Besitz 
von Waffen unnachgiebig zu ahnden. 
Führende linke Politiker, so auch der 
Bürgermeister von Palma, Emilio Dar- 
der, wurden sofort verhaftet und später 
hingerichtet. 

In völliger Überschätzung der Situ¬ 
ation war Goded dann am Morgen des 
19. Juli nach Barcelona geflogen, um 
dort die Leitung des Putsches zu über¬ 
nehmen. Barcelona, eine Hochburg der 
CNT, brodelte vor Erregung, die put¬ 
schenden Militärs waren in den Kaser¬ 
nen eingeschlossen, deren Erstürmung 
war nur noch die Frage einiger Stunden. 
Goded musste in das Generalkapitani- 
at flüchten, das von der erregten Men¬ 
ge gestürmt wurde und er um ein Haar 
gelyncht worden wäre. Das Eingreifen 
einer beherzten Kommunistin rettete 
sein Leben. Der Präsident der Genera¬ 
lität, wie sich die katalanische Regierung 
zu dieser Zeit nannte, Llufs Companys, 
überredete ihn, sich über den Sender 
Barcelona an seine Gesinnungsgenossen 
zu wenden, damit diese den Aufruhr ge¬ 
gen die rechtmäßige Regierung einstel¬ 
len. Goded willigte zähneknirschend ein, 
was ihn nicht davor bewahrte, von einem 
Gericht zum Tode verurteilt und auf 
dem Montjuich erschossen zu werden. 

Rache an den Linken 

Die Recht auf Mallorca nahm nun 
mittels des von Goded ausgerufenen 
Kriegsrechts Rache an allen, die sie 
als Linke verdächtigten. Dazu konnte 
auch gehören, wer an einem Alphabeti¬ 
sierungskurs teilgenommen hatte oder 
kein regelmäßiger Kirchgänger war. Die 
Gefängnisse, auch die neu geschaffenen 


und die provisorischen, waren längst 
überfüllt, aber oft machte man sich gar 
nicht erst die Mühe, Missliebige hinter 
Gitter zu bringen. 

Über die Insel schwärmten Todes¬ 
schwadronen aus, die in der Nacht ihre 
Opfer holten und ihre Leichen in Stra¬ 
ßengräben und hinter Friedhofsmauern 
warfen. Bei diesen Morden tat sich be¬ 
sonders der Gesandte Mussolinis, der 
Faschist und bekennende Katholik Ar- 
conovaldo Bonacorsi, hervor, der sich als 
„Conte Rossi“ ausgab und im schwar¬ 
zen Faschistenhemd, geschmückt mit 
dem Liktorenbündel und dem Christus¬ 
kreuz, auf einem weißen Pferd durch die 
Straßen ritt. In einem eleganten Auto er¬ 
reichte er mit seinen Totschlägern jeden 
Punkt der Insel, jedes Mal ein Blutbad 
hinter sich lassend. Jeder Kommunist, so 


te er mit der Formel „Perdimos Mal¬ 
lorca - perdimos la guerra“ („Verlie¬ 
ren wir Mallorca - verlieren wir den 
Krieg“) die Regierung davon zu über¬ 
zeugen, die Insel für die Republik zu 
erobern. Es schien, als ob zu dieser Zeit 
dem Verteidigungsministerium die Be¬ 
deutung des Luftkriegs noch nicht klar 
war und dass mit dem Eingreifen der 
deutschen und der italienischen Luft¬ 
waffen, die zu den modernsten der Welt 
gehörten, eine neue Situation entstand, 
in der der Terror aus der Luft zum Be¬ 
standteil der faschistischen Kriegfüh¬ 
rung gehörte. 

Als Alberto Bayos Vorschlag eher 
auf Ablehnung stieß, beschloss er, auf 
eigene Faust zu handeln und ein Expe¬ 
ditionskorps zusammenzustellen. Dafür 
erhielt er Unterstützung von der katala¬ 


zur Verfügung gestellt. Ebenso hatte 
Bayo sechs Wasserflugzeug und zwölf 
Geschütze unter seinem Kommando. 

Als aber die Putschisten schon am 
27. August Verstärkung aus dem fa¬ 
schistischen Italien bekamen und die 
italienischen Flugzeuge nach Abschuss 
der republikanischen die Lufthoheit 
gewannen, stagnierte der Angriff. In¬ 
zwischen waren aber auch, wiederum 
ohne Bayo zu informieren, anarchisti¬ 
sche Milizen in der Cala Mandida und 
der Cala Anguila gelandet. Die Ab¬ 
stimmungsdefizite zwischen den An¬ 
archisten und Bayo, aber auch deren 
Weigerung, sich seinem Befehl zu un¬ 
terstellen, weil sie glaubten, er würde 
der KP Spaniens zu nahe stehen, führ¬ 
ten schließlich zu einer Phase der Sta¬ 
gnation. 
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Die größten Landgewinne der Republikaner auf Mallorca im August-September 1936 (dunkle Flächen) 
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seine Devise, müsse sterben, und wenn 
sich da mal keiner fand, dann konnten es 
auch völlig unschuldige Krankenschwes¬ 
tern und Ausländerinnen sein. 

Man geht davon aus, dass bis Jahres¬ 
ende 1936 mindestens 3 000, vielleicht 
sogar bis zu 7 000 Personen auf Mallor¬ 
ca umgebracht wurden. Das Perfide dar¬ 
an ist, dass der Erzbischof von Mallorca, 
Don Jose Miralles, ohne jede Scham die 
Mörder segnete und sich demonstrativ 
an ihrer Seite zeigte. 

In den Augen eines erzkonservativen 
katholischen Schriftstellers, der zunächst 
mit den Putschisten sympathisierte, bei 
einem Falange-Führer auf Mallorca 
wohnte und dessen Sohn selbst der Fa¬ 
lange angehörte, hatte er damit den Bo¬ 
gen überspannt. George Bernanos klag¬ 
te in seinem 1938 erschienen Buch „Die 
großen Friedhöfe unter dem Mond“ 
diese unheilige Allianz aus mordenden 
Rechten und katholischem Klerus mit 
derartiger Vehemenz an, dass der Vati¬ 
kan intervenieren und Mussolini später 
den „Conte Rossi“ von der Insel abzie- 
hen musste. 

„Verlieren wir Mallorca - 
verlieren wir den Krieg“ 

Einer, der sich mit den Verhältnissen auf 
der Insel nicht abfinden wollte, vor allem 
auch, weil er deren strategische Bedeu¬ 
tung in Falle eines Bombenkrieges kann¬ 
te, war der Chef der Marineflugzeug-Ba¬ 
sis von Barcelona, Oberleutnant Alberto 
Bayo Giroud. 

1892 auf Kuba als Sohn spanischer 
Eltern geboren, wählte er dann in Spa¬ 
nien die Laufbahn als Berufsmilitär und 
gehörte später zu den ersten Offizieren 
der neu entstanden spanischen Luftwaf¬ 
fe. Er nahm an den nordafrikanischen 
Kolonialkriegen teil und wurde Zeuge, 
wie das erste Mal in der Geschichte Gift¬ 
gas gegen die Zivilbevölkerung einge¬ 
setzt wurde. 

1935 trat er in die Union Militär de 
Republicanos Antifascistas ein. Am 
19. Juli 1936 ließ er die Ataranzas- 
Kaserne, das Zentrum des Putsches 
in Barcelona, bombardieren, die dann 
vom Volk gestürmt wurde. Mit dem 
Ausbruch des Bürgerkriegs versuch¬ 


nischen Generalität und dem zu diesem 
Zeitpunkt noch mächtigen Zentralko¬ 
mitee der antifaschistischen Milizen. 

Nachdem die logistischen Vorbe¬ 
reitungen abgeschlossen waren, ver¬ 
legte Alberto Bayo die operative Lei¬ 
tung des Unternehmens nach Mahön, 
der Hauptstadt Menorcas. Von dort 
aus hatten republikanische Truppen am 
1.8.1936 die Insel Cabrera besetzt, deren 
Nähe zu Mallorca ihre strategische Be¬ 
deutung ausmachte. Hier landete auch, 
was im Plan Bayos nicht vorgesehen 
war, eine vierhundert Mann starke Ko¬ 
lonne der Federaciön Anarquista Ibe- 
rica (FAI), die, unter der Führung von 
Manuel Uribarri stehend, aus Valencia 
gekommen war. Damit kam es zu ersten 
Spannungen mit den Anarchisten, weil 
diese dem Vorschlag Bayos, zur Ablen¬ 
kung die westlich von Mallorca gelege¬ 
ne kleine Insel Dragonera zu besetzen, 
nicht folgen wollten. Allerdings wurden 
dann, mit Hilfe der anarchistischen Mi¬ 
lizen, die Inseln Formentera und Ibiza 
wieder für die Republik erobert. 

Offensive - und Rückzug 

Am 16.8. gelang es den Milizen Bayos, 
verstärkt durch den größten Teil der 
Garnison von Menorca, insgesamt also 
etwa 8 000 Personen, nach intensiver 
Artillerievorbereitung und der Unter¬ 
richtung der mallorquinischen Bevöl¬ 
kerung durch Flugblätter, mit Hilfe der 
republikanischen Flotte an der Ostküs¬ 
te Mallorcas in der Hafenstadt Puerto 
Cristo, die sie sofort in Puerto Rojo um¬ 
benannten, und am Kap von Punta de 
n‘ Amer zu landen. 

Ihnen gegenüber standen seitens 
der Franquisten ca. 1 200 Mann regu¬ 
läre Infanterie, 300 Angehörige der 
Guardia Civil und bis zu 2 000 falan- 
gistische Freiwillige. Diese konnten 
ca. 12 Kilometer zurückgedrängt wer¬ 
den, so dass ein Brückenkopf in dieser 
Tiefe entstand. Bayo kommandierte die 
Aktion von Bord des Schlachtschiffes 
„ Jaime I“ aus. Die republikanische Ma¬ 
rine hatte für das Unternehmen zwei 
Zerstörer, ein Kanonenboot, ein Torpe¬ 
do-Boot, drei U-Boote,Transportschif¬ 
fe sowie ein Hospital- und Postschiff 


Überdies kümmerte sich das Expe¬ 
ditionskorps zu sehr um die Sicherung 
des Brückenkopfes und verzichtete da¬ 
rauf, auf Manacor vorzustoßen. In den 
Hügeln zwischen dem Industrieort und 
der Küste wurde erbittert gekämpft. 
Hunderte kamen dabei um. Die Fran¬ 
quisten, die als Ergebnis des von ihnen 
ausgeübten Terrors keine Gefahr mehr 
aus dem Inneren der Insel erwarteten, 
verlegten, nachdem sie hier den republi¬ 
kanischen Bürgermeister Antonio Amer 
umgebracht hatten, ihr Hauptquartier 
nach Manacor. Von hier aus beteiligte 
sich auch der „Conde Rossi“ an der Füh¬ 
rung der Abwehr des republikanischen 
Vorstoßes. 

Ende August/Anfang September 
1936 war es klar, dass Bayos Unterneh¬ 
men gescheitert war. Das lag aber auch 
daran, dass die republikanische Regie¬ 
rung die Unterstützung einstellte. In 
der Nacht vom 4. zum 5. September be¬ 
fahl die Regierung Largo Caballero den 
Rückzug von der Insel. 

Man könnte meinen, es sei dies der 
erste Befehl des neuen sozialistischen 
Marine- und Luftwaffenministers In- 
dalecio Prieto gewesen, der am 5.9. 
sein Amt angetreten hatte. Prieto hatte 
schon am 27. August 1936 in der Mad¬ 
rider Zeitung „Informaciön“ geschrie¬ 
ben: „Für die Zwecke einer schnellen 
Niederschlagung des Faschismus ist die 
Eroberung einer Provinz in Spanien zur 
Zeit mehr wert als die Einnahme von 
Mallorca. Und das aus dem einfachen 
Grund, weil sich der Aufruhr ausbrei¬ 
ten könnte, wenn unsere Abwehrkräfte 
geschwächt sind ... Mallorca muss iso¬ 
liert werden. Die Mallorquiner kommen 
nicht mit dem Gewehr auf dem Rücken 
geschwommen, sie haben auch keine 
Mittel zur Landung.“ 

Wie sehr sich Prieto mit dieser Ein¬ 
schätzung irrte, sollte sich nach dem 
Abzug der Republikaner zeigen. Der 
Rückzug selbst war außerordentlich 
verlustreich. Die Wasserflugzeuge, alle 
Geschütze, zwei Transportschiffe und 
eine große Anzahl leichterer Waffen und 
Munition gingen verloren. Und nicht alle 
konnten sich an Bord der Schiffe retten, 
die permanent Luftangriffen ausgesetzt, 


die Soldaten und Milizionäre von der In¬ 
sel evakuieren sollten. 

Bayos Warnung wird Realität 

Schon am 18. und 19. August wurden die 
ersten italienischen Fliegerstaffeln auf 
der Insel stationiert, andere folgten, und 
bald kamen auch die ersten zwei Staffeln 
der Legion Condor, die von den Stütz¬ 
punkten Pollenga und Alcudia ihre Ein¬ 
sätze gegen das Festland flogen. 

Damit beherrschten die Putschisten 
die Mittelmeerküste, auf Mallorca star¬ 
teten die Flugzeuge, die Barcelona, Va¬ 
lencia, Alicante, Cartagena, Sagunto, die 
industriellen Zentren, die republikani¬ 
sche Marine und die Bodentruppen der 
Verteidiger der Republik bombardier¬ 
ten. Barcelona und Madrid waren die 
ersten großen Städte in der Geschich¬ 
te, die massiv aus der Luft bombardiert 
wurden, und das über einen Zeitraum 
von drei Jahren. Von Mallorca aus wur¬ 
den ca. 2 000 Luftangriffe auf Barcelo¬ 
na gestartet, die etwa 3 000 Menschenle¬ 
ben kosteten. Allein durch die härtesten 
Angriffe zwischen dem 16. und 17. März 
1938 kamen fast 1 000 Menschen um. 

Alberto Bayo hatte, nachdem die 
Landung auf Mallorca missglückt war, 
nie wieder mit dem Frontgeschehen im 
Spanischen Krieg direkt zu tun. Dass 
die Republik auf den erfahrenen Mili¬ 
tär verzichtet hat, ist eins der Rätsel die¬ 
ses Krieges. 

Er reiste in geheimer Mission nach 
London und Paris, um dort illegal Waf¬ 
fen zu kaufen. Viel Erfolg scheint ihm 
nicht beschieden gewesen zu sein. Auch 
der SIM, der republikanische Geheim¬ 
dienst, war ihm auf den Fersen: Ausge¬ 
rechnet er geriet unter denVerdacht, de¬ 
sertieren zu wollen. 

Comandante Bayo 

Ironie der Geschichte: Bei einem Luft¬ 
angriff auf Barcelona wurde sein ohne¬ 
hin krankes Auge derart verletzt, dass 
er nach Paris zur Behandlung gebracht 
werden musste. Nach Beendigung des 
Krieges gelang es ihm von da aus, nach 
Lateinamerika zu emigrieren, erst nach 
Kuba, dann nach Mexiko. 

Mit seiner Familie musste er hart ums 
Überleben kämpfen, bis ihm schließlich 
angeboten wurde, eine Militärakademie 
zu gründen. Neben dem Luftkrieg spe¬ 
zialisierte er sich auf den Guerilla-Krieg 
und bildete Guerilleros, z.B. die Sandi- 
nistas, aus. Davon erfuhr auch ein junger 
kubanischer Anwalt, und so stand 1955 
Fidel Castro vor seiner Tür. 

Der Rancho Rosario wurde angemie¬ 
tet. Von dort aus wurde an verschiedenen 
geheimen Plätzen die Schießausbildung 
und das Marschieren bei Nacht geübt, 
kurz, alles, was ein Guerillero braucht. 
Sein bester Schüler, schrieb Bayo spä¬ 
ter, sei ein junger argentinischer Arzt 
gewesen, den er auch als Schachspieler 
schätzte und der später unter dem Na¬ 
men Ernesto Che Guevara weltberühmt 
werden sollte. 

Nach dem Sieg der kubanischen Re¬ 
volution ging Bayo nach Kuba und er¬ 
hielt dort den Rang eines Comandante. 
Seine Erfahrungen waren beim Aufbau 
der jungen Volksarmee hochwillkom¬ 
men. Hochgeehrt als Heroe nacional 
cubano starb er am 4. August 1967, zwei 
Monate, bevor Che Guevara in Bolivien 
ermordet wurde. 

Bayo hat ein umfangreiches literari¬ 
sches Werk hinterlassen, 22 Bände vor 
allem mit Lyrik, Erzählungen und mili¬ 
tärfachlichen Themen. Fidel Castro be¬ 
merkte später scherzhaft, dass Bayo of¬ 
fensichtlich nur deshalb an den Welter¬ 
eignissen teilnehme, um später darüber 
Gedichte oder ein Sachbuch schreiben 
zu können. Sein größter Erfolg und in 
viele Sprachen übersetzt ist sein Buch 
„150 Fragen an einen Guerillero“, das 
von vielen Aufständischen genutzt wur¬ 
de. In Spanien ist 2010 die seit 1987 dritte 
Neuauflage seines 1944 erstmals in Mexi¬ 
ko gedruckten Buches „Mi desembarco 
en Mallorca“ („Meine Landung auf Mal¬ 
lorca“) erschienen, eine überaus span¬ 
nende Schilderung des Versuchs, die Ba¬ 
learen für die Republik zu retten. Ohne 
dieses Buch bleibt die Literatur über den 
Spanischen Krieg unvollständig. 
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Der schwierige Weg 
zu einem differenzierten Bild 

Ein Nachruf auf die Nachrufe auf Hermann Kant 


D er Tod Hermann Kants hat eine 
Vielzahl von Nachrufen ausge¬ 
löst, in Anbetracht der Rolle, 
die Kant in der DDR spielte, aber vor 
allem in Betrachtung seines umfang¬ 
reichen Gesamtwerkes war das zu er¬ 
warten. Es war eine geeignete Gele¬ 
genheit, mit diesem Tod eine sachliche 
Beurteilung von Literatur und Kunst 
der DDR einzuleiten und allmählich 
alte Hassgesänge verklingen zu lassen. 
In einigen Nachrufen spürt man die¬ 
se Bemühungen, so bei Jörg Schieke 
im MDR, der nicht nur das Schicksal 
Kants im Blick hat, sondern das Pro¬ 
blem der Beziehung von Literatur 
und Politik. Selbst der Spiegel , der den 
Nachruf kleiner als seine früheren Ar¬ 
tikel hielt, mäßigte sich anlässlich des 
Todes und gestand dem Autor zu, „das 
Alte überwinden zu wollen“ und einer 
„der besten deutschen Nachkriegsau¬ 
toren“ zu sein, ehe er dann doch den 
Vorwurf der „menschenverachtenden 
Arroganz“ erhob. In der taz bezeich¬ 
nte man ihn in einem respektvollen 
Nachruf als „Seiltänzer“ und „Spieler“; 
das ist eine durchaus mögliche Grund¬ 
lage einer Verständigung, denn große 
Schriftsteller haben meist eine spiele¬ 
rische Begabung, die sie nutzen bis hin 
zu einem Doktor Laustus oder einem 
Glasperlenspiel oder einem Napole¬ 
onspiel wie uns die Beispiele Thomas 
Mann und Hermann Hesse, aber auch 
Christoph Hein zeigen. In diesem brei¬ 
ten Umfeld als deutscher Schriftsteller 
könnte man Hermann Kant sehen, sei¬ 
ne „Begebenheit“ (Die Summe, 1987) 
war ein solches Spiel, ein „Sandkasten¬ 
spiel“ in den Nachrufen nicht genannt. 

Eine Vielzahl von Nachrufen pfleg¬ 
te den politischen Hass. Der ließ sich 
am einfachsten erhalten, wenn das li¬ 
terarische Werk, an dem man nicht vo¬ 
rüber konnte, von „politischen Trick- 
sereien“ beeinträchtigt gesehen wurde 
(Lutz Rathenow im MDR) und Kant 


das Exempel des Leindes, das er nach 
1989 geworden war, blieb. Dass man 
mit dieser Methode viele Schriftsteller 
vernichten kann, wurde ausgeblendet. 
Lür vieles wurde Kant kritisiert, vor 
allem für den Ausschluss von Schrift¬ 
stellern aus dem Schriftstellerverband. 
Das wurde in einigen Nachrufen lang 
und breit ausgewalzt, ein Wort der Er¬ 
klärung aber vermieden. Nicht genannt 
wurden die Bemühungen Kants um an¬ 
dere Autoren wie Werner Bräunig, was 
ihn in Konfrontationen brachte; auch 
um Loest und Rathenow mühte er 
sich, Rathenow nannte es wenigstens, 
um es sofort zu relativieren. 

Kaum erwähnt wurden die 
eigenen Schwierigkeiten mit 
seinen Büchern wie Impres¬ 
sum und Der Aufenthalt, die 
ihre Ursache in einem Lite¬ 
raturverständnis hatten, das 
auf ein neues Bewusstsein und die Er¬ 
ziehungsfunktion von Literatur zielte. 
War Kant ein Alleinherrscher oder ha¬ 
ben nicht zahlreiche Schriftsteller und 
Politiker mitgewirkt und was waren die 
Gründe für dieses Vorgehen? Gab es 
dafür nicht Gesetzlichkeiten, die ein¬ 
gehalten werden mussten, sollte man 
die nicht befragen? Es wäre auch der 
geeignete Zeitpunkt gewesen, um den 
Legenden über ihn, wie sie Karl Corino 
trotz juristischer Niederlage verbreite¬ 
te, zu begegnen. Kants Biografin Lin¬ 
de Salber (Nicht ohne Utopie, 2013) 
hat Corinos „Enthüllungen“ über Kant 
analysiert und unter Verwendung von 
Dokumenten als „Spitzellegende“ be¬ 
zeichnet. Corino aber legte anlässlich 
des Todes im MDR nach, damit zeigte 
er einmal mehr seine moralische Qua¬ 
lität, die nicht einmal vor dem Tod Re¬ 
spekt zeigt. Er bezeichnete Hermann 
Kants Die Aula als „potemkinsches 
Dorf der sozialistischen Literatur“, das 
man nur mit „Grausen“ aus der Hand 
legen könne. Ursache sei, dass Kant die 


Unwahrheit geschrieben habe, es hät¬ 
ten mehr als drei Studenten der ABF 
die DDR verlassen und dann zählte 
Corino unter Verzicht auf zeitliche 
und politische Differenzierungen und 
auf politische Vorgänge wie die Am¬ 
nestie in der Sowjetunion 1955 von den 
Zuchthäusern bis zu Workuta auf, was 
fehle. Was er nicht aufzählte war, wie 
viele Menschen durch die ABF erst 
einmal Bildung bekamen. Für seine 
Hasstirade nahm er sogar in Kauf, li¬ 
teraturwissenschaftliches Grundwis¬ 
sen, das er doch sicherlich einmal be¬ 
sessen hat, über den Haufen zu werfen, 


denn niemand hat den Roman als eine 
Dokumentation Verfolgter und Häft¬ 
linge gelesen, sondern als eine iro¬ 
nisch-spielerische Beschreibung der 
Bildungsbemühungen in der jungen 
DDR. Aber das, was der Roman bie¬ 
tet, wollte Corino nicht lesen. Ähnlich 
argumentierte auch der gründlicher 
gebildete Christian Eger (Mitteldeut¬ 
sche Zeitung ), indem er gegen Kant 
aufrechnete diejenigen, die sich „nicht 
etablieren konnten“ und andere. Doch 
versuchte er sich dann doch in Diffe¬ 
renzierungen - Kant habe nach 1989 
„die Konfrontation nicht gemieden“ -, 
wenn er auch eine Verbindung von Po¬ 
litik und Literatur ablehnte und damit 
historisch zahlreiche deutsche Schrift¬ 
steller in Frage stellte. 

Auch die Aussage, „vielleicht sei er 
ein Halunke“, wie der Marktschreier ei¬ 
ner zum Ausverkauf verkommenen Li¬ 
teratur Reich-Ranicki den Schriftstel¬ 
ler bezeichnet hatte, wurde mehrfach 
zitiert. Seine Verrisse, nicht nur über 
Kant, man erinnere sich an das eines 


Literaturkritikers unwürdige Zerreißen 
von Grass 4 Buch Ein weites Feld auf ei¬ 
nem Spiegel-TitQVoldXi - zeigten zwar, 
dass er etwas von seinem Marktwert 
verstand, wenig aber von Literatur, die 
er nicht nach ihren inneren Gesetzen 
und gesellschaftlichen Ansprüchen, 
sondern nach seinem Bauchgefühl be¬ 
urteilte und damit oft daneben lag, je 
linker ein Autor war, umso mehr. 

In vielen Nachrufen wurde Un¬ 
kenntnis, um es vorsichtig zu sagen, 
zum Prinzip erhoben. Eine davon ist, 
dass bis auf Ausnahmen die umfang¬ 
reiche und gründliche Biografie Lin¬ 
de Salbers nicht zur Kenntnis 
genommen wurde. Und selbst 
Frank Quilitzsch (Thüringer 
Allgemeine), der als sachli¬ 
cher und kenntnisreicher Au¬ 
tor bekannt ist, wies zwar da¬ 
rauf hin, dass diese Biografie 
„vielleicht“ einen neuen Blick öffne, 
ohne selbst diesen neuen Blick zu ver¬ 
suchen. Wie man Kant sehen kann zeig¬ 
te in ersten Umrissen Eva Prase (Freie 
Presse). Sie versuchte einmal das Werk 
Kants einzuordnen (Die Aula „war der 
DDR-Roman schlechthin“) und sei¬ 
ne weltanschaulichen Grundlagen zu 
bestimmen („Das alte Deutschland 
wollte ich nicht mehr“). Dann wies sie 
Reich-Ranickis Urteile als „zu simpel“ 
zurück, gegründet auf die „Attitüde 
derer, die im Westen Deutschlands le¬ 
bend die Wahrheit gepachtet zu ha¬ 
ben schienen“ und Kants Versuche um 
die historische Wahrheit, die „in Polen 
Unwillen“ erregte und Kant erneut 
Schwierigkeiten bereitete u. a. - Hier 
wurde die eingangs beschriebene Mög¬ 
lichkeit nicht vertan. Nimmt man, trotz 
aller kritischen Einwände, die Biografie 
von Linde Salber hinzu, ist zu hoffen, 
dass die historisch differenzierte Dar¬ 
stellung sich allmählich gegen die Co¬ 
rinos durchsetzen wird. 

Rüdiger Bernhardt 


In vielen Nachrufen wurde Unkenntnis, 
um es vorsichtig zu sagen, 
zum Prinzip erhoben. 


Bedrohungen aufgedeckt 

Ein tiefer Blick in das Manipulationsgefüge im real existierenden Kapitalismus 


Die Chefin eines Geheimdienstes ver¬ 
stößt gegen Grundregeln ihres Amtes. 
Ein Feldwebel einer deutschen Spe¬ 
zialtruppe erhält einen Mordauftrag. 
Hacker im Internet beschäftigen die 
Geheimdienste und sich selbst. Kon¬ 
servative Katholiken basteln sich eine 
Partei ... Es sind Manipulationen gi¬ 
gantischen Ausmaßes, die Markus 
Kompa in seinem jüngst erschiene¬ 
nen Polit-Thriller „Das Netzwerk“ be¬ 
schreibt. 

Schon nach wenigen Seiten könnte 
man den Vorwurf erheben, dass der 
Autor hier eine ganze Serie von Ver¬ 
schwörungstheorien abrollen lässt. 
Offenbar hat auch der „Frankfurter 
Westend Verlag“ eine solche Schluss¬ 
folgerung bei nicht wenigen Lesern 
kommen sehen und hat daher den Au¬ 
tor zu einem erklärenden Nachwort 
veranlasst. Misstrauische Leser sollten 
also vielleicht zuerst das Nachwort als 
Vorwort lesen, um zu verstehen, wie 
realistisch die Netzwerke sind, mit 
denen sich Markus Kompa auseinan¬ 
dersetzt. 

Dieser Krimi hat eine Menge durch¬ 
aus reale Grundlagen. Die beschriebe¬ 
nen Geheimdienste - Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV), Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) und Militä¬ 
rischer Abschirmdienst (MAD) - exis¬ 
tieren wirklich, ebenso wahr ist die 
im Buch dargestellte Geschichte der 
„Dienste“ samt der Aufzählung illus¬ 
trer Namen früherer Chefs, von denen 
die ersten eine nachgewiesene Karri¬ 
ere in der Zeit des Hitler-Faschismus 
hinter sich hatten, bevor sie sich in den 
Dienst der Adenauer-Republik stell¬ 
ten. Nachgewiesen sind auch diverse 
Verstrickungen der „Dienste“ in politi¬ 


sche Manipulationen - angefangen bei 
der Vertuschung von Nazi-Verbrechen 
und der Reinwaschung von Kriegsver¬ 
brechern, über die Manipulation von 
Wahlen, u.a. durch aktive Sabotage 
von Wahlkämpfen der deutschen Kom¬ 
munisten, die bisher nicht aufgeklärte 
Rolle aller Geheimdienste beim soge¬ 
nannten linken Terrorismus und die 
aktive Mitwirkung bei der Entstehung 
von rechtsgerichteten Organisationen, 
wie der aktuell laufende NSU-Prozess 
immer wieder zeigt. 

Mitten in all diese Tatsachen hin¬ 
ein hat Markus Kompa die Figur der 
Dr. Ellen Strachwitz erfunden, die 
seit zwei Jahren Präsidentin des Ver¬ 
fassungsschutzes ist und immer wie¬ 
der mit den Möglichkeiten und den 
Grenzen ihres Amtes in Konflikt ge¬ 
rät. Im Sommer 2013, wenige Wochen 
vor den Wahlen zum Bundestag, wird 
sie auf Aktivitäten der Hackergruppe 
DEANON („anonymus“) aufmerk¬ 
sam gemacht, die eine große Menge 
Daten aus dem deutschen Bundestag 
gekapert hat und nun darüber disku¬ 
tiert, wie man in der Öffentlichkeit 
davon Gebrauch machen könnte. Die 
„Dienste“ sind alarmiert, denn kurz zu¬ 
vor war der „Verrat“ des NSA-Mannes 
Edward Snowden bekannt geworden, 
außerdem sind die Schlapphüte damit 
beschäftigt, ihre Zusammenarbeit mit 
CIA und NSA so weit wie möglich zu 
verschleiern. Dabei geht es nicht nur 
darum, dass den Kollegen in Über¬ 
see faktisch die gesamten Daten aus 
deutschen Internetzen zur Verfügung 
gestellt werden, sondern auch um die 
Nutzung von NSA-Software, mit denen 
deutsche Schnüffler aus riesigen Da¬ 
tenmengen in wenigen Minuten gan¬ 


ze Persönlichkeitsprofile herausfiltern 
können, und das alles unter permanen¬ 
ter Verletzung des Grundgesetzes, das 
sie angeblich schützen sollen. 

Beim ebenfalls rechtswidrigen 
Lauschangriff auf einen investigativen 
Journalisten erfahren die Geheim¬ 
dienstler, dass ein Angehöriger der 
deutschen Elite-Kriegstruppe KSK 
dem Reporter von einem mysteriösen 
Mordauftrag berichten wollte. Der Af¬ 
ghanistan-erfahrene Feldwebel Jörg 
war von einem Unbekannten ange¬ 
sprochen worden, der ihn mit der Be¬ 
gründung, dem Vaterland einen wich¬ 
tigen Dienst zu erweisen, mit Geld, 
Papieren, Waffen und Ausrüstung aus¬ 
stattet, um in Prag eine Hackerin zu er¬ 
morden. Der junge Mann erkennt im 
letzten Moment, dass an dem Auftrag 
irgendetwas faul sein muss. Nun wird 
er sowohl von den Geheimdiensten als 
auch von seinem Auftraggeber gesucht 
und gejagt. 

Gleichzeitig sind Leute mit viel 
Geld und erzkonservativer Überzeu¬ 
gung dabei, die gerade im Entstehen 
begriffene rechtslastige Partei AEP zu 
fördern und zu lenken, mit dem Ziel, 
die Partei in den neu zu wählenden 
Bundestag zu bugsieren und als Koali¬ 
tionspartner für die CDU/CSU aufzu¬ 
bauen, um eine neue „große Koalition“ 
mit der SPD zu verhindern. Auch dabei 
sind die „Dienste“ involviert. Richtig 
ernst wird es, als die Schattenmänner 
im Umfeld der AEP einen Terroran- 
schlag planen, den sie Islamisten in die 
Schuhe schieben wollen, um damit die 
Wählerstimmung zugunsten der AEP 
zu beeinflussen. 

Der Autor hat eine Fülle von Vor¬ 
gängen beschrieben und zu einer veri- 


tablen Kriminalgeschichte verwoben, 
die vor allem deshalb außerordentlich 
lesenswert ist, weil sie in real existie¬ 
rende Vorgänge eingebettet wurde. 
Aufgrund seiner weitreichenden und 
tiefgehenden Sachkenntnis über die 
deutschen Geheimdienste und über 
die modernsten Möglichkeiten des 
Internet hat Markus Kompa eine ver¬ 
zweigte und verzwickte Geschichte ge¬ 
sponnen, die bei näherer Betrachtung 
gar nicht so weit hergeholt ist. Wer 
wissen will, wie Geheimdienste heut¬ 
zutage arbeiten, wie durchlässig das In¬ 
ternet ist und wie Wahlen manipuliert 
werden können, sollte sich dieses Buch 
nicht entgehen lassen. 

Uli Brockmeyer 
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Markus Kompa: Das Netzwerk. West¬ 
end Verlag, 244 S., 14,99 Euro 


Kultursplitter 


Immer schön entlasten 

Die Künstlersozialabgabe dient dazu, 
freiberuflich tätige Künstler und Publi¬ 
zisten aller Bereiche ähnlich wie normale 
Arbeitnehmer in das Netz der Sozialver¬ 
sicherung einzubinden. Der Bund, Ver¬ 
werter wie Buch- und Zeitungsverlage, 
Rundfunkanstalten, Tourneeveranstal¬ 
ter und andere mehr sowie die Künstler 
und Publizisten selbst zahlen anteilig in 
die Künstlersozialkasse. Als tolle Nach¬ 
richt verkaufte nun Ministerin Nahles, 
das der Beitragssatz für die Verwerter 
im kommenden Jahr von 5,2 auf 4,8 Pro¬ 
zent sinken wird. Soll heißen, die, die von 
den schöpferischen Leistungen als erste 
profitieren, also die Unternehmen, wer¬ 
den entlastet. Sollte die Kasse ihre Leis¬ 
tungen für die Künstler und Publizisten 
nicht mehr aufbringen können, muss 
entweder der Bund einiges drauflegen 
(da sei aber Schäuble vor) oder die Ver¬ 
sicherten bekommen höhere Beiträge 
aufgebrummt oder die Leistungen wer¬ 
den reduziert. Der Deutsche Kulturrat, 
ein „Dachverband“ im Berliner Lobby¬ 
istensumpf, begrüßte die Neuregelung. 

Sportjournalist 
müsste man sein 

Da schicken die beiden Großanstalten 
ARD und ZDF ganze Kohorten ihrer 
Sportjournalisten nach Rio de Janeiro, 
um 16 Tage lang rund 20 Stunden täglich 
über alle Veranstaltungen zu berichten. 
Der Versuch, eine Sammlung von Stilblü¬ 
ten, schrägen Bildern und verunglückten 
Metaphern anzulegen, scheiterte schon 
nach wenigen Tagen. Wichtiger ist: Wer 
quasselt da eigentlich ständig? Haben 
die eine ordentliche journalistische Aus¬ 
bildung oder liegt ihnen mehr an pathe¬ 
tischen, gefühligen Halbsätzen und ab¬ 
gelesenem Statistikmaterial? Soll uns 
Klatsch und Tratsch vollmüllen, um nicht 
über Sponsoren, Fernsehgelder und diri¬ 
gistische Maßnahmen zu reden? Das na¬ 
tionalbornierte „Wir“, Einkleiden in Fah¬ 
nen, Trikots und „lustige“ Hütchen lag 
den Damen und Herren sehr am Herzen, 
aber dies wird in vielen Ländern ähnlich 
praktiziert. Zur Illustration der ersten 
Frage: An fünf Hochschulen des Landes 
kann Sportjournalismus bis zum Bache¬ 
lor studiert werden, dabei, aufgepasst!, 
an vieren davon nur in Verbindung mit 
Sportmanagement. Die Abbrecherquote 
scheint hoch, denn viele sind wohl Sport¬ 
enthusiasten und wenden sich mit Grau¬ 
sen von dem, was ihnen vermittelt wird. 

Amok und Attentat 

Einer der Gurus unter den deutschen 
Kulturtheoretikern ist Klaus Thewe- 
leit. 1977/1978 erschien sein bemerkens¬ 
wertes Buch „Männerphantasien“ über 
eine psychoanalytische Annäherung an 
den faschistoiden Männertyp. Nun gab 
er dem Salonblatt der Betroffenen und 
Bedrückten, der „taz“ also, ein ausführ¬ 
liches Interview zu aktuellen Ereignis¬ 
sen in Deutschland, Frankreich und an¬ 
derswo. Er macht darin keinen großen 
Unterschied zwischen den Amokläufern 
in Würzburg und München und Selbst¬ 
mordattentätern im Namen des IS. 
Für Theweleit liegt in allen Fällen eine 
„Grundstörung“ vor, ein Begriff aus der 
Psychoanalyse kindlicher Störungen, 
hervorgerufen durch fehlende Nähe, 
das Erleben körperlicher und seelischer 
Demütigungen und Verletzungen, von 
mangelnder Ausbildung eines Ich-Be- 
wusstseins. 

Die Berufung auf eine religiöse Be¬ 
gründung oder eine politische Haltung 
sei nur vorgeschoben, die desolaten 
„Körperzustände“ führten zu Phantasi¬ 
en über eine „Körperlust“, die sich dann 
eruptiv entlade. So weit, so schräg. Die 
soziale und politische Lebenswirklich¬ 
keit, die von Krieg, Verfolgung, Hunger 
und Tod gezeichnet ist, ein Aufwachsen 
unter Bedingungen, die Eltern ihren Kin¬ 
dern nicht zumuten wollen, lässt Thewe¬ 
leit völlig außen vor. Wer so argumentiert 
wie dieser Salonlöwe, ist in der „taz“ gut 
aufgehoben, aber hilft nicht beim Kampf 
gegen die Ursachen solch schrecklicher 
Amokläufe. Der Unterschied zwischen 
blinden Selbstmordattentaten und ge¬ 
zielten Anschlägen auf Diktatoren oder 
Repräsentanten solcher Systeme kommt 
Klaus Theweleit nicht in den Sinn, er 
bleibt schön im Gegründel wohlfeiler 
Meinungen. Herbert Becker 
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Syrien 
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Chronik 

76. März 2on: Beginn der Proteste in 
Daraa, Syrien, danach Ausweitung 
auf das ganze Land 

79. März 2on: Angriff der NATO auf 
Libyen 

Frühjahr 2011: Aufhebung des 
Kriegsrechts und weitere Reformen 

2i. Juni 2on: Reform-Rede Assads in 
der Universität von Damaskus 

Sommer 2011: Große Demonstratio¬ 
nen zur Unterstützung des Reform¬ 
kurses 

Oktober20ii: Letzte Demonstration, 
Vetos Russlands und Chinas im UN- 
Sicherheitsrat gegen eine Flugver¬ 
botszone 

26. Februar 2012: Neue Verfassung; 
Abschaffung des Vorrangs der 
Baath-Partei, neues Wahl- und Par¬ 
teienrecht 

SO. Juni 2012: Erste Verhandlungen 
in Genf 

77. Juli 2012: Operation Vulkan Da¬ 
maskus, Angriff auf Aleppo und Da¬ 
maskus 

September 2014: USA greifen Ziele 
(des IS) in Syrien an 

SO. September 2015: Russland greift 
auf Bitte der syrischen Regierung 
Stellungen des IS in Syrien an 

75. März 2016: Russland beginnt da¬ 
mit, Flugzeuge aus Syrien abzuzie¬ 
hen 

27. März 2016: Nach den russischen 
Luftangriffen kann die syrische Ar¬ 
mee IS aus Palmyra vertreiben 

i8.Juni 2016: 51 Mitarbeiter des US- 
Außenministeriums verlangen Luft¬ 
angriffe gegen Syrien 

Juli 2016: Die russische Luftwaffe 
verstärkt wieder ihre Aktivitäten 

29. Juli 2016: Die syrische Armee 
schneidet die Dschihadisten im Ost¬ 
teil Aleppos vom Nachschub ab 


Der Frühling der 
Petrodollars 2011 

Der Arabische Frühling: Woche um 
Woche wurde vom Ausland ein „Frei¬ 
tag des Zorns“, ein „Freitag der Akti¬ 
on“ ausgerufen,doch in Syrien blieb 
es ruhig. Bis zu dem Tag im März 
2011, als in Daraa im Süden des Lan¬ 
des Proteste ausbrachen. Es ging um 
Religion ebenso wie um Wasserrech¬ 
te nach einer anhaltenden Dürre. 

Die Proteste weiteten sich über 
Syrien aus. Es gab friedliche De¬ 
monstrationen für politische Verän¬ 
derungen, religiös motivierte Pro¬ 
teste, bewaffnete Dschihadisten. 

Ganz zu Beginn der Proteste be¬ 
richtete die chinesische Agentur Xin¬ 
hua, dass in Daraa sieben Polizisten 
in Auseinandersetzungen mit Pro¬ 
testierenden getötet wurden, dass 
ein Krankenhaus und ein Fernmel¬ 
dezentrum angegriffen und andere 
Gebäude niedergebrannt wurden. 

„So ziemlich jeder hier im Sü¬ 
den ist bewaffnet“ hieß es in einem 
Bericht des Nachrichtensenders „Al 
Jazeera“. Viele Sicherheitskräfte 
wurden getötet, doch in einer bei¬ 
spiellosen Medienkampagne wur¬ 
de hierzulande nur von friedlichen 
Demonstranten gesprochen. Die 
Verantwortung für buchstäblich je¬ 
den gewaltsamen Zwischenfall,jede 
Schießerei und jeden Toten wurde 
ausnahmslos der Regierung zuge¬ 
schoben. Schon bald wurden Graf¬ 
fiti an die Wände geschrieben wie 
„Christen nach Beirut - Alawiten 
ins Grab“. 

Die Golfstaaten unterstützen ge¬ 
meinsam mit den USA islamistische 
Fundamentalisten und Salafisten. 
Damit wurde dafür Sorge getragen, 
dass die konservativsten Kräfte in 
den arabischen Gesellschaften ge¬ 
stärkt wurden und nicht etwa der 
„Arabische Frühling“ zu einem de¬ 
mokratischen Experiment mit un¬ 
kalkulierbaren Folgen wurde. 


Der große Krieg gegen Syrien 

Spannungen schüren, Gerüchte verbreiten, Regierung isolieren - „Regime Change“ ä la USA 



Bestückung eines russischen Kampfflugzeuges auf dem Luftwaffenstützpunkt Hmeimim 


S yrien war in Europa vor dem Be¬ 
ginn des Krieges „Terra Incogni- 
ta“ ein Land, das kaum jemand 
kannte. So wurde von all den Ausein¬ 
andersetzungen, die 2011 aufbrachen, 
nur eine einzige gesehen - oder gezeigt: 
der Kampf um politische Freiheiten ge¬ 
gen den Diktator. Die Probleme, die 
von außen in das Land hineingetragen 
wurden, die Entwicklungen im Land 
und die Widersprüche innerhalb des 
oppositionellen Lagers wurden nicht 
wahrgenommen. 

Im Fadenkreuz 

Syrien war schon lange den Auswirkun¬ 
gen der Konflikte in der Region ausge¬ 
setzt. Der wichtigste dieser Konflikte 
war der um die wirtschaftliche, politi¬ 
sche und technologische Vormachtstel¬ 
lung in der Region - der Streit um das 
iranische Atomprogramm. Die Mög¬ 
lichkeit eines Angriffs Israels auf den 
Iran, allein oder gemeinsam mit den 
USA, überschattete lange Zeit auch 
Syrien. Es gab Wirtschaftssanktionen 
und darüber hinaus ganz unmittelbare 
Bedrohungen. Julian Assange sprach 
in einem Interview über eine Nach¬ 
richt, die 2006 der damalige US-Bot- 
schafter in Damaskus, William Roe¬ 
buck, versendet hatte. Darin wird der 
Plan eines Regime-Change in Syrien 
diskutiert und wie man ihn am besten 
erreichen könne. Zu den Maßnahmen, 
die getroffen werden sollten, gehörte 
es, Spannungen zwischen Schiiten und 
Sunniten zu schüren, indem Gerüchte 
und Übertreibungen verbreitet würden 
... So sollte die Regierung von der Be¬ 
völkerung isoliert werden. 

Diese Pläne kamen nicht von unge¬ 
fähr. Es war die Zeit, in der der US- 
amerikanische Journalist Seymour 
Hersh von einer überraschenden Wen¬ 
de in der US-Außenpolitik schrieb: Sie 
sollte sich noch mehr an den sunniti¬ 
schen Regierungen der Region orien¬ 
tieren und darüber hinaus sunnitische 
Extremisten fördern. 

Zu den Gründen des damaligen 
Politikwandels gehörte, dass die Er¬ 
gebnisse des Irak-Krieges den Einfluss 
des Iran gestärkt hatten. Dies bedrohte 
nicht nur die Rolle der USA, sondern 
auch das Gleichgewicht der Kräfte in 
Saudi-Arabien selbst. Dort gibt es näm¬ 
lich eine starke schiitische Minderheit 
in einer Region mit wichtigen Ölfel¬ 
dern. 

Als zentraler Knoten im Netzwerk 
zwischen Hisbollah, Iran, Irak bis hin 
zum Jemen war Syrien schon Jahre vor 
dem sogenannten Arabischen Frühling 
im Fadenkreuz der USA und Saudi- 
Arabiens. 

Von der Damaszener Erklärung 
zum Arabischen Frühling 

Baschar al-Assad übernahm bei seinem 
Regierungsantritt 2000 ein schwieriges 
Erbe in einem relativ armen Land. Er 
versprach damals, das Land vollkom¬ 
men zu erneuern. 

In der Damaszener Erklärung von 
2005 legten oppositionelle Gruppen 
unter Einschluss der Moslembrüder 
ihre Vorstellungen und Forderungen 
für einen Wandel in Syrien dar und 
zeichneten ein düsteres Bild des Lan¬ 
des. Entgegen der kritischen Sicht die¬ 
ser Erklärung bot Syrien Sicherheit 
und Stabilität in einer instabilen Regi¬ 
on. Zu der Zeit, als im Irak nach der 
Besetzung durch die USA der Krieg 
tobte, flohen eine Million oder mehr 
Iraker nach Syrien, wurden aufgenom¬ 
men, untergebracht und versorgt. 

Die Regierung plante Entwicklung 
durch Wirtschaftsreformen, um dann 
unter besseren Bedingungen politische 
Veränderungen zu ermöglichen. Syrien 
sollte als Brücke zwischen den Ländern 
West- und Osteuropas und den arabi¬ 
schen Ländern dienen und den arabi¬ 
schen Golfstaaten Konkurrenz machen. 
Die Reformen sollten die Reste der 
staatlichen Wirtschaftsplanung abbau¬ 
en, wie sie aus der Zusammenarbeit mit 
der ehemaligen Sowjetunion überkom¬ 
men waren. Der wirtschaftliche Umbau 
war sehr von Beratern beeinflusst, die 
vom IWF und ähnlichen Institutionen 


kamen und eine moderne globalisierte 
Wirtschaft formen wollten. Damit tru¬ 
gen die Reformen den Keim künftiger 
Probleme in sich. 

Besucher aus dem Ausland fanden 
in Syrien und vor allem Damaskus ein 
geschäftiges, buntes, modernes Leben. 
Sie knüpften Kontakte zu Syrern, fan¬ 
den Kunst und Kultur. Sie bewegten 
sich in der Sphäre der Nutznießer und 
Gewinner des Umbaus. 

Die Reformen hatten auch Verlie¬ 
rer und unter dem Deckmantel der Na¬ 
tionalen Einheit verbargen sich Risse. 
Viele junge Leute gingen zur Arbeit 
nach Saudi-Arabien, in das Herz des 
Wahhabismus. Es gab soziale Konflik¬ 
te zwischen Stadt und konservativen 
Dörfern und Konflikte zwischen der 
Mehrheit der Gesellschaft - die jung 
ist - und der Generation, die das Sagen 
hatte. Zunehmende soziale Ungleich¬ 
heit aufgrund der Wirtschaftsreformen 
und Korruption kamen hinzu. Unter 
den Bedingungen des Kriegsrechts und 
der Sondergerichte war ein Interessen¬ 
ausgleich kaum möglich. 

Syrien bot ein komplexes Bild mit 
Licht und Schatten. 

Sommer 2011 

Die Entwicklungen im Frühjahr 2011 
(siehe Kasten) wurden in den Medien 
übertrieben und einseitig dargestellt. 
Gerüchte wurden gestreut - ganz im 
Sinne des Vorschlags von William Roe¬ 
buck: Spannungen schüren, Gerüchte 
und Übertreibungen verbreiten, die 
Regierung von der Bevölkerung iso¬ 
lieren. 

Im Sommer jedoch schien sich die 
Situation zu beruhigen. Assad kündigte 
in der Universität von Damaskus Re¬ 
formen an. Kriegsrecht und Sonderge¬ 
richte wurden abgeschafft, diejenigen 
Kurden, die bis dahin als staatenlos 
galten, erhielten syrische Pässe. Op¬ 
position und Abgeordnete des Parla¬ 
ments trafen sich im Hotel Samiramis 
in Damaskus und versuchten, zu einer 
gemeinsamen Politik zu kommen. Vie¬ 
le Menschen unterstützten den Umbau 
Syriens durch Reformen. 

Eine politische Lösung schien greif¬ 
bar nahe. Doch in Wirklichkeit hatte 
der Krieg gerade begonnen. 

Wie ein Krieg gemacht wird 

Der Ausbruch von 2011 hatte den 
Staat bis in die Grundfesten erschüttert 
und geschwächt. Die Stunde für den 
Regime-Change schien gekommen. 

Von Anfang an gaben die USA das 
Ziel einer militärischen Lösung vor: 
Am 16. März gab es die ersten De¬ 
monstrationen in der Stadt Daraa. Nur 
drei Tage später, am 19. März begann 
der Krieg gegen Libyen. Die NATO 
machte sich zur Luftwaffe der liby¬ 
schen Islamisten und setzte damit auch 


ein Zeichen für die islamistischen Fein¬ 
de Syriens: USA, NATO und Golfstaa¬ 
ten würden sie unterstützen - zu Lande, 
zu Wasser, aus der Luft - und medial. 

Die USA taten alles, um wie in 
Libyen auch in Syrien mittels einer 
Flugverbotszone die Islamisten an die 
Macht zu bomben. Jedoch verhinder¬ 
ten Russland und China in der UN den 
Bombenkrieg gegen Syrien. Dies führte 
aber nicht zu einer politischen Lösung, 
sondern zu mehr Waffen und islamis¬ 
tischen Kämpfern, die aus vielen Län¬ 
dern nach Syrien kamen - immer als 
Freiheitskämpfer bezeichnet. 

Der Krieg wurde mit einem ein¬ 
fachen Mechanismus aufgebaut. Ein 
behauptetes Massaker, an dem immer 
und fraglos „Assad“ schuld war, war 
der Ausgangspunkt für eine Medien¬ 
kampagne und weitere Waffenliefe¬ 
rungen. Der Krieg verschärfte sich - 
bis zum nächsten Massaker. 

Ein Beispiel dafür war der Kampf 
um Horns. Schon im Sommer 2011 wur¬ 
den in Horns Menschen von Islamisten 
abgeschlachtet. Die Armee wurde ein¬ 
gesetzt um Zivilisten zu schützen - und 
dies medial als eines der Massaker von 
Assad vermarktet. Es folgten Waffen¬ 
lieferungen. Erst Monate später hieß 
es im „Spiegel“ über diese Zeit beschö¬ 
nigend, die Revolution habe in Horns 
ihre Unschuld verloren. Die Waffen 
waren da längst geliefert, das Geld 
verteilt. 

Dieser Mechanismus trat immer 
wieder und vor allem vor internatio¬ 
nalen Konferenzen in Aktion. Er wur¬ 
de und wird nie hinterfragt - bis zum 
heutigen Kampf um Aleppo, wo es 
heißt, Russland und Syrien würden die 
„Opposition“ bombardieren. Die Me¬ 
dien erwiesen sich als wirksame Waffe 
im Krieg. 

Verhandlungen 

Am 30. Juni 2012 fand in Genf eine 
Konferenz über die Zukunft Syriens 
statt. Zum ersten Mal sprach die da¬ 
malige US-Außenministerin Clinton 
von einer Übergangsregierung - und 
der Abschlusstext verlangte nicht ex¬ 
plizit den Rücktritt des syrischen Prä¬ 
sidenten. Der Grund war einfach: Die 
„Operation Vulkan Damaskus“ stand 
unmittelbar bevor. Dies war die Opera¬ 
tion, in der die Mitglieder des syrischen 
Sicherheitskabinetts einem Bomben¬ 
anschlag zum Opfer fielen, gefolgt von 
einem massiven Angriff auf Damaskus 
und Aleppo. Die US-Regierung wuss¬ 
te von den Planungen zu diesem An¬ 
griff oder hat ihn selbst geplant. Und 
so hatte sie keine Einwände gegen eine 
Übergangsregierung - aber mit Sicher¬ 
heit ihre eigenen Vorstellungen davon, 
wie sie aussehen würde. 

Die Konferenz in Genf war die 
Grundlage für alle weiteren Verhand¬ 


lungen. Und da sie auf einer falschen 
Erwartung beruhte und Regierung und 
Armee dem Angriff widerstanden hat¬ 
ten, ziehen sich die Verhandlungen bis 
heute erfolglos hin - und dienen allen¬ 
falls als Begründung für neue Waffen¬ 
lieferungen, um die „Opposition“ vor 
Verhandlungen zu stärken. 

Nach wie vor im Fadenkreuz 

Lange Zeit wurden alle bewaffneten 
Feinde der Regierung vorbehaltlos als 
Freiheitskämpfer hofiert, bewaffnet und 
finanziert. Erst als der IS weite Teile des 
Irak erobert hatte und wiederum mit neu 
gewonnener Stärke in Syrien agierte, ver¬ 
suchten die USA, korrigierend und kon¬ 
trollierend einzugreifen. Ihre Luftangrif¬ 
fe auf IS und al-Nusra ohne Absprache 
mit der syrischen Regierung zeigen indes, 
dass die USA ihr Ziel noch nicht aufge- 
geben haben. Die syrische Regierung ist 
nach wie vor im Fadenkreuz! 

Mttlerweile hat sich der Kreis der 
Unterstützer Syriens weit über die Re¬ 
gion hinaus ausgeweitet. Irak, Hisbol¬ 
lah, Iran, Russland und zunehmend 
China unterstützen Syrien militärisch. 
Die Milizen und Terroristen werden zu¬ 
rückgedrängt, zuletzt in Palmyra und 
Aleppo. Die Sicherheitslage hat sich 
vielerorts verbessert. 

Verhandlungen aber werden immer 
mehr zu Verhandlungen zwischen den 
USA und Russland. 

Ein Diktator ist ein Diktator 
ist ein Diktator? 

Es gab und gibt bis heute vieles, was 
sich ändern muss in Syrien. Korruption, 
Transparenz, Verantwortlichkeit, sozi¬ 
ale Standards und Wahlen sind Dinge, 
die weder die Terroristen interessieren, 
noch die USA - wohl aber uns als Linke. 

Die wichtigste Voraussetzung ist, 
den Terrorismus zu bekämpfen. Es 
braucht mehr geordnete staatliche 
Strukturen, einen Prozess nationaler 
Versöhnung und einen Dialog zwischen 
Regierung und Opposition. Je weniger 
Einfluss NATO und Golfstaaten darauf 
nehmen können, umso besser. Die Sy¬ 
rer - nicht die USA und nicht die Golf¬ 
staaten - sollen darüber entscheiden, 
wer sie vertritt. 

Die USA hatten den Krieg gegen 
Syrien zu einer Zeit eröffnet, den sie 
nicht geschickter hätten wählen kön¬ 
nen. Damals vernebelten noch die Er¬ 
innerungen an die Tränengasschwaden 
des Tahrir die Sicht auf die Realität ei¬ 
nes komplizierten Landes, auf die Ur¬ 
sachen der Konflikte und auf die Politik 
der syrischen Regierung. 

Wir brauchen heute mehr denn je 
einen kritischen Blick, der Syrien, sei¬ 
ne Regierung und seinen Präsidenten 
nicht durch den Zerrspiegel der medi¬ 
alen Kriegsführung sieht. 

Manfred Ziegler 
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Ein moderne: 
die den Arme 

Die Bill & Melinda Gates-Stiftung 


s Märchen von den Reichen, 
n helfen 


ist lukrativ - für die Stifter • Von Jördis Land 


Cola. Aktien von 
Monsanto muss¬ 
ten zwar nach 
Protesten wieder 
verkauft wer¬ 
den, aber über 
personelle Ver¬ 
flechtung blieb 
auf allen Ebenen 
eine enge Ver¬ 
bindung zur Stif¬ 
tung erhalten. So 
wurde der ehe¬ 
malige Vize-Prä- 
sident und Gen¬ 
technik-Pionier 
von Monsanto 
Robert Horsch 
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Der Selbstdarstellung der Gates-Stiftung zufolge haben alle was zu lachen: 
Die Stifter ebenso wie die Landfrau in Uganda. 


G enetisch veränderte Superba¬ 
nane soll Mangelerscheinungen 
bekämpfen.“ So stellt Spektrum 
der Wissenschaft am 17.6.2014 ein Pro¬ 
jekt der Bill&Melinda Gates-Stiftung 
vor, das in Afrika Erblindung durch Vi¬ 
tamin A-Mangel bekämpfen will. Was 
uns präsentiert wird wie ein menschen¬ 
freundliches Hilfsprojekt folgt einem 
alten Rezept: Schon Rockefeller soll 
Öllampen verschenkt haben, um mit 
dem Verkauf von Lampenöl reich zu 
werden. Heute agiert die Bill&Melinda 
Gates-Stiftung als größte private Hilfs¬ 
organisation der Welt, um die Basis da¬ 
für zu legen, dass Gesundheitswesen 
und Landwirtschaft weltweit profitable 
Anlagesphäre für das Kapital werden 
... und dabei Computer und Soft¬ 
ware nutzen. 

Wer zahlt bestimmt 
die Musik 

Dafür stiftete Bill Gates bis 2012 
etwa 28 Mrd. Dollar für einen 
Trust und Warren Buffett betei¬ 
ligte sich 2006 mit 10 Mio. Aktien 
seiner Investmentfirma Berk¬ 
shire Hathaway zum 
damaligen Wert von 
etwa 31 Mrd. Dol¬ 
lar (sie haben das 
verschmerzt: ihre i 

Privatvermögen j 

wuchsen dabei 
weiter auf mehr M 

als 70 Mrd. Dol- im 

lar). Diesen Ka- fl 

pitalstock legen 
Bill und Melinda 
rentierlich an und vergeben zusammen 
mit Warren Buffett pro Jahr etwa 5 Pro¬ 
zent über die Bill&Melinda Gates-Stif¬ 
tung „zur Bekämpfung von Armut und 
Krankheit“. 2015 waren das 4,2 Mrd. 
Dollar und damit weniger als Bill Ga¬ 
tes über Steueroasen an den US-Steu- 
erbehörden vorbeischummelt, aber fast 
so viel wie der reguläre Haushalt der 
Vereinten Nationen von 5,4 Milliarden 
Dollar. Das verschafft Einfluss. 

Die Stiftung fördert in Allianzen 
mit mehr als 1 000 Organisationen 
Projekte in mehr als 100 Staaten. Sie 
ist für Entwicklungsländer der größ¬ 
te Geldgeber im Gesundheitsbereich 
und der fünftgrößte im Agrarbereich. 
In Partnerschaften von privaten Un¬ 
ternehmen, öffentlichen Institutionen 
und Organisationen der Zivilgesell¬ 
schaft verspricht sie die Einbeziehung 
aller beteiligten Gruppen, aber wer 
das Geld bringt, bestimmt die Musik. 
Einige Beispiele sollen dies verdeut¬ 
lichen. 

Nicht zufällig vermitteln selbst se¬ 
riöse Medien den Eindruck, dass Bill 
Gates mit „Superbananen“ und „Trink- 
wasser-Wundermaschinen“ (Welt, 
7.1.2015) den „Armen in Afrika“ hilft. 
Seit 10 Jahren hat die Stiftung über 
eine Milliarde Dollar dafür ausgege¬ 
ben, ihren Einfluss auf die veröffent¬ 
lichte Meinung und die wissenschaft¬ 
liche Literatur zu vergrößern. Deshalb 
sind kritische Stimmen selten. 

Kaum thematisiert wird die fehlen¬ 
de Kontrolle. Selbstherrlich entschei¬ 
den Bill, Melinda und Warren Buffett 
über die Fördergelder: „Wir entschei¬ 
den uns mit unserem Geld für unsere 
Prioritäten“. (Melinda Gates im Spiegel, 
23.6.2014). Noch weniger findet sich zu 
den Investitionen des Trusts. Bei Erdöl- 
und Bergbauunternehmen, Coca-Cola 
und dem englischen Rüstungsunter¬ 
nehmen BAE Systems tragen sie zu den 
Problemen bei, welche die Stiftung in 
Afrika bekämpfen will. Und sie werfen 
ein Schlaglicht auf die gemeinsamen 
Interessen mit großen Unternehmen: 
man investiert über den Trust in Phar¬ 
ma-, Agrar- und Einzelhandelsunter¬ 
nehmen und fördert sie zum Teil gleich¬ 
zeitig über die Stiftung. So trainiert 
ein Stiftungsprojekt in Kenia 50 000 
Kleinbauern im Anbau von Passions¬ 
früchten für die Zulieferung an Coca- 


2006 bei der Stiftung stellvertretender 
Direktor für landwirtschaftliche Ent¬ 
wicklung. 

Seltsame Wege des Geldes 

Da nimmt es nicht wunder, dass die viel 
beschworenen „Armen in Afrika“ bei 
genauerer Betrachtung von den För¬ 
dergeldern nur selten erreicht werden: 
Nach einer Studie von Grain (2014) 
fließt fast die Hälfte der Stiftungsgel¬ 
der in große internationale Organisa¬ 
tionen und Forschungseinrichtungen 
in den USA und Europa. Im Gesund¬ 
heitsbereich zählen dazu die Weltge¬ 
sundheitsorganisation und die „Glo¬ 
bale Allianz für Impfstoffe“. Im Agrar¬ 
bereich ging der größte Teil an CGI AR, 
ein heute überwiegend privat finanzier¬ 
tes Konsortium von 15 internationalen 
Agrarforschungszentren mit erhebli¬ 
chem Einfluss auf die Weltbank. Bei 
der Weltbank selber förderte die Stif¬ 
tung die Entwicklung des „Enabling 
the Business of Agriculture“. Das ist 
ein „Doing Business-Ranking“ speziell 
für Investitionen in die Landwirtschaft, 
eines der wichtigsten Instrumente zur 
Beeinflussung der nationalen Regie¬ 
rungen in den Entwicklungsländern. 
Top-Positionen für das Rattenrennen 
um Investitionen erreichen sie dort mit 
Zollerleichterungen für die Einfuhr 
von Dünger und kommerziellem Saat¬ 
gut, dem Schutz der damit verbunde¬ 
nen Eigentumsrechte und der Durch¬ 
setzung eines privaten Bodenmarktes. 
Auch NGOs im Agrarbereich, die von 
der Stiftung gefördert werden, sitzen 
nur zu 4 Prozent in Afrika, mehr als 
drei Viertel in den USA. Die größte 
Summe erhielt dort eine Organisation, 
welche privatwirtschaftliche Unterneh¬ 
menslösungen unterstützt. 

Trotzdem spielt das größte Projekt 
der Stiftung in Afrika. Dort gründete 
sie 2006 als „afrikanische Stimme und 
afrikanisches Gesicht unserer Arbeit“ 
(Bill Gates) gemeinsam mit der Ro- 
ckefeller-Stiftung und britischer Ent¬ 
wicklungshilfe die „Allianz für eine 
grüne Revolution in Afrika“ (AGRA). 
Damals versprachen steigende Nah¬ 
rungsmittelpreise dem Kapital wieder 
attraktive Verwertungsfelder in der 
Landwirtschaft und dieser neue Fokus 
sollte mit AGRA in politische Maß¬ 
nahmen umgesetzt werden. 


V i Mit Spen- 

m den von mehr 

m . als 420 Milli- 

| B onen Dollar 

übernahm 
die Stiftung 
über die Hälfte des AGRA-Haushalts 
und untermauert so ihren Einfluss im 
AGRA-Netzwerk aus über 100 Part¬ 
nern. Es bringt internationale Entwick¬ 
lungsorganisationen, afrikanische Re¬ 
gierungen und öffentliche Forschungs¬ 
institute mit großen Unternehmen und 
Banken zusammen, denn der private 
Sektor wird zum entscheidenden Mo¬ 
tor für die weitere Entwicklung erklärt. 
Folgerichtig förderte die Stiftung 2009 
mit 10 Mio. Dollar auch ein Weltbank- 
Projekt, welches die Zusammenarbeit 
der afrikanischen Regierungen mit den 
Unternehmen erleichtern sollte. 

Grüne Revolution 

Das offizielle Ziel von AGRA ist eine 
„grüne Revolution“ in 15 Ländern, 
um die Einkommen von 20 Millionen 
Kleinbauern zu verdoppeln und bis 
2020 die Ernährungsunsicherheit in 
20 Ländern um 50 Prozent zu redu¬ 
zieren. Die Bauern sollen sich selbst 
aus Armut und Hunger befreien, in¬ 
dem sie mit neuen Techniken, Hoch¬ 
ertragssorten, Dünger und Pestiziden 
ihre Erträge steigern und dann bes¬ 
ser vermarkten. Im Hintergrund steht 
die Absicht, einen Grundstein für die 
Industrialisierung der afrikanischen 
Landwirtschaft zu legen, wo Bauern 
heute noch zu 75 Prozent eigene oder 
getauschte Ernteprodukte für die Aus¬ 
saat nutzen. Es winken große Profite 
für die Agrarmultis, wenn sie statt - 
dessen kommerzielles Hochleistungs- 
Saatgut und die dafür erforderlichen 
Pestizide und Düngemittel kaufen. 
Und um das bezahlen zu können, sol¬ 
len sie ihre Ernte an große Agrarhänd¬ 
ler und Einzelhandelsketten verkau¬ 
fen, die dann mit der Weiterverarbei¬ 
tung Gewinn machen. 

Attraktives Saatgut soll ihnen die¬ 
sen Schritt erleichtern. Die Stiftung fi¬ 
nanziert deshalb große Forschungspro¬ 
jekte für die Entwicklung neuer Sorten. 
Obwohl sie versucht, diesen Aspekt 
herunterzuspielen, spielt Gentechnik 
dabei eine entscheidende Rolle. Bei¬ 
spielsweise finanziert sie als Wunder¬ 
lösung für die Ernährungssicherheit 
seit 2007 die Entwicklung einer dürre - 
und insektenresistenten und vorgeb¬ 
lich bis zu 25 Prozent ertragreicheren 
Maissorte. Die Bauern können sie für 
einen gewissen Zeitraum ohne Lizenz¬ 


gebühren zu „angemessenen“ Preisen 
kaufen und auch die Wiederaussaat 
im Folgejahr soll nicht eingeschränkt 
werden. Monsanto spendete techni¬ 
sche und gentechnische Voraussetzun¬ 
gen. Die eigentliche Forschungsarbeit 
erfolgte an staatlich finanzierten afrika¬ 
nischen Agrarforschungsinstituten und 
seit 2010 werden die neuen Sorten in 
Feldversuchen getestet. 

Allerdings können die neuen Mais¬ 
sorten erst importiert, getestet und 
später angebaut werden, wenn die be¬ 
teiligten afrikanischen Staaten die Zu¬ 
lassung gentechnisch veränderter Or¬ 
ganismen gesetzlich geregelt haben. 
Deshalb hat AGRA eine spezielle Ab¬ 
teilung für die „Beratung“ der afrika¬ 
nischen Regierungen. Sie erreichte in 
Kenia mit dem Druck dieses Maispro¬ 
jektes im August 2015 das Ende eines 
Moratoriums für den Import von gen¬ 
veränderten Produkten, das 2012 auf 
öffentlichen Druck vom Parlament be¬ 
schlossen worden war. Seit Februar ist 
der Import für Feldversuche erlaubt 
und bei positiver Bewertung wurde die 
Zulassung für den kommerziellen An¬ 
bau in Aussicht gestellt. Das vorgebli¬ 
che Hilfsprojekt erweist sich damit als 
Türöffner für die Zulassung von Gen¬ 
technik. 

Die neuen Sorten sind meist 
nur mit Dünger ertragreicher. Über 
AGRA fördert die Stiftung deshalb 
die „African Fertiliser (Dünger) and 
Agribusiness“-Partnerschaft aus inter¬ 
nationalen Entwicklungsorganisatio¬ 
nen, Nationalregierungen und Privat¬ 
unternehmen. Auch sie soll vorgeblich 
vor allem Kleinbauern aus der Armut 
führen, bei genauerem Hinsehen aber 
den afrikanischen Düngemittelmarkt 
expandieren, denn er nimmt weniger 
als 2 Prozent der globalen Dünger¬ 
produktion auf. 80 Prozent der För¬ 
dergelder fließen in den Finanzsek¬ 
tor für Krediterleichterungen. Diese 
begünstigen vor allem Kleinhändler 
beim Bau von Verkaufsstellen, damit 
sie die Märkte für landwirtschaftliche 
Produktionsmittel anschieben. Auch 
Bauern sollen günstige Kredite er¬ 
halten, wobei die vielzitierten „armen 
Kleinbauern“ jedoch wegen fehlen¬ 
der Kreditwürdigkeit leer ausgehen. 
Um den Kreis der neuen Abnehmer 
zu vergrößern, sollen die Nationalre¬ 
gierungen den Düngerpreis durch die 
Befreiung von Importsteuern senken 
und den Bauern durch „smarte Sub¬ 
ventionen“ helfen. Das „Smarte“ daran 
ist der verbesserte Absatz von privaten 
Düngemittelunternehmen und Händ¬ 


lern durch die staatliche Übernahme 
kostenintensiver Bereiche. Dazu gehö¬ 
ren z.B. verbilligte „Start-Pakete“ mit 
Dünger, Saatgut und Unkrautvernich- 
tungsmitteln oder Beratungsdienste, 
wo dies nicht profitabel durch Privat¬ 
unternehmen erfolgt. 

ln der Schuldenfalle 

Dieses AGRA-“Start-Paket“ für die in¬ 
dustrielle Landwirtschaft wird die Ar¬ 
mut nicht besiegen, sondern verschär¬ 
fen. Regierungen geraten über Steu¬ 
ererleichterungen und Subventionen 
wieder in die Schuldenfalle. Auch viele 
Bauern, die sich in der Hoffnung auf 
zukünftige Erträge verschulden und 
dafür als Sicherheit die Verfügungs¬ 
rechte über ihr Land hinterlegen, wer¬ 
den von dort vertrieben, sobald sie die 
Schulden nicht zurückzahlen können. 
Die Stiftung verschärft also die un¬ 
gleiche Verteilung von Bodenbesitz, 
die bereits jetzt eine der wichtigsten 
Ursachen für die Armut in Afrika ist. 
Darüber hinaus sind die propagierten 
Ertragssteigerungen oft nur von kur¬ 
zer Dauer. In Südafrika hat eine gen¬ 
technisch veränderte Mais-Sorte von 
Monsanto durch Resistenzentwick¬ 
lung bereits so große Produktausfälle 
verursacht, dass sie wieder vom Markt 
genommen wurde. In Burkina Faso lie¬ 
ferte eine gv-Baumwolle von Monsanto 
zwar eine gute Ernte, aber von so gerin¬ 
ger Qualität, dass die Bauern ebenfalls 
darauf verzichten wollen. Ein großer 
Teil der ohnehin empfindlichen afrika¬ 
nischen Böden ist unter dem Druck ei¬ 
ner wachsenden Bevölkerung bereits 
übernutzt. Klimatische Veränderungen 
und der Anbau von Monokulturen mit 
viel Dünger und Pestiziden werden 
diesen Effekt verstärken und langfris¬ 
tig erhebliche ökologische Probleme 
bereiten. 

Ohne eine Neuausrichtung der 
Landwirtschaft werden die Probleme 
in Afrika nicht zu bekämpfen sein. 
Eine Orientierung an den Profitinter¬ 
essen der großen Agrarunternehmen 
wird nur einem kleinen Teil der heute 
schon reicheren Grundbesitzer zu mehr 
Einkommen verhelfen. Für die ande¬ 
ren werden sich Armut und damit Man¬ 
gelkrankheiten verstärken. Notwendig 
ist stattdessen eine Umverteilung von 
Bodenbesitz und gesellschaftlichem 
Reichtum und eine langfristig wirksa¬ 
me Produktivitätssteigerung durch die 
Einführung angepasster agrarökologi¬ 
scher Anbauverfahren mit dem Erhalt 
einer Vielfalt von örtlichen Nahrungs¬ 
mitteln. 
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Blumen; für 
Stukenbrock 

Mahn- und Gedenkveramtaltung 
zum Antikriegstag 2016 

Sonnabend, 3, September 
Sowjetischer Soldatenfriedhof 
Stukenbrock 

14*00 Uhr Friedhofsführungen 
15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 
Uwe-Karsten Heye, 
Vorstand des Vereins „Gesicht zeigen! 
Für ein weltoffenes Deutschland“ 



NEU IM 
UZ-SHOP 

60 jahre KPD-Verbot 
und politische Justiz 

Ein kurzer Streifzug 
mit Zeitzeugen 

Broschüre, 52 Seiten 
3,- Euro 

(+ 2,- Euro Porto/Verpackung) 


„ ... Es sind die Erfahrungen der massiven Repression, 
ob politisch, privat oder beruflich. Es sind aber auch die 
Erfahrungen der Solidarität unter all jenen, die sich für 
eine bessere Gesellschaft einsetzen und unter derselben 
Repression leiden. Der Spruch „Betroffen sind Einzelne, 
gemeint sind wir alle!" trifft den Kern. Auf diesem Ge¬ 
biet hat die KPD in ihrer Geschichte ja reichlich Erfahrung 
sammeln müssen. Schließlich stehen immer weniger 
Zeitzeugen zur Verfügung. Von einem wichtigen Kapitel 
unserer Geschichte wird bald nur noch zu lesen sein. 
Diese Broschüre möchte, dass diese Erfahrungen nicht 
vergessen werden. Von ihnen zu wissen und daraus zu 
schöpfen ist uns ein Herzensanliegen." 

www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 / Fax: 0201 17788928 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 

an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_y 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Mür itz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


weg mit dem KPD-verbot! 

Samstag, 10. September, Karlsruhe 

15.00 Uhr, Ludwigsplatz: Kundgebung und Demonstration 
Es sprechen: 

Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP), 

Karin Binder (MdB „Die Linke") 

17.00 Uhr„Walhalla", Augartenstraße 27: Veranstaltung 
Es sprechen: 

Dipl.-Jur. Ralph Dobrawa ( Rechtsanwalt, ehern. Mitarbei¬ 
ter des KPD-Prozessbeauftragten Prof. K.F. Kaul), 

Dr. Hans-Peter Brenner (stellvertretender Vorsitzender 
der DKP), 

volodymyr Aleksiy (Mitglied des ZK der KP der Ukraine) 

Anschließend Interviews mit Zeitzeugen durch Vertreter 
der SDAJ mit 

Herbert Mies (ehern. Vors, des Zentralbüros der illegalen 
FDJ- und Mitglied der illegalen KPD-Führung,l973 bis 1990 
DKP-Vorsitzender), 

Willi Gerns (ehern. Mitglied der illegalen FDJ- und KPD-Füh- 
rung, 1969 - 1990 Mitglied des DKP-Präsidiums), 

Heidi Hummler (ehern. Mitarbeiterin der illegalen FDJ-Füh- 
rung, Funktionärin der illegalen KPD und nach 1968 Bezirks¬ 
vorstandsmitglied der DKP Baden-Württemberg) 

Kulturprogramm (Gesang, Rezitation, Piano) mit 

Erich Schaffner und Georg Klemp 

Veranstalter: DKP Parteivorstand und DKP 
Bezirksvorstand Baden-Württemberg 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 27./28. August 2016 

„Revolutionäre Strategie in 
nichtrevolutionären Zeiten“ 

Referenten: P. Becher, P. Graubner, J. Lloyd 

„Worauf es vor allem ankommt, und wodurch wir uns von Refor¬ 
misten unterscheiden ist, dass wir im Kampf um Reformen nie¬ 
mals unser sozialistisches Ziel aus dem Auge verlieren.“ Diese 
Feststellung von Willi Gerns benennt den zentralen Ankerpunkt 
für die Kommunistische Partei im Umgang mit dem Verhältnis von 
Reform und Revolution. 

Die Frage, ob und wie sich die sozialistische Perspektive im Cha¬ 
rakter unseres Reformkampfes niederschlägt, oder ob Letzterer 
unbeeinflusst vom Ziel ein Teil unserer Strategie sein kann, ist 
eine der Fragen, mit denen wir uns im Seminar beschäftigen wol¬ 
len. Welche Bedeutung die DKP dem Kampf um Reformen als 
einem Mittel zum Herankommen an die Revolution beimisst, ist 
eine weitere Frage. 

Der zu seinem Geburtstag im Dezember 2015 erschienene Band 
mit Texten von Willi Gerns, dem wir auch den Titel unseres Se¬ 
minars entliehen haben, bietet reichhaltiges Material für unsere 
Diskussion. Das Seminar setzt eine Reihe von Veranstaltungen 
zur Strategie der DKP aus 2014 (Antimonopolistische Demokra¬ 
tie) und 2015 (Übergänge zum Sozialismus) fort. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann be¬ 
reits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 
10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. Ab Frei¬ 
tag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk 
abklären. 


JUMP UP Update August 2016: 

Liebe Leserinnen und Leser der UZ, 
wir können euch für kurze Zeit folgende CD' s von 
Franz Josef Degenhardt zum Sonderpreis anbieten: 

zum Preis von 10,00 Euro 

Cafe nach dem Fall # Dreizehnbogen # Sie kommen alle wieder-oder? 

# Spiel nicht mit den Schmuddelkindern #L/nd am Ende wieder leben 

# Rumpelstilzchen # Väterchen Franz # Wenn der Senator erzählt 

# Kommt an den Tisch unter Pflaumenbäumen # Mit aufrechtem Gang 

# Vorsicht Gorilla # Junge Paare auf Bänken # Lullaby zwischen den 
Kriegen # Krieg gegen den Krieg # Dämmerung # Da müssen wir durch 

# Durch die Jahre # Liederbuch # Wer jetzt nicht tanzt # Quanten¬ 
sprung # Der Wind hat sich gedreht im Lande # Du bist anders als die 
anderen # Wenn der Senator erzählt # Degenhardt Live # Im Jahr 
der Schweine # Die Wallfahrt zum Big Zeppelin # Mutter Mathilde 

# Nocturn # Aus dem Tiefland 

zum Preis von 13,00 Euro - Doppel CDs: 

Stationen # Live - Aus diesem Land sind meine Lieder 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

SchalIplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 
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Am 28. August wird unsere Genossin 

Maria Honer 

in Schwenningen 92 Jahre alt. 

Bereits 1951 - also vor 65 Jahren - wurde sie Mitglied 
der kommunistischen Bewegung. 

Liebe Maria, 

wir danken Dir für Deine Standhaftigkeit und Treue zu 
unserer Partei! 

Wir wünschen Dir vor allem Gesundheit und freuen uns 
immer, wenn wir Dich Wiedersehen! 

DKP Baden-Württemberg 


Wir gratulieren 

Gisela und Herbert Offermanns 

ln Wedel, der schönen Stadt an der Elbe, roter Vorpos¬ 
ten Hamburgs, wie einmal ein Historiker schrieb, gibt es 
Ende August zweifachen Grund zum Feiern: 

Gila und Herbert Offermanns haben 
Goldene Hochzeit und Herbert Offermanns 
wird außerdem 80 Jahre alt. 

Mit Eurem jahrzehntelangen Engagement habt Ihr Spu¬ 
ren hinterlassen bei den Genossinnen und Genossen der 
DKP, den Kameradinnen und Kameraden der WN-Bund 
der Antifaschisten, als Bündnispartner der Ratsfraktion 
„Die Linke", im Kreis der Friedensbewegung, in Gewerk¬ 
schaft und Sportverein, wo Herbert noch immer Vorsit¬ 
zender der Boxabteilung ist. 

Der besondere Dank der DKP gilt Herbert für seine Ar¬ 
beit als Kreisvorsitzender im Kreis Pinneberg und als 
sportpolitischer Mitarbeiter des DKP-Parteivorstands 
und Gila, die bis heute die Parteikasse im Kreis Pinne¬ 
berg vorbildlich führt. Auch wenn wir Euch etwas mehr 
Ruhe gönnen: Ihr seid aus dem Kreis der Aktiven nicht 
wegzudenken. 

Wir wünschen der „Doppelspitze" zum „Doppel-Jubi¬ 
läum" schöne Stunden im Kreis von Familie, Freunden, 
Kameraden und Genossen. 

DKP Gruppe Wedel 
Kreisvorstand Pinneberg 
Bezirksorganisation Schleswig-Holstein 


Tausend Dank 

für die Glückwünsche zum Geburtstag meiner Frau am 
16. August und zu meinem Geburtstag am 17. August - 
dem 60. Jahrestag des KPD-Verbotes. 

Wir haben uns sehr gefreut und danken nochmals allen, 
die an uns gedacht haben. 

Erich Schreier 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
lädt ein zur 

Bezirksmitgliederversammlung 

Sonnabend, 24. September 2016 
„Kiek ln", Gartenstr. 32, Neumünster 
Beginn 10.30 Uhr. Ende 16.30 Uhr. 

Die BMV wird sich mit dem Eingreifen unserer Partei bei 
den Landtags- und Bundestagswahlen 2017 beschäftigen 
und Beschlüsse fassen. 

Ein Tagesordnungvorschlag und weitere Unterlagen 
werden rechtzeitig verschickt. 

Kostenbeitrag für Verpflegung 10,- / 7,- Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten. 

Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
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Fidels und andere Geburtstage 



Berliner Kuba-Freunde stoßen auf Fidel an 


Der 13. August scheint ein gutes Datum 
für die Geburtsstunde von Revolutionä¬ 
ren und progressiven Unternehmungen 
zu sein. Wurde doch am 13. August 1871 
Karl-Liebknecht geboren, der später die 
KPD gründen sollte. Im Jahre 1926 er¬ 
blickte dann am 13. August Fidel Castro, 
der Führer der Kubanischen Revoluti¬ 
on, das Licht der Welt. 2006 letztend¬ 
lich wurde der Verlag „Wiljo Heinen“ 
bewusst an diesem Tag gegründet und 
begleitet seitdem Werk und Wirken der 
beiden Ersteren publizistisch. 

An 85 öffentlichen Stellen in der 
BRD und 83 Plakatwänden in der 
Schweiz waren als Aktion der Zeitung 
junge Welt großflächige Plakate mit 
dem Konterfei Fidels aufgestellt. Da 
ließen es sich natürlich auch die Berli¬ 
ner Kuba-Aktivisten nicht nehmen, am 
Sonnabend auf den „Comandante en 
Jefe“ vor dem Großplakat im Hof der 
jW anzustoßen. Anschließend ging es 
zur „100-Jahre-Feier“, die die Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba, die jun¬ 
ge Welt und der Verlag Wiljo Heinen 
gemeinsam in der Ladengalerie ver¬ 
anstalteten. Vor über 100 Gästen wür¬ 
digte Autor Eberhard Panitz den Ver¬ 
lag, der auf fast 100 Titel zurückblicken 
kann und ohne den es viele notwendige 
Bücher nicht geben würde. Dem folgte 
auch prompt eine Buchpremiere: Schau¬ 
spielerin Jennipher Antoni las aus dem 
Buch „Eiszeit“ von Panitz. 

Arnold Schölzel aus der Chefre¬ 
daktion der jW entlockte dann im Ge¬ 


spräch mit Hans Modrow diesem politi¬ 
sche Einschätzungen zu Fidels Rolle in 
der kubanischen Revolution sowie die 
Themen der persönlichen Begegnungen 
der beiden. Modrow zeigte sich beein¬ 
druckt von der scharfen Analysefähig¬ 


keit des Comandante und dessen großen 
menschlichen Qualitäten. So propagiere 
er Solidarität mit anderen und Freund¬ 
schaft nicht nur sondern lebe sie immer 
konkret - auch gegenüber politischen 
Weggefährten in schwierigen Zeiten. 


Den musikalischen Abschluss der 
Feier gestaltete der Liedermacher To¬ 
bias Thiele, der schon lange Kuba nicht 
nur musikalisch verbunden ist, mit ku¬ 
banischen und eigenen Liedern. 

UZ 


jFelicidades! für Fidel 

„Cuba Libre“ zum 90. Geburtstag Fidel Castros 


Die Sommerausgabe der „Cuba Libre“ 
- der Kubazeitschrift, die vierteljährlich 
von der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba herausgegeben wird - hat den 
90. Geburtstag des kubanischen Revo¬ 
lutionsführers als Schwerpunkt. Wegge¬ 
fährten und politische Freunde kommen 
zu Wort. Heinz Langer berichtet von den 
vielen persönlichen Begegnungen und 
Reisen mit ihm während seiner Zeit als 
Botschafter der DDR in Kuba. Hans Mo¬ 
drow lässt uns an seinen Eindrücken, die 
er bei vielen Gesprächen mit dem Co¬ 
mandante gewinnen konnte, teilhaben. 

Oft habe Fidel mit ihm über den 
Untergang der DDR gesprochen. 

Der Vorsitzende der DKP, Patrik 
Köbele, erinnert sich an eine erste Be¬ 
gegnung bei einem Kongress des Kom¬ 
munistischen Jugendverbandes (UJC) 
und würdigt die Rolle Fidels und Kubas 
als Leuchtturm für die fortschrittlichen 
Kräfte der Welt. Tobias Kriele erinnert 
daran, warum der große Philosoph Hans 
Heinz Holz Fidel Castro - als einzigen 
Politiker - als revolutionären Praktiker 
würdigte. Roberto Chile, einer der wich¬ 
tigsten Fotografen der kubanischen Re¬ 
volution, gibt seltene Einblicke in seinen 
politischen Blick auf Fidel. Sein Foto 
„La Estrella de Fidel“ (Der Stern von 
Fidel) wurde nicht umsonst das Cover 
dieser Ausgabe. 


Dem Geburtstag voran geht aber 
der 26. Juli und damit das Gedenken 
an den Sturm auf die Moncada, das Fa¬ 
nal der kubanischen Revolution, dem 
ein Artikel gewidmet ist. 

Analysiert wird auch der Obama- 
Besuch. Volker Hermsdorf beschreibt 
die aktuellen US-Programme zum Auf¬ 
bau subversiver Aktivitäten von jungen 
Menschen in Kuba - trotz aller hehren 
Worte Obamas. Justo Cruz beleuchtet 
Obamas Besuch aus der Perspektive ei¬ 
nes in der Kuba-Solidarität in der BRD 
aktiven Kubaners. Die „Cuba Libre“ 
berichtet über die Auswirkungen der 
immer noch bestehenden US-Blockade 
gegen Kuba in Europa - ebenfalls trotz 
aller gegenteiligen Versprechungen. 

In Kuba feierten eine halbe Million 
Menschen kostenlos das Abschlusskon¬ 
zert der „Ole-Tour“ der Rolling Stones. 
Ulrich Fausten lässt die Leser an diesem 
denkwürdigen Konzert und Mick Jag- 
gers Begeisterung für das kubanische 
Publikum teilhaben. Ein Konzert, das in 
die (Musik-)Geschichte eingehen wird. 

Heinz Langer berichtet zum Stand 
der Aktualisierung der Wirtschafts-und 
Sozialpolitik und trifft eine erste Ein¬ 
schätzung des Parteitages der PCC im 
April. 

Der junge kubanische Journalist 
Jorgito erzählt in seinem Log, einer 



festen Kolumne in der CL, wie seine 
Erfahrungen auf der USA-Reise für 
ihn waren und welche Steine ihm die 
US-Regierung bei der Visumerteilung 
in den Weg legte. 

Viele spannende Themen also für alle, 
die kenntnisreich über Kuba informiert 
werden wollen. 

Die „Cuba Libre“ ist für 3,50 Euro zu 
beziehen bei der Geschäftstelle der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
Maybachstraße 159,50 670 Köln 


Leserbrief 


Ehre den Toten im Adenauer- 
Knast 

Betr.: Weitreichende Folgen für 
die Demokratie, UZ vom 12.8., 

S. 10 

Danke, Willi Hendricks, für deinen 
bewegenden Artikel. Vielleicht hät¬ 
te er eine andere Überschrift mit 
mehr Bezug auf die in den BRD- 
Knästen gestorbenen KPD-Mit- 
glieder vertragen? 

Dass als Folge des KPD-Ver- 
bots 1956 auch Genossinnen und 
Genossen der KPD im Adenauer- 
Knast oder kurz nach ihrer Entlas¬ 
sung gestorben sind, habe ich bisher 
nicht gewusst. Ehre dem Andenken 
an Karl Jungmann aus Herne, an 
Martha Hadinsky aus Duisburg, an 
Helmut Wilke aus Lütgendortmund 
und Gerda Kahler aus Wuppertal 
(alle aus NRW). Tote im Knast und 
als Folge von Haftbedingungen, das 
gabs ja eigentlich nur in der DDR, 
haben wir gelernt. 

Die Wahrheit über die Schandta¬ 
ten der Nazi-durchdrungenen Ade¬ 
nauer-Justiz in den 1950er und 1960er 
Jahren muss verbreitet werden. 

Rüdiger Deißler ; Berlin 


Termine@unsere-zeit.de 


Köln: „De Rüde Pooz Sommerfest“, das 
rote Sommerfest der DKP-Gruppe Innen¬ 
stadt. Kölsch vom Fass, Deftiges vom Grill, 
Musik mit Paco und Madeleine, Kaffee und 
Kuchen, Kulturprogramm mit Dr. Ritardan- 
do, Informationen, Diskussionen, Walter 
Stehling liest aus dem „kummenistische 
Manifeß op Kölsch“. Freidenkerzentrum, 
Bayenstraße 11, ab 15.00 Uhr, Eintritt frei. 

Hamburg: Infotisch der DKP Wandsbek 
vor dem Bramfelder Einkaufzentrum, 
10.30 Uhr. 


MO ★ 29. AUG 


Hannover: Treffen der DKP-Stadtteilgrup- 
pe Mitte. DKP-Büro, Göttinger Straße 58, 
19.30 Uhr. 


Ml ★31. AUG 


Solingen: „60. Jahrestag des Verbots der 
KPD“, Treffen der DKP mit Diskussion 
zum Parteiverbot und mit Berichten aus 
der Zeit des Kalten Krieges. Initiativenca¬ 
fe, 19.30 Uhr. 


FR ★ 2. SEPT 


Oldenburg: „Fünf Jahre Krieg in Syrien“, 
Diskussionsrunde der DKP zum Antikriegs¬ 
tag mit einem Vertreter der KP (Türkei) und 
einem ehern. Mitglied der KP Syrien (Ver- 
einigt). Litfaß, Lindenstraße 56,20.00 Uhr. 

Leipzig: Enthüllung einer Informationsta¬ 
fel für den KPD-Politiker Karl Ferlemann 
durch den Leipziger Landtagsabgeord¬ 
neten Marco Böhme (Partei „Die Linke“). 
Merseburger Straße Ecke Ferlemannstra¬ 
ße, 9.00 Uhr. 


SO ★ 4. SEPT 


Duisburg: „Der Putsch, die Säuberungen 
und Massenverhaftungen in der Türkei 
nach dem blutigen Putschversuch“, Ver¬ 
anstaltung von „Marx in Marxloh“ mit Ali 
Atalan, der 2015 für die demokratisch-so¬ 
zialistische und pro-kurdische HDP in das 
türkische Parlament gewählt wurde. Ju¬ 
gend- und Kulturverein, Kaiser-Wilhelm- 
Straße 284,11.00 Uhr bis 13.00 Uhr. 


MO ★ 5. SEPT 


Hamburg: „60 Jahre KPD Verbot und po¬ 
litische Justiz“; Gruppenabend der DKP 
Hamburg-Nord mit Berichten von Zeitzeu¬ 
gen. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41 (gegenüber U-Bahn Lan¬ 
genhorn Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 6. SEPT 


Essen: „TTIP und CETA“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP mit Vortrag von Lucas 
Zeise, Chefredakteur der UZ. DKP-Haus, 
Hoffnungstraße 18,19.00 Uhr. 


FR ★ 9. SEPT 


Schweinfurt: „Geben wir uns 5! - Frie¬ 
den, Arbeit, Bildung, Wohnen, Solidarität.“ 
Gruppenabend zum Sofortprogramm der 
DKP. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 10. SEPT 


Karlsruhe: „Weg mit dem KPD-Verbot!“ 
Zentrale Veranstaltungen der DKP. Kund¬ 
gebung & Demonstration, Ludwigsplatz, 
15.00 Uhr, im Anschluss Veranstaltung im 
Lokal „Walhalla“, Augartenstraße 27. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 
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Tage der Hoffnungen 

Olympia in Rio und das liebe Geld 


Zur Geschichte der 
Kulturvereinigung Leverkusen 

Am 21. März 1931 fand die feierliche Einweihung der 
Versammlungsstätte der Arbeiterbewegung statt 


F ür die Geschichte der Kulturverei¬ 
nigung Leverkusen (KVL) ist der 
Hinweis wichtig, dass der Name der 
Stadt Leverkusen auf den Chemiker 
Carl Leverkus zurückzuführen ist. Sei¬ 
ne Ultramarinfabrik (der Ursprung des 
Bayer-Werkes) ließ er 1860 in der rhei¬ 
nischen Gemeinde Wiesdorf errichten. 
Verwaltungstechnisch entwickelte sich 
Wiesdorf über eine Bürgermeisterei mit 
fast 27 000 Einwohnern 1921 zu einer 
Stadt. Erst noch einmal neun Jahre spä¬ 
ter (am 1. April 1930) entstand die Stadt 
Leverkusen. Wiesdorf wurde zum Stadt¬ 
teil. Hier konzentrierte sich eine große 
Schar von Arbeitern, die ständig ihre Le¬ 
bensbedingungen zu verbessern trachte¬ 
ten. Streiks waren keine Seltenheit. Im 
Ergebnis dieser sozialen Bewegungen 
kam es nach der Novemberrevolution 
u.a. zur Arbeitszeitverkürzung auf acht 
Stunden täglich. Die dadurch erreichte 
Freizeit mündete zwar einerseits in eine 
massenhafte Kultur- und Sportbewe¬ 
gung, andererseits wollte man nicht bei 
den erkämpften Reformen stehenblei¬ 
ben. Es bedurfte einer Kulturorganisa¬ 
tion, die beides im Sinne der Arbeiter¬ 
bewegung zusammenführte: Kultur und 
gewerkschaftlicher/politischer Kampf 
sollten sich verbinden und ergänzen. Das 
war der geistige Hintergrund des dama¬ 
ligen proletarischen „Arbeiter Kultur 
Kartells 44 . 

Verein und Liegenschaft lassen sich 
auf zwei für das damalige Wiesdorf be¬ 
deutende Ereignisse der zwanziger Jah¬ 
re zurückführen: 

Zum Ersten stand im Zuge der Er¬ 
gebnisse der Novemberrevolution der 
Bau eines eigenen Gewerkschaftshau¬ 
ses auf der Tagesordnung. So fand zur 
Behebung der mangelhaften Räumlich¬ 
keiten für die sich schnell entwickelnde 
Gewerkschaftsbewegung 1922 eine vom 
ADGB Opladen einberufene Versamm¬ 
lung statt, die eine „Genossenschaft 
Volkshaus eGmbH Wiesdorf 44 gründete. 
Jedoch sank im darauf folgenden Infla¬ 
tionsjahr 1923 das Interesse an diesem 
Vorhaben, so dass nach Ende der Inflati¬ 
on vom Vermögen nur noch 4 460 Mark 
und von der Mitgliedschaft nur noch 222 
Personen übrig geblieben waren. Erst 
1925 wurde die Genossenschaft wieder 
angekurbelt, die Zahl der Genossen ver¬ 
dreifachte sich fast auf 634 Personen, die 
Haftungssumme stieg auf 12 680 Mark. 

Die politische Breite der hiesigen 
Arbeiterbewegung drückte sich in der 
Zusammensetzung von Vorstand und 
Aufsichtsrat aus, die aus Mitgliedern 


der SPD, der USPD und der KPD be¬ 
standen. In deren Vorstand wurden in¬ 
teressanterweise der SPD-Mann Josef 
Fischer (seit 1929 aber für die KPD 
im Stadtrat) als Vorsitzender und der 
noch 1976 im Vorstand unserer Kultur¬ 
vereinigung tätige Fritz Schulte aus der 
KPD gewählt. Fischers Jupp war auch 
nach dem Krieg für die selbe Sache tä¬ 
tig und Leiter des Folgevereins. 

September 1927 wurde die Genos¬ 
senschaft beim Amtsgericht Opladen 
als „Genossenschaft mit beschränk¬ 
ter Haftung 44 eingetragen. Weit über 
600 Mitglieder, Genossen, waren es 
in dieser bewegten Zeit. Ohne eigene 
Versammlungsstätte warb die Genos¬ 
senschaft schon 1923 für einen Kunst- 
und Werbeabend, an dem sämtliche (!) 
Arbeiter-, Sport- und Bildungsvereine 
mitwirkten. Später zog sich die SPD lei¬ 
der zurück und gründete 1927 mit der 
AWO ein eigenes Jugendheim, das Eli- 
sabeth-Kirschmann-Haus. Es war die 
ideologische Zweiteilung der Arbeiter¬ 
bewegung in eine revolutionäre und in 
eine reformistische Linie, die sich nun 
auch auf die Lebensweise der Arbei¬ 
ter, vornehmlich der Kultur, auswirkte. 

Zum Zweiten bildete sich darüber 
hinaus in der Mitte der 20er Jahre ein 
proletarisches Arbeitersport- und Kul¬ 
turkartell heraus, das „Kulturkartell 
Wiesdorf eGmbH 44 als Dachverband 
von schon bestehenden Arbeiterverei¬ 
nen, Sport- und Kulturorganisationen. 

Für die örtliche Arbeitersport- und 
Kulturbewegung entwickelte es sich 
zum organisatorischen Rückgrat und 
wurde hauptsächlich von der KPD 
unterstützt. Dem Vorstand gehörten 
u.a. der Schlosser Johann Großbach 
(KPD), Albert Heinze, Anton Jurk- 
scheidt, Karl Schording, Max Müller 
an. Ob diese Gründung der geplante 
zweite Schritt der „Volkshausgenos¬ 
senschaft 44 war oder unabhängig von 
ihr entstand, wurde bisher nicht näher 
untersucht. Nun stellte die Stadt Wies¬ 
dorf dem Kulturkartell - also nicht der 
Volkshausgenossenschaft - am Hem- 
melrather Weg ein Grundstück von 
ungefähr 6 000 Quadratmetern (ca. 42 
Meter breit und ca. 138 Meter lang) 
in Aussicht. Das dazu benötigte Geld 
von 20 000 Reichsmark beantragte 
die Wiesdofer KPD-Fraktion in einer 
Stadtratssitzung am 7. Februar des Jah¬ 
res 1929. Sie konnte sich ihres Begeh¬ 
rens ziemlich sicher sein, da sie mit 40 
Prozent die weitaus stärkste Fraktion 
im Parlament war (SPD 9 Prozent). 


Genauso sollte der sozialdemo¬ 
kratisch orientierten Arbeiterwohl¬ 
fahrt (die ein ähnliches Projekt über¬ 
legte) ein Grundstück am Neuenhof 
von 4 500 Quadratmetern und 15 000 
Reichsmark Unterstützung zugespro¬ 
chen werden. 

Nach der Genehmigung konnten 
beide Organisationen mit dem Bau ih¬ 
rer Heime beginnen. Alle der KPD na¬ 
hestehenden Arbeiterorganisationen be¬ 
teiligten sich an den Arbeiten am Hem- 
melrather Weg (heute „Am Stadtpark 44 ). 
Von Mai bis August 1930 wirkten rund 
200 Erwerbslose und Arbeitersportler 
unentgeltlich an der Errichtung des Roh¬ 
baus mit, was 13 000 Mark der Gesamt¬ 
bausumme von 73 000 Mark ersparte. 

Am 21. März 1931, Leverkusen war 
gerade ein Jahr alt, fand die feierliche 
Einweihung statt. Vermutlich wurden 
die verschiedenen Sparten des PKK 
dargestellt. Eine Fotografie im Archiv 
der KVL zeigt einen im Freien stattfin¬ 
denden Judo-Randori. Man bedenke, 
dass Judo erst zu Beginn des 20 Jahr¬ 
hunderts in Deutschland eingeführt 
wurde. Zeitgleich mit dem Volkshaus 
wurde das „Elisabeth-Kirschmann- 
Haus 44 der AWO errichtet. 

Die oben genannten und zu unter¬ 
schiedlichen Zeiten gegründeten zwei 
Organisationen, nämlich die „Genos¬ 
senschaft Volkshaus eGmbH Wies¬ 
dorf 44 und das „Kulturkartell Wiesdorf 
eGmbH 44 gingen nun also einen gemein¬ 
samen Weg: Letztere stellte ersterem 
das Terrain zur Verfügung, erstere dem 
Grundstückseigentümer das Haus. Selt¬ 
sam, aber logisch! Das erhellt die Na¬ 
mensähnlichkeit (Wiesdorf - eGmbH). 
Es kann angenommen werden, dass 
es bei der „Genossenschaft Volkshaus 
eGmbH Wiesdorf 44 von 1922 um die 
Schaffung einer finanziellen Grundla¬ 
ge für die Errichtung einer Versamm¬ 
lungsstätte ging. Als das erfolgreich 
abgeschlossen war, gingen Freunde 
dieses Vorhabens den zweiten Schritt: 
der Bereitstellung eines Grundstücks. 
Unverkennbar ist auch, dass es bei den 
Gründern beider Organisationen kei¬ 
ne Namensüberschneidungen gibt, zwei 
Personengruppen, zwei Gründungsda¬ 
ten, zwei Anliegen, aber ein gemeinsa¬ 
mes Vorhaben. 

Achim Lebrun 

Bearbeitung: UZ. Der vollständige Text 
einschließlich der Quellenangaben 
steht auf http://www.kulturvereini- 
gung.de/ (unter „Geschichte“) 


Längst stehen neue Höhepunkte im 
Weltsport vor der Tür, Olympia ist 
schon fast vergessen. Aber viele Fra¬ 
gen sind noch nicht vergessen. Zum 
Beispiel: Wie „echt 44 waren diese Spie¬ 
le, und natürlich: Können die Deut¬ 
schen zufrieden sein? Die Medien in 
aller Welt haben sie kommentiert, ha¬ 
ben arge Kritik geübt oder Beifall ge¬ 
spendet. 

Man fand einen „Schnipsel 44 , der ei¬ 
nigen Aufschluss gab, in der „Berli¬ 
ner Zeitung 44 und las dort: „Am Mitt¬ 
woch hat sich Hörmann im Deutschen 
Haus unter die Journalisten gemischt, 
undercover mit roter Team-Deutsch- 
land-Trainingsjacke, bei einer Pres¬ 
serunde mit den Medaillengewinnern 
des Vortags. ,Noch Fragen? 4 , wollte die 
Pressesprecherin des DOSB wissen. 
Da ergriff er die Gelegenheit. Wenn 
Funktionäre schon nicht weiterwissen, 
können vielleicht ja die Athleten Ant¬ 
worten geben. Also wollte er von den 
Sportlern hören: ,Wo stehen wir heu¬ 
te? 4 Und: ,Ist es schwieriger, 2016 zu 
gewinnen als 2012 oder 2008? 444 
Kanute Brendel räusperte sich und 
sagte: „Die Gegner sind nach wie vor 
stark. Es ist so, dass mehr Nationen 
mehr investieren. Da muss man se¬ 
hen, was man als DOSB machen kann, 
damit man den Anschluss nicht ver¬ 
passt. 44 Richtig. Darauf war Hörmann 
ja selbst schon gekommen. Mal hören, 
was Turner Hambüchen für Vorschlä¬ 
ge hat: „Man muss sagen, dass wir als 
Deutschland stehen bleiben. (...) Im 
Turnen zum Beispiel ist der Nachwuchs 
ziemlich schwach. 44 Bahnradfahrerin 
Miriam Wehe wiederum befand, „dass 
wir in Deutschland kein Sichtungssys¬ 
tem mehr haben 44 , die Handygenerati- 
on müsse merken, „dass sich Leistungs¬ 
sport auch wirklich lohnt 44 . 

Wie viel Geld? Wofür? Und wohin? 
Das sind jetzt die Fragen vor der ange¬ 
kündigten Spitzensportreform. „Dass 
wir mehr Mittel brauchen, ist unbestrit¬ 
ten 44 hat Michael Vesper schon mal ver¬ 
meldet. Er ist in Rio Chef de Mission 
und hat allen Athleten die Daumen ge¬ 
drückt. Auch dem Schwimmer Marco 
Koch, der in Rio nicht nur mit Speck 
auf den Rippen und einer verpassten 
Weltklassezeit aufgefallen ist, sondern 
auch mit der Forderung, die Goldme¬ 
daillenprämie von 20 000 Euro auf eine 
Million zu erhöhen. 

Diese Antwort auf alle Fragen ha¬ 
ben der Bundesinnenminister und der 
DOSB-Präsident postwendend abge¬ 
lehnt. „Dauerhafte Existenzsicherung 
ist viel wichtiger als eine Einmalprä¬ 
mie 44 , betonte Hörmann am Freitag im 
ZDF-Morgenmagazin. „Ob es mehr 
Geld geben kann und geben muss, ist 
abhängig von der Frage wie die Struk¬ 


turen sind, die wir in Zukunft fördern 
wollen 44 , sagte de Maiziere. (...) Ein 
,Weiter so 4 dürfe es nicht geben. 44 
Soviel zum Thema „deutscher Sport 44 . 
Wir hätten manchen Vorschlag bei¬ 
steuern können, wollten es nicht. Die 
Linken hatten genügend Vorschläge 
unterbreitet. 

Wenn man ein Urteil über Rio de 
Janeiro fällen will, muss man wenigsten 
ein paar Schritte in die Vergangenheit 
zurücklegen. Zum Beispiel daran erin¬ 
nern, dass es die USA-Regierung war, 
die 1984 erklärt hatte, die an Los An¬ 
geles vergebenen Spiele nicht - wie alle 
zuvor - staatlicherseits finanzieren zu 
wollen. Damit entstand eine neue Situ¬ 
ation: Die Marktwirtschaft - deutlicher: 
der Kapitalismus - übernahm Olympia. 
Erstes Beispiel: Die Fackelläufer, die 
das olympische Feuer quer durch die 
USA trugen, mussten dafür bezahlen, 
was dazu führte, dass auch renommier¬ 
te Gangster unter den Fackelträgern 
waren und sich feiern ließen. Das Inter¬ 
nationale Olympische Komitee dachte 
nicht daran, die Spiele an eine andere 
willige Stadt zu vergeben, sondern ak¬ 
zeptierte diesen Wandel. Das ist 32 Jah¬ 
re her und die Spiele sind in dieser Zeit 
zu einem Milliardengeschäft geworden. 
Zwar wehten noch immer die fünf Rin¬ 
ge über den Stadien, aber wer mit ih¬ 
nen für Olympia werben wollte, musste 
von nun an dafür bezahlen. Mithin: Die 
Spiele änderten ihren Charakter, doch 
war ihre Ausstrahlungskraft stark ge¬ 
nug, um nicht auf dem Markt unterzu¬ 
gehen. Sie blieben ein Fest der Sportler, 
der Freundschaft, des Friedens. 

Galt das auch für Rio de Janeiro? Die 
Antwort lautet: Ja! Zwar wurde Kri¬ 
tik an den verschmutzten Toiletten im 
Olympischen Dorf geübt und die Bus¬ 
fahrer wurden kritisiert, die angeblich 
von Stadion zu Stadion fuhren und oft 
zu spät kamen. Es sollen auch wenig 
Zuschauer auf den Tribünen gesessen 
haben, aber daran ging Olympia nicht 
unter. Olympia blieb eine Phase in ei¬ 
ner Welt, die weltweit von Kriegen 
erschüttert wird, in denen Millionen 
Menschen hungern und dürsten. Die 
Spiele konnten diese Katastrophen 
nicht überwinden, bewahrten aber das 
Signal des Friedens. Im Olympischen 
Dorf lernten Wasserballer Radrennfah¬ 
rer kennen und verstanden sich trotz 
fremder Sprachen miteinander. Re¬ 
porter spürten durch die Armenvier¬ 
tel von Rio und beklagten deren Nöte, 
aber wer wüsste eine Stadt, die ohne 
Obdachlose auskommt? 

Die Tage von Rio de Janeiro waren 
zwar von Medaillen, von Jubel und 
Enttäuschungen geprägt, aber sie wa¬ 
ren eben auch Tage der Hoffnungen! 

Klaus Huhn 


Wortklauberei 


Populisten 

Wie man sich täuschen kann! Populis¬ 
ten, könnte man meinen, seien jene, die 
dem Volk nach dem Munde reden. Im 
Wort steckt schließlich das lateinische 
„Populus 44 , was nichts weiter als „das 
Volk 44 bedeutet im Sinne des „gemei¬ 
nen Volkes 44 des einfachen Volkes, im 
Gegensatz zum römischen Adel, dem 
Senat. Im alten Rom war der Klassen¬ 
gegensatz anders als heute offensicht¬ 
liche und akzeptierte Wahrheit. Die 
Formel „Senatus Populusque Roma¬ 
nus 44 (Senat und Volk Roms), die heu¬ 
te noch als Abkürzung SPQR auf den 
Bussen und Kanaldeckeln Roms zu 
lesen ist, drückte damals die Gemein¬ 
samkeit der Klassen Adel und Volk bei 
der Verteidigung des Vaterlandes bzw. 
der Herrschaft Roms über Italien und 
den Rest der bekannten Welt aus. 

Ein Populist wäre also jener, der 
sagt, was das Volk denkt und der die 
Interessen des gemeinen Volkes ver¬ 
tritt oder zumindest dem Schein nach 
vertritt. Populisten wären also, könn¬ 
te man meinen, Politiker wie Ludwig 
Erhard, der „Wohlstand für alle 44 ver¬ 


sprach. Aber niemand hat Erhard zum 
Populisten erklärt. Nicht etwa deshalb, 
weil der Begriff damals und anders als 
heute noch nicht in Mode war, und 
auch nicht weil Erhard als Liberaler 
und Konservativer zugleich nicht im 
Traum daran dachte, wirklich alle am 
erarbeiteten Reichtum teilhaben zu 
lassen. Soziale Demagogie kann nicht 
das Merkmal des Populisten sein. 
Sonst wären SPD („Partei der Ge¬ 
rechtigkeit, der kleinen Leute 44 ) und 
FDP und CDU („Leistung muss sich 
wieder lohnen 44 oder „Steuerliche Ent¬ 
lastung der Arbeitnehmer 44 ) allesamt 
Populisten. 

Das ist es offensichtlich nicht, 
was den Populisten auszeichnet. Man 
muss schon fragen, wer das Wort als 
Schimpfwort benutzt. Helmut Schmidt 
zum Beispiel hat Oskar Lafontaine ei¬ 
nen Populisten genannt, was den nicht 
gestört hat. Dem Populisten wird vor¬ 
geworfen, dass er die Welt in unten 
und oben einteilt. Der Populist ist der 
Volkstribun der römischen Gesell¬ 
schaft, es ist der Lafontaine der heu¬ 


tigen Gesellschaft, es ist jemand, der 
den Klassengegensatz erkennt, über 
ihn redet, sowie - das ist offensicht¬ 
lich das Schlimmste an ihm - mit sei¬ 
ner Rhetorik Gehör findet. Wir brau¬ 
chen mehr davon. 

Schließlich - was ist der Rechtspo¬ 
pulist? Auch er oder sie redet von den 
wenigen, die die Macht haben und 
den vielen, mit denen umgesprungen 
wird. Aber er geißelt die Herrschafts¬ 
klasse wegen ihrer harmloseren Taten. 
Er schimpft auf den roten Gewerk¬ 
schaftsbonzen, die korrupten Politi¬ 
ker und Frau Merkel wegen der Mo¬ 
nate lang offenen Grenzen. Ansonsten 
vertritt er eine ähnliche Politik wie die 
etablierte Rechte. Die stört sich nicht 
an seiner Politik, sondern an seiner 
populistischen Attitüde. Werden sie in 
Parlament, Regierung und Ämtern ko¬ 
optiert, schwindet ihr Populismus und 
der Grund, sie Populisten zu schelten. 

Was nicht heißt, dass beide getrennt 
oder gemeinsam nicht großen Schaden 
anrichten können. 

B.R. 



The Beatles - A Hard Day’s Night 

Ein hübscher nostalgischer Spaß von 
1964 in restaurierter Fassung. Leider 
verdirbt die deutsche Synchronisati¬ 
on das meiste. Im Original hätte man 
den Zünder für Monthy Pythons Spä¬ 
ße vor Augen. 

Fr, 26.8., 23.15 Uhr, BR 

Hinterher hat man’s meist 
vorher gewusst 

Horst Evers: „Ich habe immer eine 
Geschichte dabei, wo ich etwas auf¬ 
decke 44 . Der Kabarettist denkt dort 
weiter, wo das Denken üblicherweise 
an Grenzen stößt. Das führt an den 
schönsten Stellen in Chaos. 

So, 28.8., 22.20 Uhr, ZDF Kultur 


Von g/n zum Kalifat 

Die Beschreibung der Doku auf der 
Arte-Webseite soll den Eindruck er¬ 
wecken, verschiedene US-Regierun- 
gen hätten sozusagen „aus Versehen 44 
den IS mit aufgebaut. Richtig ist: Sie 
haben die Terrororganisation aufge¬ 
baut. 

Di, 30.8., 20.15 Uhr, Arte 

Die Lebensversicherungsfalle 

Lebens- und private Rentenversiche¬ 
rungen sind unrentabel - das ist be¬ 
kannt. Trotzdem werden den Kunden 
alljährlich 2 Millionen Neu Verträge 
aufgeschwatzt. Wie geht das? 

Mi, 31.8., 23.10 Uhr, ZDF 







